
2. Kapitel

Entscheidungstheorie und Entscheidungshilfeverfahren
für komplexe Entscheidungssituationen

Katrin Borcherding

2.1 Entscheidungsanalytischer Ausgangspunkt

2.1.1 Allgemeine Problemstellung

In der Entscheidungsforschung wird untersucht, wie Entscheidungen getroffen
werden oder wie sie getroffen werden sollten. Der erste Aspekt wird als
deskriptiv, der zweite als normativ bzw. präskriptiv bezeichnet. Deskriptive
Entscheidungsforschung dient dem Interesse, tatsächliches Entscheidungsver-
halten von Personen zu beschreiben und zu erklären. Hierzu wird unter
Berücksichtigung des Kontextes der Einfluß verschiedener Variablen auf die
Entscheidungsfindung untersucht, und es werden Theorien entwickelt, welche
das konkrete Entscheidungsverhalten vorherzusagen gestatten. Normative oder
präskriptive Entscheidungsforschung stellt sich demgegenüber die Aufgabe,
ausgehend von verfügbaren Informationen die optimale Entscheidungsalterna-
tive im Hinblick auf die zugrunde gelegten Ziele zu finden. Die hierzu
entwickelten Modelle oder Theorien schreiben einem um ,,Optimalität“ bzw.
um ,,Rationalität“ bemühten Entscheider vor, wie er sich zu verhalten und zu
entscheiden habe. Dabei gehen normative Theorien im engeren Sinn von
allgemein anerkannten Zielen aus und stellen den besten Weg für jeden bereit,
der dieses ,,objektive“ Kriterium zu maximieren sucht. Präskriptive Theorien
beziehen sich auf subjektive Ziele und versuchen entsprechend, subjektive
Kriterien zu maximieren: Ausgehend von individuellen Präferenzen werden
Entscheidungsempfehlungen abgeleitet, die für ein ,,rational“ handelndes Indi-
viduum zu Entscheidungsvorschriften werden.

Während nicht alle Autoren zwischen der normativen und der präskriptiven
Perspektive unterscheiden, ist die Unterscheidung zwischen einer deskriptiven
und einer normativen/präskriptiven Betrachtungsweise von Entscheidungssi-
tuationen durchgehend anzutreffen. Deskriptive Entscheidungsforschung wird
aufgrund der angewandten Methodik und der zu erwartenden Erkenntnisse
vorrangig als Teildisziplin der Psychologie verstanden. Demgegenüber ist die
normative/präskriptive Entscheidungsforschung mit dem analytisch-dedukti-
ven Ansatz weit mehr fachübergreifend, wenngleich die Anwendungen bislang
insbesondere wirtschaftlichen, administrativen sowie medizinischen Problem-
stellungen galten. Wie die deskriptive und die normative Perspektive aufeinan-
der bezogen werden können, soll Abbildung 1 andeuten.
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Abb. 1: Normative und deskriptive Perspektive der Entscheidungsforschung

In diesem Kapitel soll eine präskriptive Perspektive dargelegt und dabei der
Schwerpunkt auf Entscheidungsverfahren für komplexe Entscheidungssituatio-
nen gelegt werden. Auf psychologisch-deskriptive Ansätze wird nicht speziell
eingegangen werden, siehe dazu aber Bettman (1979), Einhorn und Hogarth
(1981), Frey (1981), Harnmond, McClelland und Mumpower (1980), Hill
(1979), Hogarth (1980), Janis und Mann (1979) und Wallsten (1980).

Wenn im folgenden von dem ,,Entscheider“ gesprochen wird, so ist darunter
diejenige ,,Einheit“ zu verstehen, die die Entscheidung zu treffen hat. Dies kann
eine Person, ein Haushalt, ein Gremium, eine Firma, eine Regierung usw. sein.
Auch wenn die Entscheidung von mehreren Personen getroffen wird, soll diese
Gruppe von Personen als ,,Entscheidungssubjekt“ verstanden werden. Ferner
sollen nur ,,rationale“ Entscheidungen betrachtet werden, Entscheidungen also,
die bewußt, überlegt, begründbar und in sich konsistent und schlüssig sind.
Von einem um Rationalität bemühten Entscheider wird man erwarten, daß er
sich die möglichen Konsequenzen einer bevorstehenden Entscheidung verge-
genwärtigt, sie bewertet und gegeneinander abwägt, bevor er seine Entschei-
dung trifft. Die Entscheidung selbst ist dann die Wahl einer Handlungsalternati-
ve (auch: Aktion, Option, Strategie) aus einer vorgegebenen Menge möglicher
Handlungsalternativen.

Die Entscheidungsanalyse bietet einen formalen Rahmen zur Analyse komple-
xer Entscheidungssituationen, die durch Unsicherheit gekennzeichnet sind und
in denen gleichzeitig mehrere Zielsetzungen verfolgt werden. Die betrachteten
Alternativen führen zu verschiedenen Konsequenzen, und Entscheidungen für
Alternativen fallen in Abhängigkeit von der Bewertung der Gesamtheit ihrer
Konsequenzen. Dabei werden hinsichtlich jeder einzelnen Konsequenz zwei
Aspekte als bedeutsam konzeptualisiert:
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Die Komplexität einer Entscheidungssituation kann vielfältige Ursachen haben:

Es besteht unvollkommenes Wissen über die Handlungsalternativen, die
möglich sind;

- jede einzelne Alternative führt gleichzeitig zu Konsequenzen, die in ver-
schiedenen Dimensionen liegen;

- die mit den Alternativen verbundenen Konsequenzen sind nicht mit Sicher-
heit vorhersagbar, da sich Entscheidungen auf zukünftige Sachverhalte
beziehen;

- der Entscheider kennt seine Präferenzen nicht so genau und weiß nicht
immer, was ihm wichtig bzw. weniger wichtig ist;

- es existiert keine Alternative, die allen anderen eindeutig, d.h. in allen
Belangen, überlegen ist.

- Die Bewertung der Güte einer Konsequenz (auch Nutzen, Wert, Wünsch-
barkeit) und

- die Einschätzung der Wahrscheinlichkeit, mit der eine bestimmte Konse-
quenz eintreten wird.

Personen sind in komplexen Situationen mit einer ,rationalen‘ Entschei-
dungsfindung überfordert (siehe 2.1.2);

- Entscheidungssituationen weisen unabhängig vom jeweiligen inhaltlichen
Kontext eine bestimmte Struktur auf (siehe 2.2);

- wird diese Struktur im Hinblick auf konkrete Entscheidungssituationen
herausgearbeitet (qualitativer Aspekt), können die einzelnen Elemente leich-
ter bewertet und die Bewertungen angemessener aggregiert werden (quanti-
tativer Aspekt).

Die optimale Alternative ist diejenige, mit deren Gesamtheit von Konsequenzen
der Entscheider insgesamt am zufriedensten ist. Es stellt sich die Frage,
inwieweit er diese zu finden befähigt ist und ob Entscheidungshilfen möglich
sind.

Jeder trifft täglich Entscheidungen in privaten oder öffentlichen Belangen,
sowohl kurzfristige und unbedeutsame als auch immer wieder bedeutsame mit
wichtigen und dauerhaften Konsequenzen. Sind wir aufgrund unserer Erfah-
rung und mit Hilfe unseres kognitiven Apparates darauf vorbereitet und dazu
befähigt? Wie in vielen empirischen Untersuchungen gezeigt werden konnte
(vgl. 2.1.2), ist der Mensch offensichtlich - insbesondere in komplexen
Entscheidungssituationen-in mehrfacher Hinsicht kein guter Entscheider und
nur beschränkt in der Lage, die für ihn günstigste Handlungsalternative zu
wählen. Die Entwicklung von Entscheidungshilfeverfahren basiert entspre-
chend auf den folgenden Überlegungen:

Entscheidungsanalytische Verfahren dienen der Unterstützung des Entschei-
ders in seinem Bemühen, die optimale Alternative zu finden. Die verschiedenen
in diesem allgemeinen Rahmen entwickelten Prozeduren können als Entschei-
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dungshilfen bezeichnet werden. Eine Darstellung solcher formalisierter Verfah-
ren erfolgt in den Abschnitten 2.3 bis 2.8. Eine übergreifende Darstellung zur
wissenschaftlichen und politischen Bedeutung der Entscheidungstheorie gibt
Rittel (1966).

2.1.2 Auswirkungen menschlicher Informationsverarbeitung auf
das Entscheidungsverhalten

Bei allen wichtigen, nicht unter Zeitdruck stehenden Entscheidungen wird der
Entscheider zunächst bemüht sein, möglichst viele und gute Informationen zu
sammeln. Dabei geht man von der naheliegenden Überlegung aus, daß die Güte
individueller Entscheidungen weitgehend von der Qualität und Quantität
vorliegender Informationen abhängt. Nach der Informationssuche müssen die
zur Verfügung stehenden Informationen bewertet, ihrer Bedeutung nach
gewichtet und zu einem Gesamturteil integriert werden. Aufgrund dieses
Urteils erfolgt dann die Wahl einer Handlungsalternative. Diese Prozesse -
Informationssuche, Informationsbewertung und Informationsaggregation -
werden in aller Regel intuitiv, d.h. ,,im Kopf“ des Entscheiders, durchgeführt.
Es ist zu fragen, inwieweit Personen in der Lage sind, diese Aufgaben
angemessen durchzuführen.

2.1.2.1 Beschränkung individueller Informationsverarbeitung hinsichtlich
der Informationsmenge

Ein wesentlicher Grund für die Entwicklung von Entscheidungshilfeverfahren
liegt in der begrenzten menschlichen Fähigkeit, Informationen zu speichern
und zu verarbeiten. Als einer der ersten untersuchte Miller (1956) systematisch,
wie viele Informationen der Mensch gleichzeitig verfügbar halten kann und kam
zu einem wenig ermutigenden Ergebnis: In der Regel können nur zwischen fünf
und neun Informationen bzw. Informationseinheiten (,,chunks“) im Gedächt-
nis gespeichert werden. Dies entspricht dem, was Untersuchungen zum
Kurzzeitgedächtnis gezeigt haben. Es stellt gleichzeitig die obere Grenze der für
eine weitere Informationsverarbeitung zugänglichen Informationen dar; siehe
hierzu auch Newell und Simon (1972). Hoffman und Blanchard (1961) unter-
suchten, wie viele Informationen der Mensch in seinen Urteilen angemessen
berücksichtigt. Sie ließen Urteiler das Körpergewicht von Personen, die auf
zwei, fünf und sieben körperlichen Merkmalen beschrieben wurden, schätzen
und stellten fest, daß mit zunehmender Informationsmenge 1. die Vorhersagen
weniger stark variierten und 2. geringer mit dem tatsächlichen Gewicht
korrelierten. In mehreren Untersuchungen zum Konsumentenverhalten zeigte
Jacoby (zusammenfassend: Jacoby, 1975), daß sich die Güte von Entscheidun-
gen mit der Anzahl der Informationen zunächst verbessert, um sich bei einem
weiteren Ansteigen der Informationsmenge wieder zu verschlechtern. Dabei
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nahm die Zufriedenheit mit der Entscheidung wie auch die Überzeugung, eine
richtige Entscheidung getroffen zu haben (Konfidenz), monoton mit der
Informationsmenge zu. Ergebnisse dieser Art werden in anderem Kontext auch
von Goldberg (1968) berichtet: In einer klinischen Diagnosesituation kamen
Personen häufiger zu richtigen Urteilen, wenn sie nur wenige, aber wichtige
Informationen zu integrieren hatten. Zusätzliche Informationen verschlechter-
ten das Urteil selbst dann noch, wenn die wichtigen Informationen als solche
gekennzeichnet waren. Oskamp (1965) stellte fest, daß zusätzliche Informatio-
nen keinen Einfluß auf die Güte von Urteilen hatten. Hingegen stieg das
Vertrauen in die Richtigkeit der eigenen Urteile weiterhin und, gemessen an der
Güte der Urteile, unproportional an.

2.1.2.2 Beschränkung individueller Informationsverarbeitung hinsichtlich
der Gewichtung von Informationen

Zur Entscheidungsfindung sind meist mehrere Informationen zu berücksichti-
gen, die ein unterschiedliches Gewicht haben können. Fragt man einerseits
Urteiler, wie sie bei der Gewichtung von Informationen vorgegangen sind, und
schätzt andererseits die von ihnen tatsächlich vorgenommene Gewichtung
mittels multipler Regressionen aus den Urteilen, so treten erhebliche Diskre-
panzen auf. Eine Übersicht zu entsprechenden Befunden geben Slovic, Fisch-
hoff und Lichtenstein (1977) sowie Slovic und Lichtenstein (1971). Ein typi-
scher Befund liegt darin, daß die direkt geschätzten Gewichte weniger stark
variieren als die aus den Urteilen rückgerechneten Gewichte: In ihren Urteilen
vernachlässigen Menschen weniger gewichtige Informationen in stärkerer
Weise, als sie dies zu tun meinen. Dieser Sachverhalt wurde bereits von Shepard
(1964) erörtert und von Slovic (1975) eindrucksvoll erneut belegt. Personen
wurden vor die Wahl zwischen jeweils 2 Alternativen gestellt, die von ihnen
zuvor als gleich gut beurteilt worden waren. Innerhalb jedes Paares war die eine
der Alternativen auf einer wichtigen Dimension der anderen überlegen, aber so
viel schlechter auf den weniger wichtigen Dimensionen, daß Vor- und Nachteile
sich ausglichen. In der konkreten Wahlsituation waren Personen nur selten
indifferent und wählten in der Mehrzahl die auf der wichtigen Dimension
überlegene Alternative. Die Ergebnisse bestätigen, daß das Urteilsverhalten
durch einfache Mechanismen bestimmt wird, indem aus der Vielzahl der
Informationen unwichtige vernachlässigt und wichtige übermäßig stark beach-
tet werden. Solche Vereinfachungsstrategien sind geeignet, die kognitive Bela-
stung bei der Informationsverarbeitung zu reduzieren.

2.1.2.3 Beschränkung individueller Informationsverarbeitung hinsichtlich
der Aggregationsregeln

Befragt man Personen, wie sie in Urteilssituationen die einzelnen Informatio-
nen zu einem Gesamturteil als Entscheidungsgrundlage aggregieren, so meinen
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sie, neben den Einzelinformationen auch Interaktionen sowie spezielle Konfi-
gurationen der Daten berücksichtigt zu haben. Wie aber Goldberg (1968, 1970)
und Harnmond und Summers (1965) zeigten, können individuelle Gesamturtei-
le weitgehend mit Hilfe eines einfachen linearen Modells beschrieben werden.

Allerdings kann man diesen Befund auch damit erklären, daß lineare Modelle,
selbst wenn sie strukturell unangemessen sind, immer noch fast die gesamte
Varianz erklären; siehe Fischer (1972) und Yntema und Torgerson (1961) für
empirische Belege, Birnbaum (1973), Camerer (1981), Dawes (1979), Dawes
und Corrigan (I974), Johnson und Mai (1979) und Schmitt und Levine (1977)
für eine theoretische Diskussion. Aus den hohen Korrelationen um .90 und
höher zwischen Vorhersagen aus additiven Modellen mit den tatsächlichen
Urteilen läßt sich also nicht schließen, daß Interaktionsterme nicht berücksich-
tigt werden - dies könnte nur über einen ,,conjoint-measurement“-Ansatz
erfolgen (Krantz & Tversky, 1971). Freilich konnte die Überlegenheit komple-
xer Aggregationsregeln auch in solchen Entscheidungssituationen nicht nachge-
wiesen werden, speziell wegen ihrer hohen Kontextabhängigkeit ausgesucht
wurden, siehe z.B. Goldberg (1969, 1971) oder Hoffman, Slovic und Rorer
(1968). Der Prozeß der Informationsverarbeitung ist offensichtlich einfacherer
Natur, und es erscheint zweifelhaft, ob die tatsächliche Anwendung der vom
Urteiler beschriebenen elaborierten Verfahrensweisen zu besseren Ergebnissen
führen.

2.1.2.4 Prinzipien und Strategien der Informationsverarbeitung

Wie aber gehen Personen bei der Informationsverarbeitung tatsächlich vor?
Nach Ergebnissen von Slovic, Kahneman, Tversky und anderen lassen sie sich
von vereinfachten Hilfsstrategien leiten, die im günstigsten Fall den Charakter
von Heuristiken haben, also ,,Daumenregeln“ gleichkommen und ,,einfach“,
aber ,,clever“ sind. Im ungünstigsten Fall aber führen sie zu ,,Biases“, d.h., sie
bewirken eine systematische Verzerrung der Urteile. überzeugende Belege
hierfür geben Einhorn (1980a; 1980b), Hogarth (1981), Kahneman und Tversky
(1979), Tversky (1977) sowie Tversky und Kahneman (1975; 1980; 1981); die
Auswirkungen auf Entscheidungen werden in Humphreys, Wooler und Phil-
lips (1980) diskutiert. Darüber hinaus ist die interne Repräsentation der
Entscheidungssituation oft stark von der äußeren Vorgabe abhängig, und
Personen konstruieren in Abhängigkeit von der Präsentation der Aufgabe
verschiedene Problemräume, wie es Newell und Simon (1972) nennen. Tversky
und Kahneman (1981) sprechen im Zusammenhang mit der unterschiedlichen
Einkleidung von Entscheidungsproblemen von ,,framing of decisions“ und
weisen nach, daß Personen bei gleichen Problemen Entscheidungen fällen, die
in starker Weise von der speziell vorgegebenen ,,Einkleidung“ der Situation
abhängen.
In neueren Arbeiten wie z.B. denen von Johnson und Russo (1981), Montgo-
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mery (1983), Payne (1980), Russo (1978), Russo und Johnson (1980) und Russo
und Rosen (1975) wird verstärkt versucht, den Prozeß der Informationsverar-
beitung zu erkunden. Erkenntnisse hierzu können unter anderem auch dazu
genutzt werden, Entscheidungssituationen persongerecht zu gestalten und
dadurch Entscheidungen zu erleichtern und zu verbessern, wie beispielsweise
Einhorn, Kleinmuntz und Kleinmuntz (1979) demonstrieren.

2.1.3 Zur Notwendigkeit formalisierter Entscheidungshilfever-
fahren

Die Analyse der bei der Informationsverarbeitung und Entscheidungsfindung
ablaufenden Vorgänge durch die psychologische Forschung liefert wesentliche
Erkenntnisse über die Rahmenbedingungen menschlicher Entscheidungen.
Insbesondere in komplexen Entscheidungssituationen verlaufen menschliche
Urteils- und Entscheidungsprozesse aus den dargestellten Gründen häufig nicht
in der gewünschten und den inhaltlichen Erfordernissen angemessenen Weise.
Bei bedeutsamen Entscheidungen wird man deshalb bemüht sein, den Einfluß
typisch menschlicher Fehlerquellen auf die Entscheidungsfindung zu vermin-
dern und dadurch die resultierenden Entscheidungen zu verbessern. Dieser
Zielsetzung dient die Entscheidungsanalyse, die den Entscheider in seinem
Bemühen, die bestmögliche Entscheidung zu treffen, unterstützt. Die in diesem
Rahmen entwickelten Methoden sind ein formales Rüstzeug; sie bestehen aus
logischen und statistischen Prozeduren, die geeignet sind, objektive Fakten und
subjektive Beurteilungen zu berücksichtigen und sinnvoll in eine Entscheidung
zu integrieren. Bevor schwerpunktmäßig solche formalisierten Verfahren be-
handelt werden, sollen wesentliche entscheidungstheoretische Grundlagen der
Entscheidungsanalyse erläutert werden. Ausführliche Darstellungen geben
Brown, Kahr und Peterson (1974), Fishburn (1970), Gäfgen (1963), Halter und
Dean (1971), Howell und Fleishman (1981), Hwang (1979), Keeney und Raiffa
(1976), Raiffa (1968), Rivett (1980), Schlaifer (1969) und Schoemaker (1980);
einen zusammenfassenden Überblick geben Keeney (1982) und Vlek und
Wagenaar (1979).

2.2 Entscheidungstheoretische Grundlagen

2.2.1 Allgemeine Definition einer Entscheidungssituation

Die systematische Entscheidungsanalyse bezieht sich mit ihren Methoden auf
eine bestimmte Konzeptualisierung von Entscheidungssituationen, die - losge-
löst von konkreten Inhalten - strukturelle Aspekte in den Vordergrund stellt.
Diese im folgenden erläuterte Grundstruktur stellt die entscheidungstheoreti-
sche Ausgangsbasis dar.
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2.2.1.1 Ausgangspunkt

Der Nutzen einer Handlungsalternative wird durch ihre Konsequenzen be-
stimmt und ist die Bewertung der Gesamtheit ihrer Konsequenzen durch den
Entscheider. Ein rationaler Entscheider wird diejenige Handlungsalternative
wählen, die in seiner Sicht die günstigsten Konsequenzen aufweist. Eine
Entscheidung ist nicht schwer, wenn jede der Handlungsalternativen sicher zu
einer einzigen Konsequenz führt und der Entscheider den Zusammenhang
Handlungsalternative-Konsequenz kennt: Zu wählen ist diejenige Alternative,
mit deren Konsequenz der Entscheider am meisten zufrieden ist. Beispiel:
Während einer Auslandsreise habe ein Raucher die Wahl zwischen verschiede-
nen dort heimischen Zigarettenmarken, über die außer dem Preis keine
Informationen verfügbar sind. Er wird sich allein nach der Preisdimension
richten und entweder die billigste Marke wählen oder, falls er auf die Qualität
rückschließt, eine im mittleren oder auch oberen Bereich. Entscheidungen
dieser Art sind vergleichsweise sehr einfach, da nur eine Dimension zu
berücksichtigen ist und Bevorzugungen hinsichtlich der verschiedenen Konse-
quenzen in dieser Dimension identisch mit den Bevorzugungen hinsichtlich der
Handlungsalternativen sind.

Diese 1:1-Beziehung zwischen der Bewertung von Alternativen und Konse-
quenzen besteht nur selten, und in aller Regel ist es bedeutend schwerer, die
bevorzugte Handlungsalternative zu erkennen, als zu wissen, welche spezielle
Konsequenz man bevorzugt. Dies gilt z. B. schon dann, wenn zwei oder mehr
Bewertungsaspekte zu berücksichtigen sind: Eine Handlungsalternative führt
dann gleichzeitig zu Konsequenzen hinsichtlich der verschiedenen Bewertungs-
aspekte, die ihrerseits in verschiedenen Dimensionen liegen können und deshalb
nicht unmittelbar miteinander zu vergleichen sind. In Abhängigkeit von dem
gerade betrachteten Bewertungsaspekt ist mal die eine, mal die andere Alternati-
ve zu bevorzugen. Die Entscheidungsaufgabe, nämlich die Handlungsalternati-
ve zu wählen, mit deren Konsequenzen der Entscheider insgesamt am zufrie-
densten ist, verlangt von ihm gegebenenfalls, wegen der Vorteile in dem einen
Aspekt Nachteile in dem anderen Aspekt in Kauf zu nehmen: So ist eine in den
Attributen Ausstattung, Größe und Lage gute Wohnung häufig nur über ein
Nachgeben auf der Preisdimension zu bekommen.

Eine weitere Erschwernis tritt ein, wenn Alternativen nur mit Wahrscheinlich-
keiten zu bestimmten Konsequenzen führen. Die aus der Wahl einer Hand-
lungsalternative resultierenden Konsequenzen sind dann nicht sicher vorherzu-
sehen und hängen von Faktoren der Umwelt ab, die abstrakt als ,,Zustände der
Welt“ (,,states of the world“) bezeichnet werden. Für diese Zustände wird
angenommen, daß 1. zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht bekannt ist,
welcher spezielle Zustand auftreten wird und 2. der Entscheider das Auftreten
der Zustände nicht beeinflussen kann. Ein Beispiel für diese Art von Entschei-
dungssituation ist der Kauf einer Aktie. Zwar ist nur ein Bewertungsaspekt
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relevant, nämlich der prozentuale Gewinn, aber genau der ist nicht mit
Sicherheit vorherzusagen und hängt von Variablen wie der ,,wirtschaftlichen
Lage im allgemeinen und speziellen“, ,,dem Betriebsmanagement“ usw. ab,
welche die Zustände der Welt definieren und die ein ,kleiner‘ Aktienkäufer nicht
beeinflussen kann.

2.2.1.2 Die Konsequenzenmatrix

Jede Entscheidungssituation kann in Form einer Konsequenzenmatrix darge-
stellt werden. Die möglichen Konsequenzen einer Entscheidung hängen von
einer Vielzahl von Determinanten ab. Dabei spannen die Variablen, die dem
Einflußbereich des Entscheiders unterliegen, den Aktionsraum auf, in welchem
die verschiedenen Handlungsalternativen definiert sind. Diejenigen Variablen,
welche nicht dem Einflußbereich des Entscheiders unterliegen, spannen den
Zustandsraum auf, in dem die verschiedenen Zustände als Äquivalenzklassen zu
definieren sind.

Die Konsequenzenmatrix sei an einem Beispiel demonstriert. Morgens am
Frühstückstisch mag sich ein Entscheider überlegen, ob er einen Schirm zur
Arbeit mitnehmen soll. Das momentane Wetter sei zwar trübe, aber trocken; im
Wetterbericht wurde Regen angesagt. Es mögen sich für den Entscheider die
beiden Handlungsalternativen A1 und A2 (von Aktionen) ergeben, mit A1: =
keinen Schirm mitzunehmen und A1: = vorsichtshalber einen Schirm mitzu-
nehmen. Es seien ferner drei hypothetische ,,Zustände der Welt“ unterschieden,
die entsprechend der Konvention als H (von Hypothesen) bezeichnet werden:
H1: = kein Regen, H2: = leichter Regen und H3: = starker Regen. Jedem
Handlungs-Zustands-Paar (Ai, Hj) sind dann Konsequenzen zugeordnet. Die
für einen Entscheider relevanten Konsequenzen sollen hier in drei Attributen
liegen, wobei die Attribute an sich mit großen Buchstaben, die speziellen
Konsequenzen in Attributen mit kleinen Buchstaben bezeichnet werden:

X1 : = einen Schirm tragen zu müssen, mit x11: = ja und x12 = nein.
X2 : = naß zu werden, mit den speziellen Konsequenzen x2., hier die

verschiedenen Körperregionen, die naß werden, z.B. x2l: = gar nicht,
x22: = an Kopf, Schultern und Armen, x23: = an den Füßen und x24: =
am ganzen Körper.

X3 : = eine Erkältung davonzutragen, wobei hier nicht zwischen verschieden
schweren Erkältungen unterschieden werden soll. Dann gelten die
Konsequenzen x3l: = ja und x32: = nein.

Die Konsequenzen im Attribut X1 sind dichotom und treten sicher ein; die
Konsequenzen im Attribut X2 sind im Prinzip kontinuierlich und sicher; die
Konsequenzen im Attribut X3 sind wieder dichotom, treten aber im Gegensatz
zu X1 nicht sicher, sondern nur mit gewissen Wahrscheinlichkeiten ein.
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Die Konsequenzen der verschiedenen Handlungs-zustandspaare sind in einer

Konsequenzenmatrix (,,outcome-matrix“) darstellbar und sind für dieses Bei-

spiel in Tabelle 1 gegeben.

Tabelle 1: Beispiel einer Konsequenzenmatrix für die Entscheidungssituation,
einen Schirm mitzunehmen

Handlungs-
alternative Attribut

ZUSTANDE DER WELT (H)
H,: H2: H3:

kein Regen leichter Regen starker Regen

P(H1) = ? P(H2) = ? P(H3) = ?

x12: nein x12: nein x12: nein

x21: gar nicht x22: an Kopf, x24: am ganzen
Armen und Körper
Schultern

x31: ja, mit x31: ja, mit x3l: ja, mit
p11 = .01 P 12 = .04 p13 = .10

x32: nein, mit x32: nein, mit x32: nein, mit

q11 = l-p11 q12 = l-p12 q13 = l-p13

x11: ja x11: ja X11: ja

x21: gar nicht x21: gar nicht x21: an den Füßen

x31: ja, mit x31: ja, mit x31: ja, mit
p21 = .01 p22 = .02 p23 = .03

x32: nein, mit x32: nein, mit x32: nein, mit

q21 = l-p21 q22 = l-p22 q23 = l-p23

In einem letzten Schritt müssen Informationen über das Wetter zu Wahrschein-
lichkeitsaussagen hinsichtlich des Auftretens der verschiedenen Zustände der
Welt, also P(H1), P(H2) und P(H3), zusammengefaßt werden. Damit sind dann
in der Konsequenzenmatrix alle in einer Entscheidung zu berücksichtigenden
Informationen enthalten. Aus dieser Matrix ist aber noch nicht abzulesen,
welche Handlungsalternative der Entscheider wählen sollte.

2.2.1.3 Die Entscheidungsmatrix

Die Entscheidungsmatrix resultiert aus der Konsequenzenmatrix, wobei die
,,objektiven“ Konsequenzen durch numerische Angaben zu dem Wert, den der
Entscheider ihnen beimißt, ersetzt werden. Dieser subjektive Wert wird
Nutzen genannt. Der Nutzen einer Konsequenz x wird mit u(x) bezeichnet,
wobei das ,,u“ für ,,utility“ steht. Nutzen von Konsequenzen, also u(x), sind
Zahlen, welche die Güte von x wiedergeben.
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Aus der Konsequenzenmatrix mag sich für einen Entscheider die in Tabelle 2
spezifizierte Entscheidungsmatrix ergeben. Die Nutzenwerte für die verschie-
denen Konsequenzen sind hier pro Attribut als die jeweiligen Verluste in bezug
auf die beste Konsequenz angegeben. Für den hier betrachteten Entscheider
seien die folgenden Konsequenzen optimal: 1. keinen Schirm tragen zu müssen,
2. trocken und 3. gesund zu bleiben. Der pro Attribut besten Konsequenz
werde jeweils der Wert Null zugewiesen, andere Konsequenzen werden im
Vergleich zur jeweils besten bewertet: Einen Schirm zu tragen bewertet dieser
Entscheider um 5 Einheiten schlechter als keinen zu tragen, eine Erkältung
davonzutragen um 500 Einheiten schlechter als gesund zu bleiben. In der
untersten Zeile je Alternative stehen die Uij-Werte, welche die Bewertungen der
Konsequenzen, die bei Wahl der Handlungsalternative Ai und Auftreten des
Zustandes Hj resultierenden, zusammenfassen. Wie solche Aggregationen
erfolgen können, wird in den Abschnitten 2.5 und 2.6 behandelt. Sofern
Sicherheit darüber vorliegt, welcher Zustand der Welt eintreten wird, resultiert
die zu wählende Handlungsalternative unmittelbar aus der Entscheidungsma-
trix: Der Zustand ,,kein Regen (H1)“ sollte unseren Entscheider dazu veranlas-
sen, keinen Schirm mitzunehmen (A1), während bei den beiden Zuständen H1

und H2 ,,leichter“ bzw. ,,starker Regen“ A2 zu wählen ist, d.h. ,,Schirm
mitnehmen“. Besteht Ungewißheit darüber, welcher Zustand der Welt eintre-
ten wird, z.B. P(H1) = .90; P(H2) = P(H3) = .05, so sind Entscheidungskrite-
rien notwendig, welche die in Abhängigkeit von den verschiedenen möglichen
Zuständen resultierenden Nutzen gegeneinander abwägen (siehe dazu 2.8.2).

Tabelle 2: Beispiel einer Entscheidungsmatrix für die Entscheidungssituation,
einen Schirm mitzunehmen
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2.2.1.4 Zusammenfassung der Konstituenten einer Entscheidungssituation

Jeder Entscheidungssituation liegen die folgenden fundamentalen Gegebenhei-
ten zugrunde:

Es existiert ein Aktionsraum A, bestehend aus allen verfügbaren Handlungs-
alternativen Ai:

-

-

-

es existiert ein Zustandsraum H, bestehend aus allen möglichen Zuständen
der Welt Hj;
es existiert ein Konsequenzenraum X, bestehend aus allen möglichen
Konsequenzen x, mit der Konsequenz xk im Attribut Xk;
jedes Handlungs-Zustands-Paar (Ai, Hj) führt mit bestimmten Wahrschein-
lichkeiten zu bestimmten Konsequenzen:

es existiert eine Präferenzrelation auf der Menge der Konsequenzen, welche
eine Nutzenmessung der Konsequenzen auf Intervallskalenniveau erlaubt
(siehe hierzu insbesondere 2.4).

Diese fünf Elemente definieren die jeder Entscheidungssituation zugrundelie-
gende Struktur.

2.2.2 Repräsentation der Entscheidungssituation in einer
Entscheidungsmatrix

Im weiteren soll davon ausgegangen werden, daß jede Entscheidungssituation
in ihrem wesentlichen Gehalt auf eine Entscheidungsmatrix reduziert werden
kann, wenngleich die Art und Weise dieser Reduktion nicht immer offensicht-
lich ist. Sofern eine solche Reduktion stets erreichbar ist, kann die Entschei-
dungsmatrix als das Grundmodell der Entscheidungstheorie angesehen werden:
Entscheidungskriterien können dann einheitlich beschrieben, Entscheidungs-
hilfen auf dieses Grundmodell bezogen werden.

Die Entscheidungsmatrix bildet allerdings nur dann den wesentlichen Gehalt
einer Entscheidungssituation ab, wenn sie das Entscheidungsproblem in all
seinen wichtigen Aspekten repräsentiert. Das Aufstellen der Entscheidungsma-
trix setzt voraus, daß der Entscheider die relevanten Aspekte seines Handlungs-
feldes und seiner Umwelt kennt. Hierzu gehören:

- Die relevanten Handlungsalternativen; nur wenn die beste Alternative
enthalten ist, kann sie gewählt werden;

- die relevanten Konsequenzen als diejenigen, welche wichtig sind und
gleichzeitig zwischen Handlungsalternativen differenzieren;

- die Zustände der Welt, die einen Einfluß auf das Auftreten von Konsequen-
zen haben; sowie
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- Wissen um die speziellen Konsequenzen der einzelnen Handlungsalterna-
tiven.

Ferner muß der Entscheider über ein stabiles Präferenzsystem verfügen,
welches es ihm ermöglicht,

- seine Ziele zu spezifizieren;
- Konsequenzen zu bewerten und zu vergleichen;
- Handlungsalternativen hinsichtlich der Zweckmäßigkeit zur Erfüllung der

Ziele zu beurteilen und
- die beste zu wählen.

Wenngleich eine Reduzierung der Entscheidungssituation auf die Entschei-
dungsmatrix prinzipiell stets möglich ist, erscheint es fragwürdig, ob eine wie
immer um Rationalität bemühte Person dies tatsächlich vermag. So entwickelte
Simon (1957) das Konzept der beschränkten Rationalität und forderte ein
Konzept rationalen Handelns, welches die menschliche Aufnahme-, Speicher-
und Verarbeitungskapazität bezüglich Informationen und Wertvorstellungen
wie auch deren Grenzen mit einbezieht.

Sofern Entscheidungshilfe gegeben werden soll und sofern hierfür die Entschei-
dungsmatrix als Grundmodell herangezogen werden soll, mag es notwendig
sein, bereits bei der Aufstellung der Entscheidungsmatrix Hilfen anzubieten.
Diese müssen geeignet sein, den Entscheider bei der Aufgabe der Strukturierung
der Entscheidungssituation zu entlasten und ihm zu helfen, Alternativen zu
generieren und die relevanten Zustände und Konsequenzen zu erkennen.
Hierdurch wird von den konkreten Entscheidungsproblemen abstrahiert,
Unwesentliches vernachlässigt und Wesentliches akzentuiert. Die Aufgabe der
Strukturierung von Entscheidungsproblemen ist nicht zu lösen von dem
konkreten Anwendungsfeld, und erst in letzter Zeit wird dieser Problematik
verstärkt Bedeutung beigemessen; siehe dazu etwa Humphreys (1983), Mac-
Crimmon und Taylor (1976) und v. Winterfeldt (1980b).

Auf die Entscheidungsmatrix wird im folgenden häufiger zurückgegriffen
werden, ohne daß immer problematisiert wird, ob und wie gut eine solche
definiert und ausgefüllt werden kann. Schneeweiß (1967) hat in mehreren
Beispielen gezeigt, wie Entscheidungssituationen in Form einer Entscheidungs-
matrix repräsentiert werden können, und zwar auch Situationen, deren Struktur
zunächst nicht dafür geeignet erschien.

2.2.3 Merkmale komplexer Entscheidungssituationen

2.2.3.1 Ein Klassifikationsschema

Entscheidungshilfen sind naturgemäß vor allem bei komplexen Entscheidungen
angebracht (Keeney, 1979). Komplexität kann durch verschiedene Faktoren
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bedingt sein; die wichtigsten Merkmale und ihre Pole sind in Tabelle 3 genannt.
Da eine Entscheidungssituation auf jedem der Faktoren zu klassifizieren ist,
entsteht ein vierfaches Klassifikationsschema.

Tabelle 3 : Vierfaches Klassifikationsschema für die Komplexität einer Ent-
scheidungssituation.

Komplexitätsmerkmal

Menge der Attribute

Vorhersagbarkeit der
Konsequenzen
auf den Attributen

zeitliche Veränderung
der Konsequenzen und/
oder Bewertungen

Anzahl der
beteiligten Personen

Klassifikation der Entscheidungssituation

einfach komplex

uniattributiv - multiattributiv

deterministisch + probabilistisch

statisch + dynamisch

i n d i v i d u e l l +  k o l l e k t i v

Sofern auch nur eines der Merkmale als komplex einzustufen ist, kann -
theoretisch wie praktisch - nicht mehr von einer einfachen Entscheidungssitua-
tion ausgegangen werden.

2.2.3.2 Zur Menge der Attribute

Entscheidungen sind einfach, wenn nur ein Attribut als Bewertungskriterium
für die Handlungsalternativen zu berücksichtigen ist, z.B., weil sich Hand-
lungsalternativen nur auf einem Attribut unterscheiden, weil nur zu einem
Attribut Informationen vorliegen oder weil - und das ist selten - nur ein
Attribut bewertungsrelevant ist. Zumeist unterscheiden sich Alternativen auf
mehreren relevanten Attributen. Entscheidungen zwischen Alternativen, die
auf mehreren relevanten Attributen variieren, sind deshalb schwierig, weil in
der Regel keine der Alternativen auf allen Bewertungskriterien die besseren
Werte aufweist. Vielmehr muß zumeist vom Umgekehrten ausgegangen wer-
den: Zwischen den guten Alternativen fallt gerade deshalb eine Entscheidung
schwer, weil die Alternativen auf verschiedenen Attributen über Vorzüge
verfügen, so daß Abwägungen getroffen und Kompromisse gefunden werden
müssen. Multiattributive Entscheidungssituationen werden deshalb auch als
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Entscheidungssituationen mit ,,kollidierenden Zielsetzungen“ (Isermann, 1979)
bzw. ,,conflicting objectives“ (Bell, Keeney & Raiffa, 1977) bezeichnet, und
Verfahren der multiattributiven Nutzenmessung sind geeignet, die Vor- und
Nachteile der einzelnen Alternativen gegeneinander abzuwägen und in einem
Bewertungsmodell zu verrechnen (vgl. 2.5 und 2.6).

2.2.3.3 Zur Vorhersagbarkeit der Konsequenzen

Gemäß diesem Klassifikationsaspekt wird eine Entscheidung als einfach ge-
kennzeichnet, wenn die verschiedenen Handlungsalternativen sicher zu be-
stimmten Konsequenzen führen: So ist eine Entscheidung zwischen verschiede-
nen festverzinslichen Papieren (sicherer Gewinn) einfach im Vergleich zu einer
Entscheidung zwischen verschiedenen Aktien (unsicherer Gewinn). Die Pro-
blematik der Bewertung von Handlungsalternativen, deren Konsequenzen
nicht sicher vorhersagbar sind, wird im Zusammenhang mit Investitionsent-
scheidungen ausführlich in der Portfolio-Theorie diskutiert (siehe z.B. Bor-
cherding, 1978; Francis & Archer, 1971; Markowitz, 1959 und Sharpe, 1970),
einen verhaltenswissenschaftlichen Ansatz hierzu stellt Coombs (1975) dar.
Individuelle Entscheidungen unter Unsicherheit sind Gegenstand der Ab-
schnitte 2.6 und 2.8.

2.2.3.4 Zur Zeitdimension

Handlungsalternativen können zu verschiedenen Zeitpunkten zu unterschiedli-
chen Konsequenzen führen, oder aber die Bewertung der gleichen Konsequenz
kann sich über die Zeit verändern.

Ein Beispiel hierfür ist die Erschließung eines Stadtteils mit öffentlichen
Verkehrsmitteln, mit den Alternativen ,,Bau einer U-Bahn“ bzw. ,,kein Bau“.
Wird die U-Bahn gebaut, so bedeutet dies verschiedene Bauabschnitte mit
zeitabhängigen Konsequenzen: Für die Anwohner stellen sich zunächst nur die
negativ zu bewertenden Konsequenzen der Großbaustelle ein, und erst viel
später resultieren die möglichen positiven Konsequenzen einer guten Verkehrs-
verbindung. Ein solches Entscheidungsproblem, wie es sich aus der Sicht
betroffener Bürger darstellt, analysierten Maurer, Aufsattler und Gerdts (1982)
mit Mitteln der multiattributiven Nutzenmessung.

Ein Beispiel dafür, daß ein Sachverhalt von den gleichen Personen im Verlauf
der Zeit unterschiedlich bewertet werden kann, ist die Einstellung zu einem
Kinderspielplatz in der unmittelbaren Nähe eines Wohnblocks: Eine Bewohne-
rin, deren Kinder dort spielen können, bewertet den Spielplatz wohl positiv;
werden die Kinder älter und verschwindet damit der unmittelbare Vorteil für die
eigene Familie, bewertet sie den Spielplatz vielleicht negativ.
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Eine grundlegende Darstellung von Verfahren zur Berücksichtigung von
Präferenzen und deren Veränderung über die Zeit gibt Meyer (1977) sowie
Meyer (Kap. 9 in Keeney & Raiffa, 1976).

2.2.3.5 Zur Anzahl der beteiligten Personen

Individuelle Entscheidungssituationen sind in der Regel dadurch gekennzeich-
net, daß nur eine Person beteiligt ist und diese Person die Aufgabe hat, in
Übereinstimmung mit ihren eigenen Präferenzen die für sie optimale Hand-
lungsalternative herauszufinden. Demgegenüber spricht man von kollektiven
Entscheidungssituationen, wenn mehrere Personen beteiligt sind. Eine Über-
sicht hierzu gibt Wendt (1980).

In bezug auf kollektive Entscheidungssituationen können zwei Fälle der
Beteiligung von Personen unterschieden werden:

1. Die ,,Einheit“, welche die Entscheidung zu treffen hat, setzt sich aus
mehreren - gleichberechtigten - Personen zusammen. Damit können ver-
schiedene Personen ihre Interessen direkt in die Entscheidung einbringen.
Die Aufgabe der Personen besteht darin, einen Konsensus zu finden und eine
Entscheidung zu treffen. Eine solche Einigung kann auf verschiedene Weise
erfolgen:
a) Über einen festgelegten Wahlmodus. Davis (1973, 1980) entwickelt

hierzu ein allgemeines Modell. Ausgehend von den individuellen Präfe-
renzen für Handlungsalternativen zeigt er, welchen Einfluß verschiedene
Wahlsysteme auf die resultierende Entscheidung haben.

b) Als Ver an un in Form einer Gruppendiskussion. Hierzu wurde derh dl g
Einfluß verschiedener Verhandlungsarten in Abhängigkeit von den Ent-
scheidungssituationen untersucht. Übersichten geben z.B. Dalkey (1975)
oder Stasser, Kerr und Davis (1980), siehe ferner Linstone und Turoff
(1975).

c) Über formale Modelle der Aggregation individueller Meinungen und
Wertvorstellungen. Dabei kann sich die Aggregation auf Wahrscheinlich-
keitsurteile (Hogarth, 1977; Schaefer, 1977; Schütt, 1981; Seaver, 1978)
oder auf Nutzenurteile (Borcherding & Kistner, 1982) beziehen. Unter
den zur Verfügung stehenden Modellen nimmt das von DeGroot (1974)
eine gewisse Sonderstellung ein. Hier können Personen ihre individuellen
Vorstellungen darüber spezifizieren, mit welchem Ausmaß die Meinun-
gen der verschiedenen Personen bei der Entscheidung zu berücksichtigen
sind, und Borcherding und Schaefer (1976) diskutieren Anwendungs-
möglichkeiten. Verschiedene Aggregationsmodelle werden in Huber und
Delbecq (1972) sowie Seaver (1976) dargestellt.

2. Ein Entscheider mit der formalen Entscheidungskompetenz kann bei seiner
Entscheidung die Interessen verschiedener Personen bzw. Personengruppen
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berücksichtigen wollen. Dieses Konzept des ,,Supra Decision Maker’s“
wurde von Keeney und Raiffa (1976, Kap. 10) eingeführt. Unter diesem
Konzept werden Verfahrensweisen entwickelt, die einem ,,Obersten Ent-
scheider“ als ,,Schlichtungsinstanz“ helfen, die verschiedenen individuellen
Präferenzen von Personen und Personengruppen angemessen zu berücksich-
tigen. In diesem Zusammenhang ist auch auf die grundlegenden Arbeiten
von Arrow (1951) und Sen (1970) hinzuweisen.

Stellt man den Interessenkonflikt zwischen den Beteiligten in den Vordergrund,
so führt dies zur sogenannten Spieltheorie (Crott, Scholz, Ksiensik & Popp,
1983; Jones, 1980; Luce & Raiffa, 1957; v. Neumann & Morgenstern, 1947), die
eine Grundlage der Entscheidungstheorie lieferte; hierauf soll in diesem Zusam-
menhang jedoch nicht eingegangen werden.

2.2.4 Entscheidungshilfe als Strukturierungshilfe für komplexe
Sachverhalte

Im Zusammenhang mit der systematischen Betrachtung und Analyse von
Entscheidungssituationen wurden unterschiedliche Aspekte problematisiert
und hiervon ausgehend Vorschläge und Verfahrensweisen entwickelt, die als
Entscheidungshilfen herangezogen werden können. Dazu seien die folgenden
Ansätze genannt:

a) Die Entwicklung von Phasenablaufschemata und damit verbunden die
Aufteilung einer Entscheidung in eine Vielzahl von Teilaspekten und
Teilentscheidungen (siehe Frey & Ochsmann, 1977; Irle, 1971; Schrenk,
1969).

b) Das Ableiten von Modellen aus dem Urteilsverhalten von Entscheidern,
z.B. das sogenannte ,,bootstrapping“ (Shepard, 1964; Slovic & Lichtenstein,
1971) oder die ,,social judgment theory“ von Harnmond u. a., z.B. Ham-
mond, Stewart, Brehmer und Steinmann (1975), die alle auf einem Regres-
sionsansatz beruhen, sowie der varianzanalytische Ansatz des funktionalen
Messens von Anderson u. a.; z.B. Anderson (1974a,b). Aus dem Urteilsver-
halten können aber auch sequentielle oder hierarchische Modelle abgeleitet
werden (Kleinmuntz & Kleinmuntz, 1981; Spitzer & Endicott, 1974).

c) Die Annahme bestimmter struktureller Beziehungen zwischen Ausgangsbe-
dingungen und Folgewirkungen, wobei mittels Verfahren der mathemati-
schen Programmierung eine vorgegebene Zielfunktion optimiert werden soll
(siehe hierzu Darstellungen des ,,Operations Research“, z.B. Neumann,
1975) oder mittels Simulation der Einfluß bestimmter Ausgangsbedingungen
aufzuweisen ist (Wagner, 1975).

d) Entscheidungstheoretisch begründete Verfahren, die den Schwerpunkt die-
ses Kapitels darstellen.
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Der Versuch einer Klassifikation von Entscheidungshilfeverfahren sowie wei-
terführende Literatur findet sich in MacCrimmon (1973).

Im folgenden werden ausschließlich entscheidungstheoretisch begründete Ver-
fahren dargelegt, die auf dem Dekomponierungsansatz beruhen: Dabei wird das
Gesamtproblem so strukturiert, daß es in einzelne Komponenten zerlegt
werden kann (Dekomponierung), und diese Komponenten werden bewertet.
Die Bewertungen der Komponenten werden dann über ein Modell zusammen-
gefaßt (Rekomponierung), und schließlich wird mit Hilfe einer Entscheidungs-
regel eine Handlungsalternative ausgewählt.

Eines der wesentlichen Ziele dieser Vorgehensweise ist es, Entscheidungspro-
bleme transparent zu machen. Die grundsätzlichen Vorteile liegen darin, daß
dem Entscheider geholfen wird, sein Problem so zu strukturieren, daß nur
elementare Komponenten zu bewerten sind und daß die Rekomponierung
durch ein formales Modell erfolgen kann. Hierdurch wird der Entscheider von
der Aufgabe der Informationsverarbeitung befreit.

Bei einem solchen Vorgehen sind folgende Gesichtspunkte relevant:

- Die Aufgliederung und Strukturierung der Entscheidungssituation (s. 2.3);
- die Messung des Nutzens der Konsequenzen (dazu 2.4);
- die Bewertung der Alternativen durch Aggregation des Nutzens ihrer

Konsequenzen (dazu 2.5 für den Fall sicherer und 2.6 für den Fall unsicherer
Konsequenzen);

- die Erhebung und Verarbeitung von Wahrscheinlichkeiten, d. h. probabili-
stischer Informationen (dazu 2.7);

- die Verknüpfung zwischen der Nutzenbewertung der Alternativen und der
Wahrscheinlichkeitsinformationen hinsichtlich der Zustände der Welt als
den Ausgangsbedingungen (dazu 2.8).

Die darzustellenden entscheidungsanalytischen Methoden lassen sich auf sehr
unterschiedliche Entscheidungsprobleme anwenden, wie abschließend (in 2.9)
erörtert wird.

2.3 Strukturierung von Entscheidungssituationen

2.3.1 Ziele und Attribute

Rationales Entscheiden bedeutet, aus den zur Verfügung stehenden Handlungs-
alternativen die optimale zu wählen. Dabei wird die Optimalität einer Hand-
lungsalternative gleichgesetzt mit dem Ausmaß, in dem sie die subjektiven
Kriterien eines Entscheiders erfüllt. Eine rationale Entscheidung setzt damit die
Existenz eines Kriteriums voraus, auf das hin optimiert werden soll. Dieses
Kriterium wird hier als Ziel bezeichnet.
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In einem ersten Schritt jeder Entscheidungsanalyse sind infolgedessen die Ziele
eines Entscheiders aufzudecken. Steht eine Person z.B. vor der Entscheidung,
welches neue Auto sie kaufen will, so muß sie sich über ihre Anforderungen und
Zielvorstellungen hinsichtlich eines Autos Klarheit verschaffen: Wie teuer darf
und sollte es sein; welche Motorleistung wird erwünscht, welche ist erforder-
lich; welche Vorstellungen in bezug auf Innen- und Stauraum bestehen; welche
monatlichen Kosten können getragen werden; wie wichtig sind gute Eigen-
schaften im Stadtverkehr usw. Jede dieser Anforderungen kann als ein Ziel
formuliert und die Ziele können weiter in Teilziele zerlegt werden, z.B. die
Motorleistung in Stärke, Elastizität, Beschleunigung und Lebensdauer.

Zur weiteren Präzisierung ist es erforderlich, die Ziele zu konkretisieren, ihnen
Attribute zuzuordnen: Attribute stellen die Meßgrößen für Ziele dar. So kann
das Ziel ,,geringe laufende Kosten“ z.B. über das Attribut ,,Betriebskosten in
Pf/km“ gemessen werden. Die Attribute konkretisieren, was unter den Zielen
zu verstehen ist; sie sind Operationalisierungen der Ziele. Dabei sind insbeson-
dere solche Attribute hilfreich, die 1. ein Ziel oder Teilziel möglichst vollständig
beschreiben und die 2. möglichst eindeutig meßbar sind. Zur vollständigen
Beschreibung eines Zieles gehört, daß ein Entscheider aus dem Wissen über
einen spezifischen Wert auf einem Attribut zugleich ableiten kann, in welchem
Ausmaß damit das entsprechende Ziel erreicht ist. Zur eindeutigen Meßbarkeit
gehört, daß die verschiedenen Alternativen hinsichtlich des gerade betrachteten
Attributes möglichst eindeutig durch eine Zahl quantifiziert werden können.

2.3.2 Zielhierarchien

Ziele stellen sich häufig in Form von Hierarchien dar: Es gibt übergeordnete
Haupt- und untergeordnete Teilziele. Solche Zielsysteme lassen sich auf
verschiedene Weisen entwickeln. So kann man von einem Globalziel ausgehen
und dieses immer weiter in Teilziele aufgliedern. Will beispielsweise ein Institut
den besten Mikroprozessor anschaffen, den es zur Zeit auf dem Markt gibt, so
kann man zwar feststellen, daß es ,,den“ besten nicht gibt, wohl aber denjeni-
gen, welcher den Erfordernissen am Institut in höchstem Maße entgegen-
kommt. Diese Erfordernisse sind als Teilziele und damit als Spezifikation des
Gesamtzieles zu erarbeiten. Ein Teilziel kann z.B. in der ,,Anwenderfreund-
lichkeit“ liegen, und was das heißt, ist in weiteren Teilzielen zu spezifizieren.
Alternativ hierzu kann man die Zielhierarchie entwickeln, indem man von den
verschiedenen Handlungsalternativen ausgeht und feststellt, wodurch sich diese
unterscheiden, ob diese Aspekte entscheidungsrelevant sind und, falls ja,
welche Zielvorstellung jedem einzelnen relevanten Aspekt zugrunde liegt.

Grundlage für die Generierung einer Zielhierarchie sollte stets eine Befragung
des Entscheiders sein.
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2.3.2.1 Aufbau einer Zielhierarchie

Das Gesamtziel in einer Entscheidungssituation ist häufig sehr allgemein
gehalten, so daß es erforderlich ist, dieses durch Hauptziele zu spezifizieren, die
wiederum durch Teilziele präzisiert werden können etc., d. h., es entsteht eine
hierarchische Struktur, ein ,,Zielbaum“. Abbildung 2 stellt eine hierarchische
Zielstruktur in allgemeiner Form dar. Ergänzend und zur Kontrolle ist es
vielfach sinnvoll, die Vorgehensweise umzukehren und entsprechend sehr
spezielle Unterziele zu formulieren, für die man dann prüft, ob sie sinnvoll
unter Oberbegriffen zusammenzufassen sind. So ist man einigermaßen sicher,
alle relevanten Aspekte erfaßt zu haben.

Abb. 2: Schema einer Zielhierarchie (z) und Zuordnung zu Attributen (x)

Ist die Zielhierarchie aufgestellt, sind für alle Endpunkte Attribute anzugeben;
damit werden die Meßgrößen für die Teilziele festgelegt.

2.3.2.2 Angemessenheit einer Zielhierarchie

Bei der Erstellung einer Zielhierarchie ist zu prüfen, wie weit eine Aufgliede-
rung von Zielen in weitere und immer speziellere Teilziele vorgenommen
werden soll und ob die jeweils untergeordneten Ziele in ihrer Gesamtheit das
übergeordnete Ziel vollständig erfassen.
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Geht man in einer Zielhierarchie von unten nach oben, so ist mit dem
Gesamtziel ein Endpunkt gegeben; geht man hingegen von oben nach unten, so
ist kein Endpunkt gegeben, der Baum kann sich in immer feineren Verästelun-
gen verlieren. Der Vorteil von feineren Teilzielen liegt darin, daß diese in der
Regel präziser und über Attribute eindeutiger meßbar sind, die Handlungsalter-
nativen auf ihnen also leichter zu beurteilen sind. Mit der Aufsplitterung in zu
viele Teilziele ist aber die Gefahr verbunden, daß der Beitrag eines einzelnen
Teilziels sehr gering wird und für sich allein zu vernachlässigen zu sein scheint.
Darüber hinaus geht leicht der Blick für das Wesentliche verloren.

Es ist nicht möglich, für ein Entscheidungsproblem die Zielhierarchie zu
konstruieren - es sind immer mehrere möglich. Deshalb sollte man bei der
Entwicklung von Zielhierarchien folgende Prinzipien berücksichtigen: 1. Die
einzelnen Ziele sollten der Denkweise des Entscheiders weitgehend entspre-
chen, seine Sicht der Dinge zum Ausdruck bringen und 2. den Teilzielen sollten
auf sinnvolle Art und Weise Attribute zuzuordnen sein.

Die Erstellung einer Zielstruktur ist offenbar ein folgenreicher Schritt bei der
Entscheidungsanalyse, denn alle weiteren Schritte bauen hierauf auf. Gemessen
daran fand dieses Problem in der entscheidungstheoretischen Forschung wenig
Beachtung. Mit der Aufstellung individueller Ziele beschäftigen sich Hum-
phreys und Wisudha (1981; siehe 2.3.4) und entwickeln hierzu ein interaktives
Computerprogramm. Wie wichtig eine angemessene Strukturierung ist, zeigten
Fischhoff, Slovic und Lichtenstein (1978). Sie stellen - allerdings am Beispiel
von Fehlerbäumen - fest, daß feiner aufgegliederte Aspekte in ihrer Bedeutung
überschätzt wurden und daß Urteiler, denen eine Struktur vorgegeben war, in
unzureichendem Maße sensitiv hinsichtlich fehlender Aspekte waren; beides
galt für Laien sowie für Experten. Man kann allerdings nicht durchgehend
davon ausgehen, daß die Strukturierung das Bewertungsresultat und damit die
Entscheidung stark beeinflußt. So fanden Aschenbrenner (1977a) am Beispiel
von Studentenwohnungen und Humphreys und Humphreys (1975) am Beispiel
von Filmen, daß der Einfluß verschiedener Zielstrukturen auf die resultierende
Entscheidung begrenzt war.

In einer Arbeit von Jungermann, v. Ulardt und Hausmann (1983) wird der
Funktion von Zielen für die Generierung von Handlungsalternativen am
Beispiel von Urlaubsreisen nachgegangen. Die Autoren fanden, daß die Anzahl
und die Qualität der generierten Urlaubsreisen zunahm, je stärker die Ziele
spezifiziert waren, und im Hinblick auf bestimmte Ziele engagierte Personen
schienen weniger Urlaubspläne zu entwickeln und diese anschließend höher zu
bewerten. Die Auseinandersetzung mit Zielen scheint dazu zu führen, Hand-
lungsalternativen stärker im Hinblick auf die eigenen Bedürfnisse zu generieren
und, wie Aschenbrennet-, Jaus und Villani (1980) zeigten, planvoller bei der
Suche nach Alternativen vorzugehen.
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2.3.3 Zielstrukturierung und Wahl der Attribute

Wie schon gesagt, sind den einzelnen Teilzielen einer Zielstruktur auf unterster
Ebene Attribute zuzuordnen. Auf diesen Attributen werden die Handlungsal-
ternativen gemessen und entsprechend dem Ausmaß, in dem zugeordnete Ziele
erfüllt werden, bewertet. Da Zielstrukturen nicht eindeutig bzw. zwingend
sind, verschiedene Zielstrukturen insbesondere auch zu unterschiedlichen
Attributen führen können, kann man aus entscheidungstheoretischer Perspek-
tive überlegen, ob verschiedene Mengen von Attributen in unterschiedlichem
Ausmaß geeignet sind, Handlungsalternativen in ihren Konsequenzen zu
beschreiben und als Bewertungsgrundlage der Alternativen zu dienen. Im Sinne
einer entscheidungstheoretischen Metabetrachtung - auch der Entscheidungs-
analytiker hat Präferenzen bei der Entwicklung einer Zielstruktur - ist dies die
Frage nach der Zielstruktur des Entscheidungsanalytikers hinsichtlich formaler
Eigenschaften von Attributen.

In Anlehnung an Keeney und Raiffa (1976, Kap. 2) seien folgende wünschens-
werte Eigenschaften von Attributen genannt: Vollständig, zweckmäßig, de-
komponierbar, nicht redundant, reliabel und minimal. Eine grundlegende
Anforderung an die Attributmenge ist, daß sie vollständig ist: Quantifizierun-
gen der Handlungsalternativen auf diesen Attributen sollen eine Bewertung der
Alternativen determinieren. Sofern dies erfüllt ist, sind die bewertungsrelevan-
ten Aspekte hinreichend erfaßt. Attribute sind zweckmäßig, wenn der Ent-
scheider eine klare Vorstellung mit ihnen verbindet, d.h., wenn sie seiner
Problemrepräsentation entsprechen. Die Zweckmäßigkeit beinhaltet darüber
hinaus, daß die Attribute geeignet sind, um mit anderen Personen über die Güte
von Alternativen zu kommunizieren - dies ist insbesondere bei Entscheidungen
mit öffentlichem Interesse wichtig. Die Dekomponierbarkeit steht in engem
Zusammenhang mit der Nutzenmessung. Hiernach sind Attribute dekompo-
nierbar, wenn die Gesamtbewertung der Alternativen aus den Bewertungen zu
disjunkten Teilmengen von Attributen zusammensetzbar sind. Ferner soll die
Attributenmenge nicht redundant sein, d.h., die einzelnen Attribute sollen
verschiedene Bewertungsaspekte erfassen. Ist diese Bedingung unzureichend
erfüllt, werden bestimmte Aspekte überlappend erfaßt und damit überrepräsen-
tiert. Selbstverständlich wünscht man sich mit den Attributen Meßgrößen, die
insbesondere objektiv und reliabel sind: Die Quantifizierung von Alternativen
auf Attributen soll allein von Eigenschaften der Alternativen und nicht zusätz-
lich von anderen Faktoren bestimmt werden. Schließlich soll die Menge der
Attribute minimal sein, d.h., es ist zu versuchen, die kleinstmögliche Anzahl
von Attributen aufzustellen, welche gleichzeitig die zuvor genannten Anforde-
rungen hinreichend erfüllt.
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2.3.4 Ein Beispiel zur Explikation einer Zielstruktur

Die Strukturierung einer Entscheidungssituation ist der erste und nach Hum-
phreys und McFadden (1980) häufig der wichtigste Teil der Entscheidungshilfe.
Dabei steht die Strukturierung hinsichtlich der Ziele im Vordergrund. So
wurden programmierte interaktive Verfahren entwickelt, die dazu dienen,
Zielstrukturen des Entscheiders offenzulegen, so etwa von Keeney und Sicher-
mann (1976), Pearl, Lea1 und Saleh (1980), Weiss (1980) sowie das von
Humphreys und Wisudha (1981) entwickelte MAUD-Programm, auf das im
folgenden näher eingegangen werden soll.

Das interaktive Computer-Programm MAUD (von multi attribute utility
decomposition) ist für die Strukturierung, Dekomponierung und Rekomponie-
rung von Präferenzen zwischen multiattributiven Alternativen entwickelt
worden. Der Benutzer tritt mit seinem Entscheidungsproblem in unmittelbare
Interaktion mit MAUD, welches ihm durch Fragen und gezielte Präsentation
von Aufgaben hilft, die für den Vergleich der Alternativen relevanten Dimen-
sionen herauszufinden. Ausgehend von den verschiedenen vorliegenden oder
möglichen Handlungsalternativen werden die zugrundeliegenden Ziele ermit-
telt.

Das Entscheidungsproblem eines Benutzers sei beispielsweise, welchen Beruf er
wählen soll. MAUD fordert den Benutzer auf, die in Frage kommenden
Alternativen einzugeben. Ausgehend von diesen Berufsangaben präsentiert
MAUD dem Benutzer Triaden von Handlungsalternativen (Berufen) entspre-
chend der Repertory-Grid-Methode, die auf Kelly (1955) aufbaut und bei
Collet (1979), Fransella und Bannister (1977) und Humphreys und Humphreys
(1975) besc neh ’ ben wird. Eine solche Triade könnte aus der Vorgabe der
folgenden drei Berufe bestehen:

Elektriker
Operateur
Gärtner

Für jede solche Triade wird vom Benutzer verlangt, Unterschiede und Ähnlich-
keiten zwischen den Alternativen anzugeben und die auftretenden Differenzen
in ihren Polen zu benennen. Konkret muß er für jeweils drei vorgegebene
Berufe sagen, welcher eine sich von den beiden anderen stärker unterscheidet
und worin dieser Unterschied besteht. Gibt der Benutzer an, daß Elektriker und
Operateur ähnliche Berufe seien und der Beruf Gärtner sich von diesen
unterscheide, so ist der Unterschied

Elektriker
Operateur >

* Gärtner
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aufgedeckt. Wird dieser Unterschied vom Benutzer darin gesehen, daß sowohl
Elektriker als auch Operateur, nicht aber Gärtner, ein technischer Beruf sei, so
ist eine erste Dimension gefunden: Der Benutzer unterscheidet Berufe danach,
ob sie technisch oder nicht-technisch sind. Es sei vermerkt, daß andere
Entscheider bei gleichen Berufen sowohl andere Unterschiede hätten aufdecken
können als auch den oben angegebenen Unterschied in einer anderen Dimen-
sion begründet sehen mögen, z.B. Arbeit in geschlossenen Räumen versus im
Freien. Durch die Vorgabe weiterer Triaden können weitere Dimensionen
erzeugt werden. Nach zwei Triaden kann der Benutzer darüber hinaus relevante
Dimensionen entsprechend der Methode der Gegensätze (Epting, Suchman &
Nickeson, 1971) direkt benennen. Zusätzlich ist es ihm jederzeit möglich,
Veränderungen z.B. in der Benennung von Dimensionen nachträglich vorzu-
nehmen.

Ist die Menge der Dimensionen spezifiziert und fallen dem Benutzer keine
weiteren mehr ein, muß 1. pro Dimension der ideale Wert angegeben werden
und müssen 2. alle Berufe auf allen Dimensionen eingestuft werden. Z. B. mag
der Benutzer auf der Dimension ,,technisch versus nicht-technisch“ seinen
Idealwert und die Einstufungen verschiedener Berufe wie in Abbildung 3
abgegeben haben. Hiernach findet der Benutzer einen Beruf ideal, der überwie-
gend aber nicht ausschließlich technisch ist, und Berufe werden auf diesem
Attribut in Abhängigkeit von der Nähe zum idealen Wert bewertet. Um zu
einer Skala zu kommen, die kontinuierlich im Hinblick auf die Güte einer
Bewertung ist, wird die ,,Unfolding-Technik“ von Coombs (1950, 1964)
angewendet.

idealer
Punkt

Abb. 3: Einstufung von Berufen im Attribut ,,Technikbezug“ und Festlegung des
,,idealen Punktes“

Die Wirkungsweise dieser Technik kann man sich folgendermaßen veranschau-
lichen: Man stellt sich die Skala in Abbildung 3 als eine dehnbare Schnur vor, auf
der die Positionen der einzelnen Berufe als Knoten markiert sind. Faßt man
diese Schnur am idealen Punkt an und zieht sie hoch, so hat man eine neue Skala
mit dem idealen Punkt als höchstem Wert definiert; Berufe - ursprünglich
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rechts und links vom idealen Punkt - liegen jetzt gemeinsam darunter. Sorgt
man durch Dehnungen der Schnur dafür, daß der einem Beruf entsprechende
Knoten dann höher als ein anderer liegt, wenn dieser Beruf den idealen
Vorstellungen auf dieser Dimension in stärkerem Maße entspricht, so hat man
aus der ursprünglichen ,,J-Skala“ mit dem idealen Punkt zwischen den Polen die
,,I-Skala“ definiert: Die ,,I-Skala“ steht in einer monotonen Beziehung zu der
Höhe der Bewertung auf dem jeweiligen Attribut, hier ,,Technikbezug“, und
wird so skaliert, daß die auf diesem Attribut am wenigsten präferierte Alterna-
tive (tiefster Knoten) den Wert Null, die am meisten präferierte (höchster
Knoten) den Wert Eins erhält. Für die anderen Dimensionen wird entsprechend
verfahren, und es resultieren die verschiedenen jeweils monoton mit der
Bewertung verknüpften Skalen.

Da das Verfahren MAUD bei der Extraktion der Dimensionen bereits auf die
Erfüllung der bedingten Nutzenunabhängigkeit achtet (vergl. dazu 2.5.4),
werden Attribute erzeugt, für welche die Bedingung der Präferenzunabhängig-
keit weitgehend erfüllt ist. Als Folge davon ist die Entscheidungssituation
dekomponierbar und die Gesamtbewertung der Alternativen kann aus den
Teilbewertungen in den verschiedenen Attributen rekomponiert werden.

Mit der Spezifikation der Attribute ist die Phase der Zielstrukturierung
abgeschlossen; auf die in MAUD eingebauten Verfahren zur Überprüfung der
Dekomponierbarkeit und der anschließenden Rekomponierbarkeit soll hier
nicht weiter eingegangen werden.

Hinsichtlich der Strukturierung von Entscheidungssituationen steht die Ziel-
strukturierung häufig im Vordergrund, aber auch andere Teile des Entschei-
dungsproblems können bzw. müssen strukturiert werden, wie z.B. die Se-
quenz von Teilentscheidungen in Entscheidungsbäumen, die Vorgehensweise
bei der Informationssuche hinsichtlich der Konsequenzen von Alternativen und
deren Auftretungswahrscheinlichkeiten, usw.; siehe hierzu die Darstellung in
Brown und Ulvila (1977), Jungermann (1980) und v. Winterfeldt (1980).

Eine Zielstruktur kann im Hinblick darauf, inwieweit mit ihrer Hilfe Verhalten
erklärt bzw. vorhergesagt werden kann, überprüft werden. So stellten Beach,
Campbell und Townes (1979) fest, daß die Entscheidung, ein (weiteres) Kind
haben zu wollen, und deren Verwirklichung innerhalb von 2 Jahren, gut mittels
der von ihnen entwickelten Zielstruktur vorhergesagt werden konnte. Am
Beispiel der Entscheidung für oder gegen einen Schwangerschaftsabbruch
beschreiben Jungermann, Franke und Schneider (1982) die Entwicklung einer
entsprechenden Zielstruktur, die darauf basierende Befragung des Betroffenen,
und die Verwendung der Antworten in tatsächlichen Beratungssituationen als
Entscheidungshilfe.

Die systematische Entwicklung von Zielstrukturen und deren Anwendung in
konkreten Entscheidungsproblemen - insbesondere als Grundlage einer Ent-



Entscheidungstheorie und Entscheidungshilfeverfahren 89

Scheidungsberatung - hilft offensichtlich, die Abwägungen zwischen Hand-
lungsalternativen gezielter an den Vorstellungen des Entscheiders auszurichten
und damit die Entscheidung selbst wie die vorangehenden Bewertungsvorgänge
effizienter zu machen.

2.4 Die Erhebung des Nutzens von Konsequenzen

Kernstück einer entscheidungstheoretisch orientierten Analyse und Bewertung
von Handlungsalternativen ist die Erhebung des Nutzens, der den Konsequen-
zen von Alternativen zugeschrieben wird. Dabei wird im folgenden zunächst
nur der eindimensionale Fall betrachtet, bei dem Alternativen nur hinsichtlich
eines Attributs variieren. Bei den entwickelten Verfahren muß berücksichtigt
werden, ob die Konsequenzen sicher oder nur mit Wahrscheinlichkeiten
auftreten. Entsprechend wird zwischen der risikolosen und der risikobehafteten
Nutzenmessung unterschieden.

2.4.1 Problemstellung

Nutzen ist kein objektiver Sachverhalt, der durch Anlegen eines Maßstabs
unmittelbar abzulesen wäre, sondern individuell definiert und - wie etwa
Schönheit oder Klugheit - inhärent subjektiver Natur. Somit ist Nutzen ein
theoretisches Konstrukt, das über Präferenzwahlen - auch als Bevorzugungen
bezeichnet - definiert ist und aus ihnen abgeleitet werden kann. Hiernach
kommt einem Beurteilungsobjekt im Vergleich zu einem anderen dann ein
höherer Nutzen zu, wenn es dem anderen gegenüber bevorzugt wird. Gegen-
stand einer entsprechenden Meßtheorie ist es, die Bedingungen anzugeben,
unter denen eine numerische Skala existiert, welche die beobachteten Präferen-
zen repräsentiert. Genügen die Präferenzen einer Person diesen Bedingungen,
so sind sie meßbar, und über Verfahren der Skalierung wird eine Zuordnung
von Zahlen zu Objekten hergestellt. Es resultiert die Nutzenmessung.

2.4.2 Meßtheoretische Hinweise zur Nutzenmessung

Objekte, Personen, Alternativen etc. haben Eigenschaften, Eigenschaften
haben Ausprägungen, und auf Grund dieser Ausprägungen von Eigenschaften
können Objekte aufeinander bezogen werden. Messen bedeutet, Objekten
Zahlen in der Weise zuzuordnen, daß die Beziehungen zwischen den empiri-
schen Sachverhalten repräsentiert werden in numerischen Relationen, die auf
der Menge der Zahlen definiert sind. Mit dieser Problematik beschäftigt sich die
axiomatisch begründete Meßtheorie; siehe Coombs, Dawes und Tversky
(1970), Krantz, Luce, Suppes und Tversky (1971) sowie Orth (1974). Drei
Problembereiche sind dabei wesentlich:



90 Katrin Borcherding

1. Das Repräsentationsproblem. Hier werden die notwendigen und hinrei-
chenden Bedingungen (auch Axiome) für die Meßbarkeit von Eigenschaften
aufgestellt. Dies ist zunächst ein Problem formaler Theorienbildung. Bei
Gültigkeit der Axiome ist eine Eigenschaft meßbar. Es ist zu prüfen, ob die
empirisch beobachteten Relationen (hier Präferenzen) zwischen Objekten
hinsichtlich einer Eigenschaft den Axiomen der Meßtheorie genügen und
damit die Eigenschaft meßbar ist: Hiermit wird geklärt, ob eine Abbildung
des empirischen Relativ in ein numerisches Relativ existiert.

2. Das Eindeutigkeitsproblem. Ist eine Eigenschaft meßbar, wird mit der
Behandlung des Eindeutigkeitsproblems geklärt, wieviel Freiraum in der
Zuordnung von Zahlen gegeben ist, und damit auch das Skalenniveau der
Messung bestimmt.

3. Das Bedeutsamkeitsproblem. Ist eine Eigenschaft auf einem bestimmten
Skalenniveau meßbar, so besteht das Bedeutsamkeitsproblem in der Frage,
welche Relationen zwischen den Messungen sinnvoll zu interpretieren sind.
Nach Suppes und Zinnes (1963) sind Aussagen über Meßwerte dann
bedeutsam, wenn sie unter allen möglichen - in der Lösung des Eindeutig-
keitsproblems spezifizierten - zulässigen Skalentransformationen unverän-
dert gelten.

Da zunächst außer dem subjektiven Urteil kein Maßstab vorliegt, der die Güte
von Alternativen ,,mißt“, ist zu prüfen, welche subjektiven Urteile erforderlich
sind und welchen Bedingungen sie genügen müssen, um zu einer Nutzenskala
zu führen.

Grundlage einer Nutzenmessung ist, daß die individuellen Präferenzurteile der
Bedingung der sogenannten ,,schwachen Ordnung“ genügen, und hierzu
gehören die Verbundenheit (Konnexität) und die Transitivität. Im Sinne der
Verbundenheit ist zu fordern, daß alle Alternativen hinsichtlich des mit ihnen
verbundenen Nutzens miteinander verglichen werden können und entweder A
gegenüber B oder B gegenüber A zumindest schwach bevorzugt wird. Die
Transitivitätsbedingung fordert, daß, wenn A gegenüber B und B gegenüber C
bevorzugt wird, dann auch A gegenüber C bevorzugt werden muß.

Für die Messung der Güte von Alternativen ist die Erfüllung der schwachen
Ordnung in bezug auf zwei zu beurteilende Sachverhalte notwendig:

1. im Hinblick auf eine Ordnung der Alternativen selbst und
2. im Hinblick auf eine Ordnung von Unterschieden zwischen jeweils zwei

Alternativen.

Der erste Sachverhalt bezieht sich auf den direkten Vergleich von jeweils zwei
Alternativen und führt zu einer Nutzenmessung auf Ordinalskalenniveau. Der
zweite Sachverhalt bezieht sich auf einen Vergleich von jeweils zwei Paaren von
Alternativen. Stellt man den Nutzenunterschied zwischen jeweils zwei Alterna-
tiven in den Vordergrund, also den zwischen den Alternativen A und B sowie
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den zwischen C und D, so sind Urteile darüber abzugeben, ob der Unterschied
zwischen A und B größer ist als der zwischen C und D oder ob der zwischen C
und D größer ist als der zwischen A und B. Erfüllen diese Vergleiche die
Bedingung der schwachen Ordnung, so kann von der Existenz einer zugrunde-
liegenden Nutzenskala auf Intervallskalenniveau ausgegangen werden, und aus
den vorliegenden Paarvergleichen kann eine Skala konstruiert werden, die den
Konsequenzen Nutzenwerte zuordnet.

2.4.3 Direkte und indirekte Verfahren der Nutzenmessung bei
sicheren Konsequenzen

Entscheidungsalternativen werden entsprechend der sie charakterisierenden
Ausprägungen von wünschenswerten Eigenschaften bewertet, wobei hier nur
solche Alternativen betrachtet werden sollen, die sicher zu ganz bestimmten
Konsequenzen führen. Die Nutzenmessung der verschiedenen Konsequenzen
von Alternativen kann über ein meßtheoretisch fundiertes indirektes oder über
ein direktes Verfahren erfolgen. Indirekte Verfahren basieren auf der Beobach-
tung von Präferenzen im Paarvergleich, wobei eine große Anzahl von Paarver-
gleichen notwendig ist, bevor der Nutzen der verschiedenen Konsequenzen
daraus hinreichend genau bestimmbar ist. Eine direkte Nutzenmessung stellt
eine Person vor die Aufgabe, gemäß spezifizierender Instruktionen den Nutzen
von Konsequenzen direkt als Zahl anzugeben. Dabei wird über die Instruktion
eine bestimmte Skalenqualität gefordert, und erreicht wird diese nur unter der
Voraussetzung, daß die Person in unverfälschter und konsistenter Weise gemäß
Instruktion verfährt.

Vergleicht man die indirekten und direkten Verfahren der Nutzenmessung oder
der-später in 2.7 zu behandelnden-Wahrscheinlichkeitsmessungen, so spricht
theoretisch vieles für die indirekten Methoden:

1) Sie sind axiomatisch begründet, ihre Angemessenheit kann empirisch über-
prüft werden;

2) es werden von den Personen nur ordinale Urteile über Objekt-Paare
verlangt, welche der Differenzierungsfähigkeit der Personen eher angemes-
sen sind als Urteile auf einer Skala höheren Niveaus und

3) der aus Präferenzen abgeleitete Nutzen ist potentiell ein validerer Indikator
für die tatsächliche Güte von Alternativen als der explizit verbalisierte
Nutzen.

Praktisch spricht allerdings alles für die Verwendung direkter Methoden:

1) Die Daten sind einfacher und ökonomischer zu erheben und
2) Vergleichsstudien haben gute Übereinstimmungen zwischen direkten und

indirekten Verfahren gezeigt, wie Wallsten (1977) zusammenfassend dar-
stellt.
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Für eine ausführlichere Diskussion hierzu siehe Lee (1977).

Eine einfache und in diesem Zusammenhang häufig verwendete Methode der
direkten Nutzenmessung besteht in folgendem Vorgehen. Die verschiedenen
Konsequenzen werden vorgegeben mit der Aufgabe, die schlechteste und die
beste herauszusuchen; die schlechteste erhält per definitionem den Wert 0, die
beste den Wert 100. Anschließend wird jeder anderen Konsequenz ein entspre-
chender Wert im Intervall von 0 bis 100 zugewiesen. Verfahren dieser Art sind
leicht verständlich und bereiten im allgemeinen keine Schwierigkeiten bei der
Erhebung. Umfassende Darstellungen verschiedener Skalierungsmethoden ge-
ben Dawes (1972), Nunally (1978), Sixtl (1981) und Torgerson (1958), spezielle
Methoden der Nutzenmessung werden in Kneppreth, Gustafson, Leifer und
Johnson (1974) dargestellt.

2.4.4 Nutzenmessung unter Berücksichtigung von Unsicherheit

Weitaus schwieriger stellt sich eine Bewertung der Alternativen dar, wenn die
resultierenden Konsequenzen nicht mit Sicherheit vorhergesagt werden kön-
nen; jede Alternative führt dann mit unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten zu
den betrachteten Konsequenzen, d.h., die Alternativen unterscheiden sich in
den speziellen Auftretenswahrscheinlichkeiten für die jeweiligen Konsequen-
zen. Abbildung 4 veranschaulicht eine solche Situation.

Abb. 4: Schema für eine Alternative mit unsicheren Konsequenzen

Ausgehend von dieser Situation entwickelten v. Neumann und Morgenstern
(1947) eine axiomatisch begründete Nutzentheorie als Rationale für konsisten-
tes Verhalten, deren Grundüberlegungen im folgenden wiedergegeben werden.
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Andere Axiomatisierungen finden sich bei Fishburn (1970), Luce und Raiffa
(1957), Pratt, Raiffa und Schlaifer (1965) und Savage (1954). Eine formalisierte
Gegenüberstellung verschiedener Axiomatisierungen gibt Fishburn (1981).

Gilt für jede Alternative, daß zwar mehrere Konsequenzen möglich sind, aber
nur eine Konsequenz auftreten kann, und bezeichnet man die überhaupt
schlechteste Konsequenz als x*, die beste als x*, so werden Entscheider vor
Wahlsituationen entsprechend Abbildung 5 gestellt. Der Entscheider hat die
Wahl zwischen zwei hypothetischen Alternativen. Die Alternative 1 führt
sicher zu einer mittelguten Konsequenz xi. Die Alternative 2 demgegenüber
führt mit einer Wahrscheinlichkeit gi zur besten, mit der Restwahrscheinlichkeit
1-gi zur schlechtesten Konsequenz. In solchen Entscheidungssituationen wird
ein Entscheider um so eher die probabilistische Alternative 2 wählen, je höher
die Wahrscheinlichkeit gi für den guten Ausgang ist, und gleichzeitig wird er um
so eher die sichere Alternative wählen, je höher er den sicheren Ausgang xi

bewertet. Entscheidungssituationen dieser Art werden als ,,choice-dilemma“-
Situationen bezeichnet (vgl. Kogan & Wallach, 1964; Six, 1981).

Abb. 5: Hypothetische Entscheidungssituation zwischen zwei Alternativen

Im folgenden soll von fest vorgegebenen Konsequenzen ausgegangen und gi so
gewählt werden, daß der Entscheider die beiden Alternativen als gleich gut
bewertet und damit Indifferenz hergestellt ist: Präferiert der Entscheider
Alternative 2 (bzw. Alternative 1), wird die Wahrscheinlichkeit gi verkleinert
(bzw. vergrößert). Hierdurch nähert sich die Attraktivität der Alternative 2 der
von Alternative 1 an. Offenbar kann für jede spezielle Konsequenz xi eine
Wahrscheinlichkeit gi so gefunden werden, daß Indifferenz gilt. Diese Indiffe-
renz ist eindeutig mit dem Meßwertpaar (xi, gi) spezifiziert. Das Verfahren zur
Herstellung der Indifferenz wird auch als Basic-Reference-Lottery-Ticket-
Methode bezeichnet (BRLT-Methode, siehe Raiffa, 1968).
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Zwei Meßwertpaare haben einen besonderen Stellenwert: für xi= x* resultiert
eine Indifferenzwahrscheinlichkeit von gi= 1.0 und für xi= x* eine von gi= 0.
Durch Vorgabe verschiedener Konsequenzen xi mit x*lxilx*  resultieren die
Indifferenzwahrscheinlichkeiten gi, mit 0Sgil1. Werden die Meßwertpaare (xi,
gi) in ein Koordinatensystem eingetragen, resultiert die Nutzenfunktion;
Abbildung 6 zeigt eine solche.

Abb. 6 : Beispiel einer risikoaversiven Nutzenfunktion

In Choice-Dilemma-Situationen wird ein Entscheider die sichere Alternative
wählen, wenn das diese Situation charakterisierende Meßwertpaar (xi, gi)
unterhalb seiner Nutzenfunktion liegt, und die probabilistische Option wählen,
falls es oberhalb liegt.

Mit der Nutzenfunktion ist eine Zuordnung zwischen jeweils einer sicheren und
einer probabilistischen Alternative so spezifiziert, daß der Entscheider indiffe-
rent zwischen beiden ist. Ausgehend von dieser Indifferenz können die
verschiedenen Konsequenzen jeweils durch die zugeordneten probabilistischen
Alternativen ersetzt werden: Aus der in Abbildung 4 dargestellten Alternative A
wird die in Abbildung 7 dargestellte Alternative B, bei der nur noch zwei
verschiedene Konsequenzen, nämlich die beste und die schlechteste, eintreten
können. Wird eine Größe G wie folgt definiert:

so läßt sich die in Abbildung 7 dargestellte Alternative B zusammenfassen, und
es resultiert Alternative C, die mit einer Wahrscheinlichkeit von G zur besten
(x*) und mit der Restwahrscheinlichkeit (1-G) zur schlechtesten Konsequenz
(x,) führt. Bei Gültigkeit bestimmter - im allgemeinen plausibler - Axiome ist
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der Entscheider indifferent zwischen den Alternativen A, B und C in den
Abbildungen 4 und 7. Insbesondere ist der Entscheider also indifferent
zwischen Alternative A mit ihren verschiedenen möglichen Konsequenzen xi

und der hypothetischen Alternative C mit nur zwei möglichen Konsequenzen.
Somit ist die Höhe der Wahrscheinlichkeit G ein Maß für die Güte der
Alternative A, und dieses Maß berücksichtigt die Unsicherheit von Alternative
A hinsichtlich des Eintretens der verschiedenen Konsequenzen. G ist somit der
unter Unsicherheit gemessene Nutzen der Alternativen A und entspricht dem
Erwartungswert der Nutzenfunktion. D. h. : Für Alternativen, die nicht sicher,
sondern nur mit bestimmten Wahrscheinlichkeiten zu bestimmten Konsequen-
zen führen, ergibt sich in Abhängigkeit davon, ob Konsequenzen diskret oder
kontinuierlich sind, die folgende Bewertung:

Der Nutzen einer Alternative wird hier als der Erwartungswert der mit den
einzelnen Konsequenzen verbundenen Nutzenwerten bestimmt. Eine solche

Abb. 7: Schema einer Alternative mit Teilwahrscheinlichkeiten für beste und schlechte-
ste Konsequenzen
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Bewertung entspricht dem SEU-Modell (von ,,subjective expected utility
model“) und hat sich in vielen Situationen als brauchbar erwiesen und empirisch
bestätigt. Für eine umfassende Diskussion siehe Karmarkar (1978), Schoemaker
(1980, 1981) und Shapiro (1979).

Zur Bestimmung des Nutzens von Alternativen ist es hiernach erforderlich, die
Nutzenfunktion des Entscheiders zu erheben sowie die Wahrscheinlichkeiten
zu ermitteln, mit denen die jeweiligen Alternativen zu den verschiedenen
Konsequenzen führen. Konkrete Vorgehensweisen werden ausführlich von
Keeney dargestellt (z.B. 1972; 1977; Keeney & Raiffa, 1976), für den compu-
terunterstützten Aufbau von Nutzenfunktionen siehe Heuberger (1977).

Der Entscheider kann in Abhängigkeit von der Entscheidungssituation die sie
charakterisierende Unsicherheit selbst wiederum unterschiedlich bewerten. So
läßt sich die Teilnahme an Glücksspielen nur über die Existenz sog. ,,risikofreu-
diger“ Nutzenfunktionen erklären. Handelt es sich hingegen um essentielle
Entscheidungen, ist überwiegend von der Gültigkeit risikoaversiver Nutzen-
funktionen auszugehen. Eine solche ist in der obigen Abbildung 6 dargestellt.
Die Charakterisierung der Nutzenfunktion als risikoaversiv, risikoneutral bzw.
risikofreudig ist aus der Krümmung der Nutzenfunktion zu ersehen; sie ist an
einem bestimmten Punkt der Funktion als der ,,Risikoaversionsfaktor“
r(x)=-u’(x)/u”(x) d fe iniert, mit r(x)>0 als risikoaversiv, r(x) = 0 als risikoneu-
tral und r(x)<0 als risikofreudig. Der Risikoaversionsfaktor spezifiziert, in
welchem Ausmaß die Bewertung von Alternativen von der Unsicherheit
hinsichtlich der Konsequenzen abhängt. Bewertungen von Alternativen sind
dann strategisch äquivalent, wenn die zugrundeliegenden Nutzenfunktionen
den gleichen Risikoaversionsfaktor aufweisen; siehe hierzu Pratt (1964) sowie
die umfassende Darstellung in Keeney und Raiffa (1976, Kap. 4).

2.4.5 Überlegungen zum Einsatz der Methoden

Abschließend sollen die Überlegungen dieses Abschnittes auf die Zielrichtun-
gen der Entscheidungsanalyse und deren Anwendung als Entscheidungshilfe-
verfahren bezogen werden. Aufgabe war hier zunächst, Verfahren der Bewer-
tung solcher Alternativen darzustellen, die zu Konsequenzen auf nur einem
Attribut führen. Zu diesem Zweck liegen ausgefeilte, meßtheoretisch fundierte
Verfahren vor, wie sie in 2.4.2 und 2.4.4 beschrieben wurden. Allerdings kann
es nicht nur um die Erfüllung meßtheoretischer Kriterien gehen, sondern es ist
ebenso abzuwägen, inwieweit die theoretisch überlegenen Methoden sich auch
im praktischen Einsatz bewähren und insbesondere, ob sie zu valideren
Bewertungen der zu vergleichenden Alternativen führen. Für die hier darge-
stellten Verfahren der Nutzenmessung ergeben sich folgende Überlegungen für
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die Anwendung (weitere und ausführlichere Erörterungen geben z.B. Far-
quhar, 1982; Fishburn, 1967; Hull, Moore & Thomas, 1973; siehe aber auch
Hershey, Kunreuther & Shoemaker, 1982).

Treten die mit den Alternativen verbundenen Konsequenzen sicher auf, bieten
sich die folgenden beiden Klassen von Vorgehensweisen an:

1) Die verschiedenen Konsequenzen bzw. Differenzen von Konsequenzen sind
paarweise miteinander zu vergleichen. Diese Paarvergleiche bilden die
Grundlage für die Konstruktion einer Nutzenskala sowie die Zuweisung von
Nutzenwerten zu Konsequenzen.

2) Den verschiedenen Konsequenzen werden entsprechend ihrer Güte unmit-
telbar Zahlen zugeordnet.

Der gravierende Nachteil von Vorgehen (1) gegenüber (2) liegt in der Anzahlder
erforderlichen Vergleiche, die exponential mit der Anzahl der verschiedenen
Konsequenzen ansteigt. Auch die Möglichkeit planmäßiger Reduzierung der
notwendigen Vergleiche vermag dieses Argument kaum abzuschwächen. Von
daher ist es naheliegend, daß bei konkreten Entscheidungsproblemen die
Bewertung der verschiedenen Konsequenzen pro Attribut zumeist über eine
direkte Methode erfolgt, welche durch ihre Zielgerichtetheit ausgezeichnet
sind. Dennoch darf nicht übersehen werden, daß die direkten Methoden
meßtheoretisch nicht begründbar sind und ihre Legitimation nur aus der hohen
Korrespondenz zu den Ergebnissen aus indirekten Methoden herleiten.

Treten die mit Alternativen verbundenen Konsequenzen nicht sicher ein,
resultieren ebenfalls zwei Vorgehensweisen:

3) Die verschiedenen Konsequenzen werden über die BRLT-Methode nut-
zenskaliert, und die Bewertungen für die Alternativen ergeben sich als der
Erwartungswert der Nutzenfunktionen.

4) Die Konsequenzen werden über ein direktes Verfahren entsprechend (2)
nutzenskaliert. Anschließend wird pro Alternative der mit den Auftretens-
Wahrscheinlichkeiten gewogene Erwartungswert berechnet.

Ähnlich wie bei (1) und (2) liegen die Nachteile der Verfahrensweise (4)
gegenüber (3) in der mangelnden meßtheoretischen Fundiertheit und darin, daß
die Einstellung des Entscheiders zum Risiko nicht explizit berücksichtigt wird.
Vorteile der Methode (4) gegenüber (3) können mit Edwards (1977a, S.327)
darin gesehen werden, daß keine Urteile hinsichtlich hypothetischer Alternati-
ven erforderlich sind: Solche Urteile seien häufig unreliabel und inkonsistent
mit den zugrundeliegenden eigentlichen Präferenzen. Darüber hinaus betont
Edwards, daß solche Vorgehensweisen nonprofessionelle Entscheider langwei-
len und unter Umständen zu Antworten führen können, die in stärkerer Weise
aus der Sequenz der Vorgabe als aus den tatsächlichen Präferenzen des
Entscheiders resultieren, ja möglicherweise zur Ablehnung der Entscheidungs-
verfahren insgesamt führen.
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Wie der Nutzen von Konsequenzen gemessen wird, bedarf in jedem Fall einer
sorgfältigen Abwägung (Johnson & Huber, 1977). Während Keeney auch bei
Alternativen mit sicheren Konsequenzen zur Nutzenmessung neigt, welche die
Einstellung zum Risiko berücksichtigt mit dem Argument, daß dieses ungleich
schwierigere Verfahren den Entscheider zum Nachdenken zwingt und als Folge
angemessenere Bewertungen resultieren, ist Edwards ein Vertreter der Gegen-
position: Selbst bei Alternativen mit unsicheren Konsequenzen zieht er Verfah-
ren der direkten Zuweisung von Zahlen zu Konsequenzen vor, da diese
Verfahren leichter verständlich, leichter durchzuführen und damit für den
Entscheider transparenter sind.

Eine Diskrepanz zwischen der Nutzenmessung mit und der ohne Berücksichti-
gung von Risiko tritt nur auf, wenn die Nutzenfunktion des Entscheiders stark
von der Risikoneutralität abweicht. Hierzu sei auf Howard (1971) verwiesen,
welcher die Sensitivität der Verfahren untersucht und prüft, wann Risikoaver-
sion zum Tragen kommt. Wie man ausgehend von Nutzenmessungen ohne
Berücksichtigung der Einstellung zu Risiko diese Einstellung nachträglich
einbeziehen kann, wird in v. Winterfeldt, Barron und Fischer (1980) erörtert.

Abschließend sei empfohlen, bei der Abwägung zwischen verschiedenen
Methoden der Nutzenmessung nicht nur an formale entscheidungstheoretische
Erfordernisse zu denken, sondern auch zu berücksichtigen, welche Denkwei-
sen dem Entscheider vertraut sind; darüber hinaus ist wichtig, mögliche
auftretende Fehler bzw. Unstimmigkeiten nicht für sich allein, sondern in ihrer
Auswirkung auf die Entscheidung zu bewerten, d.h., es geht darum, inwieweit
entscheidungsanalytische Verfahren anfällig für solche Fehler sind. Hat man
dies vor Augen, werden häufig Verfahren gemäß (2) statt solcher von (1) und
Verfahren gemäß (4) statt solcher von (3) hinreichend sein.

2.5 Die Bewertung multiattributiver Alternativen im Fall
sicherer Konsequenzen

Im folgenden werden Entscheidungssituationen betrachtet, in denen Alternati-
ven zu Konsequenzen auf verschiedenen bewertungsrelevanten Dimensionen
führen. Dabei wird zunächst von Alternativen ausgegangen, deren Konsequen-
zen sicher auftreten. Es werden Verfahren dargestellt, die eine Gesamtbewer-
tung der Alternativen aus der Verknüpfung der Bewertungen der einzelnen
Konsequenzen herleiten und damit zu einer Entscheidungsfindung führen.

2.5.1 Relevante Sachverhalte und Benennungskonventionen

Entscheidungsalternativen heißen multiattributiv, wenn sie zu Konsequenzen
in mehreren verschiedenen Bewertungskriterien (auch Aspekten, Dimensio-
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nen) führen - im folgenden Attribute genannt. Attribute werden üblicherweise
durch die großen Buchstaben X1, X2, . . . Xk, . . . Xn (auch X, Y, Z) gekenn-
zeichnet, Konsequenzen in Attributen durch die entsprechenden kleinen
Buchstaben xl, x2,. . . xk, . . . xn.

Eine Alternative Ai mit Konsequenzen in n Attributen kann über einen Vektor
dargestellt werden:

wobei xik die Konsequenz der Alternativen Ai im Attribut Xk darstellt. Der
Nutzen einer Alternative Ai wird mit U(Ai), der Nutzen einer Konsequenz xk

mit u(xk) bezeichnet.

Im folgenden soll unter dem Begriff ,,Nutzen“ die Güte von Alternativen bzw.
von Konsequenzen unabhängig davon verstanden werden, ob dieser Nutzen
,risikolos‘, d.h. ohne Berücksichtigung der möglichen Unsicherheit über das
Eintreten von Konsequenzen (auch ,,value“, ,,utile“, ,,Wert“), oder unter
Berücksichtigung von Risiko verstanden und erhoben wird.

Liegen multiattributive Alternativen vor, ist es naheliegend, die verschiedenen
Alternativen anhand der Konsequenzen in bewertungsrelevanten Attributen zu
vergleichen sowie Überlegungen zur Relevanz oder Wichtigkeit der herangezo-
genen Attribute anzustellen, und beides bei der Entscheidung zu berücksichti-
gen. Die im folgenden dargelegten Konzepte gehen von dieser Überlegung aus.

2.5.2 Entscheidungskriterien bei Sicherheit

Entscheidungskriterien sind Richtlinien, nach denen der Entscheider wählt.
Dabei wird gelegentlich zwischen Entscheidungsregeln und Entscheidungs-
prinzipien unterschieden. Entscheidungsregeln bestimmen für jedes Entschei-
dungsproblem die optimale Handlungsalternative und lösen damit das Ent-
scheidungsproblem. Entscheidungsprinzipien schränken die Willkür in der
Auswahl der optimalen Aktion ein, ohne jedoch eine bestimmte Alternative
definitiv als beste zu identifizieren.

Eine andere Differenzierung der Entscheidungskriterien kann danach erfolgen,
ob es sich um Auswahlfunktionen oder um Präferenzvorschriften handelt.
Auswahlfunktionen bestimmen aus der Gesamtmenge von Alternativen den
Bereich, in dem die optimale Alternative zu suchen ist. Welche spezielle
Auswahlfunktion eine Person für sich in Anspruch nimmt, ist ihr selbst
überlassen. Häufiger verwendet werden hingegen Entscheidungskriterien, die
aus Präferenzrelationen resultieren: Sie geben für jeweils zwei Handlungsalter-
nativen an, welche von ihnen der jeweils anderen vorzuziehen ist. Entsprechend
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der oben eingeführten Unterscheidung legt eine Entscheidungsregel die Aus-
wahlfunktion bzw. Präferenzvorschrift fest, während ein Entscheidungsprin-
zip den Bereich möglicher Auswahlfunktionen mehr oder weniger stark
beschränkt bzw. im Fall von Präferenzvorschriften mehrere zuläßt.

Für den Fall multiattributiver Alternativen werden in der Literatur verschiedene
deskriptive Entscheidungskriterien diskutiert. Einige davon seien hier aufge-
führt, wobei die Darstellung in Anlehnung an Montgomery und Svenson (1976)
davon ausgeht, welches Skalenniveau bei der Nutzenmessung auf den Attribu-
ten sowie der Abwägung zwischen den Attributen gefordert wird.

Zu den Entscheidungskriterien, die pro Attribut von einer Nutzenmessung auf
Ordinalskalenniveau ausgehen und keine Abwägung zwischen den verschiede-
nen Attributen erfordern, gehört das Dominanzprinzip sowie das konjunktive
und das disjunktive Entscheidungsprinzip.

(a) Dominanzprinzip. Eine Alternative Ai ist einer Alternativen Aj dann
vorzuziehen, wenn sie auf keinem Attribut schlechter und auf zumindest einem
Attribut besser bewertet wird als diese, d.h.:

Aj ist die von Ai dominierte Alternative bzw. Ai dominiert Aj. Dieses
Entscheidungsprinzip ist unmittelbar einleuchtend und ermöglicht es, die
Menge der Handlungsalternativen auf die Menge der nicht-dominierten Alter-
nativen zu reduzieren; es trennt aber naturgemäß nicht zwischen den nicht-
dominierten.

(b) Konjunktives Entscheidungsprinzip. Der Entscheider muß für jedes Attribut
einen Kriteriumswert bestimmen. Alternativen sind wählbar, wenn sie auf
jedem Attribut den Kriteriumswert mindestens erreichen. Ist C = (c1,. . . ck, . . .
c,) der Kriteriumsvektor, so gilt:

Eliminiere Ai, wenn: u(xik < u(ck) für mindestens ein k.

In Abhängigkeit von der Höhe der Kriteriumswerte und der Güte der Alternati-
ven führt das konjunktive Entscheidungsprinzip zum Ausschluß unterschied-
lich großer Teilmengen und kann insbesondere auch alle Alternativen ausschlie-
ßen. Die diesem Prinzip zugrundeliegenden Überlegungen führen auf das
Befriedigungsprinzip von Simon (1957) zurück.

(c) Disjunktives Entscheidungsprinzip. Das disjunktive Entscheidungsprinzip
entspricht dem Spiegelbild des konjunktiven Entscheidungsprinzips: Es werden
pro Attribut Kriteriumswerte festgesetzt, und eine Alternative ist wählbar,
sofern sie den Kriteriumswert auf mindestens einem Attribut überschreitet. Ist
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der Kriteriumsvektor wie zuvor definiert, so gilt:

Wähle Ai, wenn: u(xik) > u(ck) für mindestens ein k.

Dieses Kriterium kann gleichfalls von mehreren oder keiner der zur Verfügung
stehenden Alternativen erfüllt werden.

Das konjunktive sowie das disjunktive Entscheidungsprinzip führen zu wähl-
baren Alternativen, die Mindestanforderungen auf allen Attributen bzw.
Höchstforderungen auf mindestens einem Attribut erfüllen; sie wurden von
Coombs (1964) sowie Dawes (1964) vorgeschlagen, von Coombs und Kao
(1975) axiomatisiert, und Einhorn (1970, 1971) zeigte, daß Entscheidungen von
Personen mit diesen Regeln erklärt werden können.

Zu den Entscheidungskriterien, die pro Attribut gleichfalls nur von einer
Nutzenmessung auf Ordinalskalenniveau ausgehen, die zusätzlich aber eine
Rangordnung hinsichtlich der Wichtigkeit der verschiedenen Attribute erfor-
dern, gehören die lexikographische Entscheidungsregel sowie das aspektweise
Eliminieren.

(d) Lexikographische Entscheidungsregel. Diese Regel schreibt eine Auswahl
der Alternativen in Reihenfolge der Wichtigkeit der Attribute vor. Die Alterna-
tiven werden zunächst auf dem wichtigsten Attribut verglichen, und es wird die
auf diesem Attribut beste gewählt. Zeigen mehrere Alternativen diese Eigen-
schaft, werden sie auf dem zweitwichtigsten Attribut verglichen und entspre-
chend wird weiterverfahren, bis eine Alternative übrig bleibt:

Ai>Aj genau dann, wenn: u(xik) > u(xjk) und
u(xik') = u(xjk') für alle Attribute k’ wichti-
ger als k.

Einen Überblick über diese und verwandte Regeln gibt Fishburn (1974).

(e) Aspektweises Eliminieren. Dieses Entscheidungsprinzip stammt von Tvers-
ky (1972) und ist eine Kombination zwischen dem konjunktiven Prinzip und
der lexikographischen Regel. Der Entscheider setzt Kriterien auf den Attribu-
ten und eliminiert in Reihenfolge der Wichtigkeit der Attribute diejenigen
Alternativen, welche das Kriterium nicht erfüllen: Für Alternativen, die das
Kriterium auf dem wichtigsten Attribut erfüllen, wird geprüft, ob sie das
Kriterium des nächst-wichtigsten Attributs erfüllen, usw.
Es gilt also:
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Die lexikographische Komponente in diesem Entscheidungsprinzip kommt um
so stärker zum Tragen, je höher Kriteriumswerte auf wichtigen Attributen sind;
Konsequenzen der Alternativen auf weniger wichtigen Attributen sind dann
nicht mehr entscheidungsrelevant.

Liegt der Nutzen der Alternativen pro Attribut auf Intervallskalenniveau vor
und sind den Attributen Ränge hinsichtlich der Wichtigkeit zugeteilt, so sind
die Voraussetzungen gegeben, unter denen die lexikographische Halbordnung
definiert ist.

(f) Lexikographische Halbordnung. Dieses Kriterium wurde ebenfalls von
Tversky (1969) entwickelt. Es entspricht der lexikographischen Regel mit der
zusätzlichen Vorschrift, daß Ausprägungsunterschiede auf einem Attribut nur
dann entscheidungsrelevant sind, wenn sie einen kritischen Betrag überschrei-
ten. Bezeichnet der Vektor D = (d1, . . . dk, . . . dn) die vom Entscheider pro
Attribut definierten kritischen Beträge, so gilt für 2 Alternativen:

Die lexikographische Halbordnung ist eine Erweiterung der lexikographischen
Regel und bietet den Vorteil, daß nicht beliebig kleine Unterschiede auf
wichtigen Attributen die Entscheidung bestimmen und infolgedessen mögliche
große Unterschiede auf nächstwichtigen Attributen überschreiben. Sie kann
insbesondere dann angezeigt sein, wenn die Nutzenmessung auf den wichtigen
Attributen nicht reliabel ist oder wenn mehrere Attribute nahezu gleich wichtig
sind. Beim paarweisen Vergleich von Alternativen kann sie zu intransitiven
Präferenzen führen, und als Folge können dominierte Alternativen gewählt
werden. Dies soll mit dem Beispiel in Tabelle 4 veranschaulicht werden.

Tabelle 4 : Demonstrationsbeispiel für eine Anwendung der lexikographischen
Halbordnung als Entscheidungsregel mit dk = 1.5 für alle k

Alternative
Attribute nach Wichtigkeit

X1 X 2 X3
Wahlen
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Obwohl Alternative A4 von Al dominiert wird, führt der paarweise Vergleich
(((A1A2)A3)A4) bei der Anwendung der lexikographischen Halbordnung zur
Wahl von A4 als der besten Alternative.

Dieser Nachteil tritt beim simultanen Vergleich der Alternativen nicht auf: In
einem ersten Schritt würden alle Alternativen eliminiert, die sich auf dem
wichtigsten Attribut um mehr als d1 von der besten Alternative unterscheiden,
und die verbleibenden würden entsprechend auf dem nächstwichtigsten Attri-
but verglichen. Dieses Vorgehen, angewandt auf das Beispiel in Tabelle 4,
eliminiert auf Attribut X1 Alternative A3, auf Attribut X2 dann A4, auf Attribut
X3 schließlich A1:A2 würde gewählt. Tversky (1969) und Montgomery (1977)
zeigten empirisch, daß Entscheidungen von Personen in komplexen Situationen
mit dem Kriterium der lexikographischen Halbordnung korrespondieren.

Liegt die Nutzenmessung von Alternativen pro Attribut als Intervallskala vor
und ist die Wichtigkeit von Attributen verhältnisskaliert, so können Unter-
schiede auf verschiedenen Attributen in ihrer Bedeutung miteinander verglichen
und aufeinander bezogen werden. Damit sind die Voraussetzungen für die
Anwendung von Entscheidungsregeln geschaffen, welche über kompensatori-
sche Eigenschaften verfügen: Ein geringer Nutzen auf einem Teil der Attribute
kann bei kornpensatorischen Entscheidungsregeln durch einen hohen Nutzen
auf anderen Attributen ausgeglichen - kompensiert - werden.

(g) Additive Entscheidungsregel. Die additive Entscheidungsregel schreibt als
Entscheidungsgrundlage die Summe der bewerteten Konsequenzen auf den
verschiedenen Attributen vor, wobei die Attribute entsprechend ihrer Wichtig-
keit berücksichtigt werden. Ist wk das Gewicht von Attribut Xk, so gilt:

Von den kornpensatorischen Entscheidungsregeln ist dieses die einfachste, die
gut mit tatsächlichem Entscheidungsverhalten korrespondiert, siehe die in 2.1.2
hierzu genannte Literatur.

Ähnlich und unter bestimmten Bedingungen äquivalent zur additiven Regel ist
die additive Differenzenregel von Tversky (1969), wonach Alternativen attri-
butweise miteinander verglichen und die sich ergebenden Differenzen aufsum-
miert werden.

(h) Multiplikative Entscheidungsregel. Hier wird als Entscheidungsgrundlage
das gewogene geometrische Mittel vorgeschrieben, und es resultiert die multi-
plikative Entscheidungsregel:

Ai>Aj genau dann, wenn:
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Die multiplikative Entscheidungsregel läßt sich bei einer logarithmischen
Transformation der Bewertungen auf den Attributen in die additive Entschei-
dungsregel überführen.

Wenn hier Entscheidungskriterien orientiert am Meßniveau dargestellt wurden,
so deswegen, weil Eigenschaften der Alternativen bei der Entscheidungsfin-
dung um so differenzierter berücksichtigt werden können, je höher das
Meßniveau ist. Steht der Prozeßcharakter von Entscheidungsproblemen im
Vordergrund, so lassen sich Entscheidungskriterien auch danach klassifizieren,
welche Strategie der Informationssuche und Informationsverarbeitung sie
nahelegen. So wird zwischen inter- und intradimensionalen Strategien unter-
schieden in Abhängigkeit davon, ob Informationen alternativenweise oder
attributweise gesucht und verarbeitet werden. Ein zusätzlicher Klassifikations-
gesichtspunkt von Entscheidungskriterien betrifft die Orientierung des Ent-
scheidenden. Diese kann rein pragmatisch auf die aktuell verfügbaren Alternati-
ven gerichtet sein mit dem Ziel, deren relativ beste zu identifizieren. Hingegen
liegt bei der konjunktiven und disjunktiven Entscheidungsregel eher eine
absolute Perspektive vor: Es können bestimmte kritische Werte unabhängig von
den konkreten Alternativen gesetzt werden, die von wählbaren Alternativen
erfüllt werden müssen.

Die dargelegten Entscheidungskriterien stellen wichtige Ansätze zur Beurtei-
lung und Selektion von multiattributiven Handlungsalternativen dar, weitere
werden in Montgomery und Svenson (1976) genannt; siehe auch Aschenbrenner
(1977b) und Svenson (1979). Die deskriptive und/oder präskriptive Validität der
einzelnen Kriterien ist in konkreten Entscheidungssituationen und für be-
stimmte Entscheider zu prüfen: Unter der deskriptiven Betrachtungsweise
interessiert, inwieweit sie tatsächliches Entscheidungsverhalten abbilden; unter
der präskriptiven Perspektive steht im Vordergrund, inwieweit sie die für einen
Entscheider optimale Alternative auswählen bzw. nicht optimale ausscheiden.
Wenngleich diese Entscheidungskriterien - einzeln oder auch miteinander
kombiniert-tatsächlich von Entscheidern angewendet werden, so sind sie doch
nur in dem Maße angemessen, wie sie dessen Präferenzstruktur reflektieren.
Darauf wird deshalb im folgenden eingegangen.

2.5.3 Multiattributive Präferenzen und ihre Repräsentation

2.5.3.1 Ausgangspunkt

Entscheidungskriterien beinhalten Vorschriften der Selektion von Entschei-
dungsalternativen. In welchem Ausmaß diese Vorschriften sinnvoll sind, hängt
davon ab, ob die verbleibenden Alternativen gegenüber den auszuschließenden
von dem Entscheidenden tatsächlich präferiert werden. Deshalb sollen in
diesem Abschnitt die Präferenzen eines Entscheiders analysiert und Axiome
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aufgestellt werden, unter denen bestimmte Entscheidungskriterien die Präfe-
renzen eines Entscheiders repräsentieren und damit ,,rationale“ Verfahren der
Bewertung und Selektion von Alternativen darstellen.

Das Entscheidungsproblem im Hinblick auf multiattributive Alternativen liegt
darin, daß jede Alternative zu einer Vielzahl von Konsequenzen führt. Diese
Konsequenzen sind zwar unterschiedlich wünschenswert, aber nicht direkt
miteinander zu vergleichen: Sie liegen in verschiedenen Attributen und werden
entsprechend auf unterschiedlichen Skalen gemessen. Das allgemeine Problem
des Entscheiders liegt darin, die Alternative mit den insgesamt besten Konse-
quenzen zu wählen, und dies erfordert, Konsequenzen vergleichbar zu machen.

2.5.3.2 Effiziente Mengen von Alternativen und effiziente Grenzen

Jede Alternative ist durch die ihr zugeordneten Konsequenzen in den verschie-
denen Attributen als Punkt in einem n-dimensionalen Raum darstellbar, wobei
die Dimensionen den verschiedenen Attributen entsprechen. Sofern für die
Punkte in dem n-dimensionalen Attributenraum eine Präferenzordnung festge-
legt ist, kann die Alternative mit der höchsten Präferenz gewählt werden.

Der prinzipielle Sachverhalt kann am zweidimensionalen Fall demonstriert
werden, bei dem Alternativen im Hinblick auf die beiden Attribute X und Y
bewertet werden. Dabei soll gelten, daß höhere Werte gegenüber tieferen
vorgezogen werden. Ist eine Alternative Ai entsprechend Abbildung 8 gegeben,
so dominiert sie alle möglichen Alternativen im Bereich (E), da diese entweder
durch tieferliegende und damit schlechtere Konsequenzen auf Attribut X
und/oder auf Attribut Y ausgewiesen sind. Demgegenüber wird Ai von allen
Alternativen im Bereich (D) dominiert, da diese entweder auf Attribut X
und/oder auf Attribut Y zu bevorzugten Konsequenzen führen. D.h. für jede
Person gilt:

Die Abbildung der Alternativen in den hier zweidimensionalen Attributenraum
führt im diskreten Fall zu einer Menge von Punkten bzw. im kontinuierlichen
Fall zu einer Fläche, wie es für beispielhafte Alternativenmengen in Abbildung 9
dargestellt ist. Die effiziente Menge von Alternativen bezeichnet die nicht
dominierten Alternativen und enthält somit für jeden Entscheider die optimale
Alternative: Welche ein Entscheider konkret wählt, hängt von seinen persönli-
chen Präferenzen ab. Abbildung 9 gibt die effizienten Grenzen (stark markierte
Linie bzw. Punkte) für drei Beispiele von Alternativenmengen. Nichtdominier-
te Alternativen liegen immer auf der konvexen Hülle, was analog auch für den
mehrdimensionalen Fall gilt.
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A t t r i b u t  X

Abb. 8: Darstellung einer Alternative im zweidimensionalen Attributenraum

A t t r i b u t  X A t t r i b u t  X A t t r i b u t  X

Abb. 9: Effiziente Grenzen für drei Mengen von Alternativen im zweidimensionalen
Attributenraum

2.5.3.3 Präferenz und Indifferenz

Präferenzen, die sich aus dem Dominanzprinzip in Übereinstimmung zu
Abbildung 8 ergeben, gelten allgemein und damit für jeden Entscheider.
Interessiert man sich für Präferenzen in den Bereichen (C) und (F), so lassensich
für einen speziellen Entscheider alle Alternativen bestimmen, die dieser als
ebensogut beurteilt wie Ai: Zwischen diesen Alternativen wäre dieser Entschei-
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der indifferent. Ein Entscheider ist zwischen einer Alternative im Vergleich zu
einer anderen dann indifferent, wenn sie auf einem Attribut zu einer besser
bewerteten, auf dem anderen Attribut zu einer schlechter bewerteten Konse-
quenz führt und sich die relative Verbesserung mit der relativen Verschlechte-
rung aufwiegt. Dieses Abwägen von relativen Vor- und Nachteilen wird als
,,tradeoff“ bezeichnet. Sofern (wie in Abbildung 10) ein Entscheider zwischen
Alternative Ai und Aj indifferent ist, gilt:

oder
oder

Ausgehend von dem Punkt P(xj,yi) wiegt für diesen Entscheider eine Verbesse-
rung um Ax genausoviel wie eine Verbesserung um Ay.

Abb. 10: Beispiel zur Indifferenz zwischen den Alternativen Ai und Aj.

Die in Abbildung 10 angegebene Indifferenzkurve spezifiziere die Menge aller
Alternativen, zwischen denen ein Entscheider indifferent sein mag. Aus der
Indifferenzkurve kann auf Präferenzen rückgeschlossen werden: Der Entschei-
der bevorzugt jede Alternative im Bereich (D) gegenüber einer auf der
Indifferenzkurve, die ihrerseits gegenüber einer im Bereich (E) bevorzugt wird.
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Hat der Entscheider in dem mehrdimensionalen Attributenraum eine ganze
Schar von Indifferenzkurven spezifiziert - siehe Abbildung 11 als Beispiel für
den zweidimensionalen Fall -, so resultieren hieraus seine Präferenzen: Die
verfügbaren Alternativen können über die ihnen zugeordneten Konsequenzen
auf den Attributen in diesen Raum projiziert werden, und es ist die Alternative
zu wählen, die auf der am weitesten oben rechts liegenden Indifferenzkurve
liegt. Es schließt sich die Frage an, wie Indifferenzen und die daraus ableitbaren
Präferenzen effizient erhoben werden können.

A t t r i b u t  X

Abb. 11: Indifferenzkurven mit abnehmenden Grenznutzen für zwei Attribute.

2.5.4 Präferenzstruktur und Wertfunktion

Entscheidungen sind einfach - so wurde argumentiert - wenn der Entscheider
Indifferenzkurven - auch Isonutzenkurven - im n-dimensionalen Attributen-
raum spezifiziert hat, da hieraus Präferenzen unmittelbar ableitbar sind. Im
folgenden sollen strukturelle Beziehungen hinsichtlich der mehrdimensionalen
Indifferenzen definiert werden, bei deren Gültigkeit sich Präferenzen einfach
repräsentieren lassen.

2.5.4.1 Substitutionsraten

Wie zuvor soll weiter vom zweidimensionalen Fall ausgegangen werden, und
Alternativen seien durch Konsequenzen in den Attributen X und Y charakteri-
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siert. Von einer Alternative Ai mit den konkreten Konsequenzen (xi, yi)
ausgehend, kann man einen Entscheider vor eine Situation der folgenden Art
stellen: Eine Alternative Aj realisiere im Attribut Y eine um Ay Einheiten besser
bewertete Konsequenz als Ai. Wieviel schlechter darf die Konsequenz dieser
Alternative im Attribut X sein, so daß der Entscheider beide als gleich gut
bewertet? Fragen dieser Art geben Aufschluß über die häufig auch als Tradeoffs
bezeichneten Substitutionsraten, d.h. über die Beträge in den beiden Attribu-
ten, die sich gegenseitig ausgleichen. Substitutionsraten können sowohl von den
Ausgangswerten in X als auch von denen in Y abhängen. Abbildung 12
veranschaulicht Substitutionsraten. Betrachtet man die Alternative As, so wird
eine Verbesserung um Ay im Attribut Y durch die Verschlechterung um Ax im
Attribut X ausgeglichen.

Abb. 12: Substitutionsrate im zweidimensionalen Attributenraum.

In der überwiegenden Zahl der Fälle werden Substitutionsraten, wie in Abbil-
dung 12 dargestellt, beobachtet. Alle Substitutionsraten in diesem Beispiel
wurden bei verschiedenen Ausgangswerten für den gleichen festen Betrag Ay
ermittelt. Vergleicht man die Substitutionsraten in A1, A3 und A5, so werden
gleich hohe Ay-Beträge bei tiefen x-Werten durch kleinere Ax-Beträge substitu-
iert als bei höheren x-Werten: Bei festem yi nehmen die Substitutionsraten mit
Wachsendern x zu. Wird xi festgehalten und werden die Substitutionsraten in A2,
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A3 und A4 miteinander verglichen, so nehmen die Substitutionsraten Ax mit
zunehmendem y ab. Zusammenfassend heißt dies, daß Beträge von Ax und Ay
um so schwerer kompensiert werden können, je tiefer die entsprechende
Ausgangsbewertung ist. Substitutionsraten wie in Abbildung 12 sind ein
Zeichen für den abnehmenden Grenznutzen und führen zu den in Abbildung 11
gegebenen Indifferenzkurven.

Entspricht die lokale Substitutionsrate der generellen Substitutionsrate, so
ergeben sich für die Indifferenzkurven Geraden, die parallel in Richtung der
Pfeile verlaufen; damit konsistent ist die folgende Bewertung der Alternativen:

wobei c eine Konstante ist und der Steigung der Geraden entspricht.

2.5.4.2 Die Bedingung korrespondierender Substitutionsraten und das
additive Modell

Für die Darstellung der Bedingung korrespondierender Substitutionsraten sei
von der folgenden in Abbildung 13 dargestellten Situation ausgegangen:

Im zweidimensionalen Attributenraum werden 4 in einem Rechteck liegende
Punkte betrachtet, etwa A(x1,y1), B(x1,y2), C(x2,y1) und D(x2,y2), und ein
Entscheider habe für die Punkte A, B und C die Substitutionsraten wie folgt
angegeben:

Eine Verschlechterung um Ax1 in A werde durch eine Verbesserung um Ay1

kompensiert;
eine Verschlechterung um Ax1 in B werde durch eine Verbesserung um Ay2

kompensiert und
eine Verbesserung um Ay1 in C werde durch eine Verschlechterung um Ax2

kompensiert.

Ausgehend von dieser Situation kann dieser Entscheider für D gefragt werden,
welche Verschlechterung in Attribut X durch eine Verbesserung um Ay2
kompensiert werde, bzw. welche Verbesserung im Attribut y eine Verschlech-
terung um Ax2 kompensiere. Gilt in D, daß eine Verschlechterung um Ax2

durch eine Verbesserung um Ay2 ausgeglichen werde, und gilt dies unabhängig
von den speziellen Werten xl, x2, yl, y2, ist die Bedingung der korrespondieren-
den Substitutionsraten bzw. korrespondierenden Tradeoffs in (XY) erfüllt. Aus
dieser Bedingung folgt, daß die Präferenzstruktur additiv ist: Für Präferenzen
im zweidimensionalen Fall gilt die Bedingung der korrespondierenden Trade-
offs genau dann, wenn Präferenzen über eine additive Wertfunktion der Art

U(x,y) = u(x) + u(y)
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repräsentiert werden können, wobei u(x) und u(y) die Wertfunktionen einer
Person auf den Attributen X und Y sind. (Den Beweis geben Luce & Tukey,
1964.)

Abb. 13: Darstellung der Bedingung korrespondierender Substitutionsraten

2.5.4.3 Präferenzunabhängigkeit und das additive Modell

Werden Alternativen auf mehr als zwei Attributen beschrieben, so sind
Präferenzen in einem entsprechend vieldimensionalen Raum zu bestimmen.
Der Entscheider, der seine Präferenzen in diesem Raum anzugeben hat, steht
vor der Aufgabe, eine Vielzahl von Konsequenzen im Zusammenhang zu
berücksichtigen und z.B. Substitutionsraten zwischen relativen Verbesserun-
gen und Verschlechterungen in mehreren Attributen gleichzeitig spezifizieren
zu müssen. Substitutionsraten mehrdimensional zu erheben wird den Entschei-
der allerdings in vielen Fällen überfordern. Ein Ausweg liegt darin, bedingte
Präferenzen zu erheben und daraus auf die Präferenzen insgesamt rückzuschlie-
ßen. Aus der Menge aller Alternativen, deren Konsequenzen in n Attributen
liegen, können verschiedene Teilmengen definiert werden, z.B. die Teilmenge
von Alternativen, die in den Attributen X1 und X2 zu der gleichen spezifischen
Konsequenz führen, jedoch in den verbleibenden Attributen X3 bis Xn unter-
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schiedliche Konsequenzen haben und damit nur noch in (n-2) Dimensionen
variieren. Werden Präferenzen für solche Teilmengen erhoben, handelt es sich
um bedingte Präferenzen, d.h. Präferenzen für Alternativen unter der Bedin-
gung spezifischer Konsequenzen für einen Teil der Attribute.

Im dreidimensionalen Fall mit den Attributen X, Y und Z können bedingte
Präferenzstrukturen für (X,Y) bei festen z E Z erhoben werden. Sind diese
bedingten Präferenzstrukturen unabhängig von dem speziellen Wert z, ist das
Attributenpaar (XY) präferenzunabhängig von Z. Gilt für drei Attribute, daß

(XY) präferenzunabhängig von Z ist und
(YZ) präferenzunabhängig von X, so ist auch
(XZ) präferenzunabhängig von Y:

Die Attribute X, Y und Z erfüllen die Bedingung der wechselseitigen Präferenz-
unabhängigkeit.

Für n >3 gilt die Bedingung der wechselseitigen Präferenzunabhängigkeit,
sofern jede Teilmenge von Attributen präferenzunabhängig vom Komplement
ist. Diese Bedingung ist erfüllt, wenn jedes Attributenpaar präferenzunabhän-
gig vom Komplement ist.

Die Relevanz der Präferenzunabhängigkeit ergibt sich aus folgendem: Für eine
Menge von Attributen gilt die Bedingung der wechselseitigen Präferenzunab-
hängigkeit genau dann, wenn Präferenzen über eine additive Wertfunktion der
Art

repräsentiert werden können.

Während im zweidimensionalen Fall für die Existenz einer additiven Wertfunk-
tion gefordert wurde, daß die Präferenzen in (XY) die Bedingung der korre-
spondierenden Tradeoffs erfüllen, wurde diese Forderung im mehrdimensiona-
len Fall nicht aufgeführt: Die wechselseitige Präferenzunabhängigkeit impli-
ziert das jedoch bereits, und für n = 3 folgt die Bedingung der korrespondieren-
den Tradeoffs in (XY) aus der Präferenzunabhängigkeit (XZ) von Y und (YZ)
von X. Kenney und Raiffa (1976, S. 106) belegen dies näher.

2.5.4.4 Festlegung einer additiven Wertfunktion

Ist die Existenz einer additiven Wertfunktion nachgewiesen, wird eine Bewer-
tung der Alternativen aus den Bewertungen der Konsequenzen pro Attribut
sowie deren additive Verknüpfung möglich. Hier soll näher untersucht werden,
wie diese additive Funktion aussehen kann und wie die einzelnen Koeffizienten
interpretiert werden können.
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Im n-dimensionalen Fall mit den Attributen X1, X2,. . . Xk,. . . Xn und den
Alternativen Ai = (xil, xi2, . . . xki,. . . Xin) sind für einen Entscheider die mit den
Alternativen verbundenen Nutzen U(Ai) zu bestimmen. Bei Gültigkeit der
Präferenzunabhängigkeit bzw. der Bedingung korrespondierender Tradeoffs
ergibt sich als allgemeinste Form der additiven Funktion:

mit wk als den linearen Gewichtsfaktoren und c als einer additiven Konstanten.
Wird pro Attribut eine Bewertung der Konsequenzen in der Weise durchge-

zugewiesen wird, so gilt:

Die Position des Sterns (unten/oben) kennzeichnet die schlechteste/beste
Konsequenz des betrachteten Attributs. Mit dieser Verankerung der Skala
werden allen anderen Konsequenzen eines Attributs Werte im Intervall [0, l]
zugewiesen. Weiterhin sei der Alternative mit überall - in allen Attributen -
schlechtesten/besten Konsequenzen auf der Skala der Gesamtbewertung der
Wert Null/Eins zugeordnet. Dann resultiert für die additive Konstante ein Wert
von c=0, denn:

Für die linearen Gewichtsfaktoren wk resultiert &wk = 1, denn:

Für die Alternative mit der besten Konsequenz in Attribut k und der schlechte-
sten in allen anderen Attributen resultiert die Bewertung:

Hierbei ist wk ein Maß für den Beitrag der verschiedenen Konsequenzen im
Attribut Xk zum Gesamtwert der Alternativen. Es ist das anteilige Gewicht
eines Attributs und kennzeichnet seine Wichtigkeit bzw. Relevanz im Hinblick
auf die geltenden Ziele. Unter den genannten Bedingungen ergibt sich die
folgende Bewertung für Alternative Ai:

(4)
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wobei xik wieder die spezielle Konsequenz der Alternativen Ai im Attribut Xk

kennzeichnet.

Die Überlegungen dieses Abschnitts können folgendermaßen zusammengefaßt
werden: Genügen die Präferenzen eines Entscheiders hinsichtlich der mehrdi-
mensionalen Konsequenzen von Alternativen der Bedingung der wechselseiti-
gen Präferenzunabhängigkeit, ist eine numerische Gesamtbewertung der Alter-
nativen entsprechend Gl. (4) angemessen. Im Hinblick auf diese Bewertung sind
folgende Informationen notwendig:

1. Konsequenzen der Alternativen: Für jede einzelne Alternative muß bekannt
sein, welche Konsequenz bei Wahl dieser Alternative in jedem einzelnen
Attribut resultiert.

2. Partialnutzen pro Attribut: Die verschiedenen Konsequenzen in einem
Attribut müssen nutzenskaliert sein.

3. Relevanz der Attribute: Das Ausmaß, in dem die betrachteten Konsequen-
zen in einem Attribut zum Gesamtwert von Alternativen beitragen, muß als
Gewichtsschätzung vorliegen.

Der wesentliche Vorteil des Bewertungsmodells von Gl. (4) liegt in der
Reduzierung der Komplexität des Bewertungsproblems: Die Bewertung von
Alternativen im ursprünglich n-dimensionalen Attributenraum resultiert nun-
mehr aus den n eindimensionalen Bewertungen pro Attribut sowie der Spezifi-
kation der Relevanz dieser Attribute.

2.5.5 Entscheidungsfindung als Verknüpfung von Teilnutzen in
eine Gesamtbewertung

Es soll aufgezeigt werden, wie sich die Gewichtsfaktoren für die Attribute
bestimmen lassen, damit die Teilbewertungen je Attribut auf der Basis des
additiven Modells in eine Gesamtbewertung integriert werden können. Ab-
schließend werden die Überlegungen im Hinblick auf formale Entscheidungs-
hilfe zusammengefaßt.

2.5.5.1 Die Bestimmung der Relevanz von Attributen

Sollen die Teilbewertungen der Alternativen auf den einzelnen Attributen zu
einer Gesamtbewertung aggregiert werden, müssen gemäß dem oben dargestell-
ten Bewertungsmodell u.a. Koeffizienten für die Wichtigkeit der Attribute
bestimmt werden. Damit wird festgelegt, mit welchem relativen Anteil die
verschiedenen Konsequenzen in dem jeweiligen Attribut die Gesamtbewertung
beeinflussen.

Bei der Erhebung solcher Gewichtsfaktoren sind zwei Sachverhalte gleichzeitig
zu berücksichtigen: 1. Die generelle, dem Attribut ,,an sich“ zugewiesene
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Wichtigkeit und 2. die konkret auftretende Spannweite der Konsequenzen der
Alternativen in einem Attribut als die für die jeweilige Situation spezifische
Wichtigkeit. Dies kann an folgendem Beispiel verdeutlicht werden: Wird ein
Wohnungssuchender befragt, was ihm im Hinblick auf die neue Wohnung
wichtiger sei, die Miethöhe oder die Entfernung zum Arbeitsplatz, so mag er
sich für die Miete als das wichtigere Attribut entscheiden. Erfahrt er dann, daß
sich die konkreten Wohnungsangebote einerseits im Mietpreis um nur 50,-DM
unterscheiden, aber andererseits zwischen 10 und 90 Autominuten vom Ar-
beitsplatz entfernt liegen, so mag er sich umentscheiden und das Attribut
,,Entfernung“ als das wichtigere bezeichnen wollen. Um diesem Sachverhalt
gerecht zu werden, muß eine Gewichtsschätzung für Attribute immer von den
verschiedenen konkret sich ergebenden Konsequenzen in einem Attribut
ausgehen, Im folgenden soll ein mögliches Verfahren exemplarisch geschildert
werden (für die Darstellung weiterer Vorgehensweisen siehe John & Edwards,
1978a; John, Edwards & Collins, 1983; Schoemaker & Waid, 1982; Stillwell,
Seaver & Edwards, 1981).

Wenngleich der Entscheider letztlich die Gewichte auf Verhältnisskalenniveau
zu schätzen hat, so versucht man, ihm diese Aufgabe durch eine sinnvolle
Aufteilung in Teilschritte zu erleichtern. In einem ersten Schritt hat der
Entscheider pro Attribut die schlechteste und die beste Konsequenz zu
identifizieren. Der zweite Schritt besteht darin, Attribute gemäß ihrer Wichtig-
keit in eine Rangordnung zu bringen. Dem Entscheider werden alle Attribute
zusammen mit der jeweils besten und schlechtesten Konsequenz vorgegeben,
und er hat das Attribut zu identifizieren, bei welchem er am ehesten bereit wäre,
auf die beste Konsequenz zu verzichten und die schlechteste in Kauf zu nehmen.
Dies führt zum unwichtigsten Attribut. Eine Fortführung dieses Verfahrens für
die jeweils verbleibenden Attribute führt zu einer Rangreihe gemäß der
Wichtigkeit. In einem dritten Schritt sind dann die - prinzipiell erforderlichen -
Verhältnisschätzungen der Gewichte vorzunehmen. Dies kann - in Anlehnung
an das SMART-Verfahren von Edwards (,,simple multi attribute rating techni-
que“, 1972) - durch eine Magnitude-Schätzung geschehen. Dem ,,Verlust“, der
entstünde, wenn auf dem unwichtigsten Attribut statt der besten die schlechte-
ste Konsequenz aufträte, wird willkürlich eine Wichtigkeit von 10 zugeordnet.
Für jedes weitere Attribut ist der Verlust im Vergleich hierzu zu beurteilen.
Wird ein Attribut z.B. als eineinhalbmal so wichtig erachtet wie das unwichtig-
ste, muß es eine Wichtigkeit von 15 erhalten wird ein anderes für dreimal so
wichtig erachtet, muß es eine Wichtigkeit von 30 erhalten, usw. Zur Konsi-
stenzprüfung können diese beiden so eingeschätzten Attribute direkt miteinan-
der verglichen werden, wobei dann ein Verhältnis von 1:2 resultieren sollte. Die
derart allen Attributen zugeordneten Gewichte können auf die Gewichtssumme
relativiert werden, woraus normierte Gewichte mit &wI<  = 1 resultieren. Für
das hier vorgeschlagene Verfahren bieten sich verschiedene Variationen an,
siehe z.B. Huber (1974).



116 Katrin Borcherding

Ein Verfahren, welches ausgehend von mindestens zwei Indifferenzkurven pro
Attributenpaar gleichzeitig die Nutzenmessung auf den Attributen sowie die
Gewichtsschätzung für Attribute vornimmt, ist das von Toda (1971) entwickel-
te Treppenverfahren (für eine Beschreibung siehe auch Kneppreth et al., 1974;
für ein Approximationsverfahren der vorzunehmenden Skalierungen gemäß
,,Least-Square“ siehe Toda, 1974). Hierbei wird aus den Indifferenzfunktionen
auf die Nutzenskala der Attribute rückgeschlossen, und pro Attribut wird die
Nutzenskala so verankert, daß die Variationsbreite der Skalenwerte die Wich-
tigkeit bereits berücksichtigt (nämlich u(xk*) = 0 und u(xk*) = wk für alle k).

über die Relevanz, die den Gewichtsschätzungen zukommt, herrscht Uneinig-
keit. Einige Autoren betonen, daß Entscheidungen in stärkerer Weise von den
Gewichten als beispielsweise von den pro Attribut bestimmten Nutzenwerten
abhängen (Huber, 1974); andere hingegen betonen die Robustheit linearer
Modelle gegenüber Variationen der Gewichte, wozu sie als Argumente die
Ergebnisse von Einhorn und Hogarth (1975), Fischer (1972), John und
Edwards (1978b) und Keren und Newman (1978) heranziehen können. In einer
systematischen Untersuchung über den Einfluß verschiedener Verfahren der
Gewichtsschätzung auf die Güte der resultierenden Entscheidungen kommen
John, Edwards und Collins (1983) zu dem Ergebnis, daß einfache Verfahren zu
gleich guten Entscheidungen führten wie komplizierte und/oder besser fundier-
te Verfahren. Inwieweit diese Ergebnisse verallgemeinert werden können,
bedarf allerdings - insbesondere im Hinblick auf realistische Entscheidungssi-
tuationen - weiterer Klärung.

Bei der Wahl der Erhebungsmethode für die Gewichtsschätzung ist auch hier
wieder zwischen der Praktikabilität und Verständlichkeit einerseits und der
Erfüllung meßtheoretischer Erfordernisse andererseits abzuwägen. Allgemein
ist zu sagen, daß die beiden Faktoren ,,Bedeutsamkeit einer Entscheidungssitua-
tion“ und ,,Expertenstatus eines Entscheiders“ mitbestimmen, inwieweit theo-
retisch anspruchsvolle Verfahren angemessen sind, welche es dem Entscheider
ermöglichen, seine Vorstellungen präziser und differenzierter zum Ausdruck
zu bringen.

2.5.5.2 Die Nützlichkeit des additiven Modells

Sofern das additive Modell als Bewertungsmodell für multiattributive Alternati-
ven angemessen ist, ergeben sich außerordentlich wünschenswerte Eigenschaf-
ten: Die Bewertungen multiattributiver Alternativen resultieren aus einer
Anzahl eindimensionaler Bewertungen zu Attributen zusammen mit ver-
gleichsweise einfachen Abwägungen zwischen Attributen. Als Folge davon
braucht der Entscheider seine Präferenzen nur in bezug auf relativ wenige und
einfache Sachverhalte zu spezifizieren. Allerdings wird man in realistischen
Entscheidungssituationen nur selten davon ausgehen können, daß die Präfe-
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renzstruktur eines Entscheiders vollständig der Bedingung der wechselseitigen
Präferenzunabhängigkeit genügt. Dieser Diskrepanz kann man auf zweierlei
Weise begegnen: (1) Man wählt die Attribute bereits im Hinblick darauf, daß die
später zu erhebenden Präferenzen mit einiger Aussicht bedingt unabhängig sein
können. (2) Man prüft die Sensibilität des additiven Modells auf Verletzungen
von Voraussetzungen. Dazu hat sich ergeben, daß Diskrepanzen zwischen der -
unter Annahme des additiven Modells - analytisch bestimmten Präferenzstruk-
tur und den tatsächlichen Präferenzen hinnehmen kann, solange die Bedingung
der Monotonie gilt, d.h. solange die Rangordnung der Bewertungen für
verschiedene hypothetische Alternativen, die nur hinsichtlich eines Attributs
variieren, unabhängig von den speziellen festen Konsequenzen der anderen
Attribute ist. Der Verbleib bei einem additiven Vorgehen liegt auch insofern
nahe, als Abweichungen zwischen vom Modell geforderten und tatsächlichen
Präferenzen nicht nur aus der Unangemessenheit des additiven Modells,
sondern ebenso aus Fehlern des Entscheiders bei der Angabe seiner Präferenzen
resultieren können, und daß diese Fehler mit der Komplexität der Aufgabe
zunehmen. Für die Nützlichkeit des Ansatzes sprechen darüber hinaus die
guten Erfahrungen, die in konkreten Anwendungen mit Bewertungen über das
additive Modell gemacht wurden (siehe z.B. Edwards, 1977b; Fischer, 1975;
Humphreys, 1977).

Die Suche nach einer Attributenmenge, für welche die wechselseitige Präferenz-
unabhängigkeit bestmöglich gilt, ist damit sowohl im Sinne des Entscheiders als
auch des Entscheidungsanalytikers. Gilt die Präferenzunabhängigkeit nicht,
wird man versuchen, sie herzustellen bzw. anzunähern. Hierzu bieten sich
verschiedene Verfahrensweisen an, nämlich 1. die Menge der Attribute zu
modifizieren, 2. Attributtransformationen durchzuführen, 3. für Teilmengen
von Attributen die Additivität zu überprüfen und/oder 4. ein aus mehreren
Attributen zusammengesetztes Superattribut zu definieren. Verfahren wie
MAUD (siehe 2.2.4) überprüfen bei der Extraktion der Attribute bereits die
Präferenzunabhängigkeit (zu Unabhängigkeitsbedingungen siehe v. Winter-
feldt, 1980 a).

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß die Präferenzunabhängigkeit
eine wesentlich schwächere Voraussetzung ist als die Unabhängigkeit der
Attribute selbst bzw. die sog. ,,environmental independence“ (Edwards,
1977a). Attribute sind fast nie stochastisch unabhängig voneinander; so korre-
liert z.B. bei Wohnungen der Mietpreis mit der Größe der Wohnung.

Hinsichtlich der Präferenzunabhängigkeit ist hier nur wesentlich, daß die
beiden Urteilsaspekte - im Beispiel: Präferenzen zu Miete und Größe -
unabhängige Bewertungskriterien sind und daß diese Präferenzen insbesondere
die Monotonie-Bedingung erfüllen.
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2.5.5.3 Entscheidungsfindung auf der Basis des additiven Modells im Fall
sicherer Konsequenzen

Die bislang dargestellten Verfahrensweisen und Erkenntnisse sollen im Hin-
blick auf eine Entscheidungshilfe konzentriert und zusammengefaßt werden,
wobei von einer Entscheidung zwischen Alternativen mit sicheren Konsequen-
zen ausgegangen wird. Betrachtet man den Gesamtvorgang der Entscheidungs-
findung einschließlich Zielstrukturierung (siehe 2.3) und Nutzenmessung (siehe
2.4 und 2.5), so kann man in folgenden Schritten vorgehen:

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.
9.

10.
11.

12. Berechne den Nutzen der Alternativen über das Aggregationsmodell.

Bestimme die ,,Einheit“ (Person, Organisation), deren Nutzen zu maxi-
mieren ist, sowie den Entscheider (Person oder Gruppe von Personen),
dessen Vorstellungen hierzu maßgeblich sind.
Bestimme den Problembereich sowie die verschiedenen Absichten und
Zielvorstellungen des Entscheiders.
Bestimme die verschiedenen Handlungsalternativen oder den Handlungs-
spielraum, der zur Verfügung steht.
Bestimme die Attribute als die relevanten Dimensionen, in bezug auf die
Alternativen zu bewerten sind. Gehe dabei sowohl von den vorliegenden
Alternativen aus und überlege, worin sich diese unterscheiden und ob diese
Unterscheidungen bewertungsrelevant sind, als auch von den abstrakten
Zielen und Absichten des Entscheiders und überlege, in welchen Attribu-
ten sich diese manifestieren würden. Benutze hierzu gegebenenfalls
MAUD (2.2.4).
Wähle eine geeignete Teilmenge von Attributen und achte darauf, daß diese
nicht zu groß ist und daß die verschiedenen Konsequenzen auf den
Attributen für sich allein und nicht in Abhängigkeit von Konsequenzen auf
anderen Attributen bewertbar sind.
Ermittle die Konsequenzen der Alternativen in den betrachteten Attri-
buten.
Wähle eine geeignete Methode zur Nutzenmessung der verschiedenen
Konsequenzen in einem Attribut. Benutze hierzu gegebenenfalls die in
2.4.3 dargestellte direkte Methode.
Ermittle den Nutzen der verschiedenen Konsequenzen pro Attribut.
Wähle eine geeignete Methode zur Erhebung der Gewichte für die
verschiedenen Attribute. Benutze hierzu gegebenenfalls das in 2.5.5.1
dargestellte Verfahren (Rangordnung über Attribute, Magnitudeschätzung
pro Attribut, Normierung).
Ermittle die Gewichte der Attribute.
Bestimme ein geeignetes Aggregationsmodell. Überprüfe hierzu, ob die
Bedingung der Monotonie erfüllt ist. Falls ja, akzeptiere das additive
Modell; falls nein, suche nach Mitteln und Wegen, dies zu erreichen, und
gehe gegebenenfalls zurück zu Schritt 4.
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(Beim additiven Modell werden die verschiedenen bewerteten Konsequen-
zen einer Alternative mit dem Gewicht des jeweiligen Attributs multipli-
ziert und diese Produkte über die Attribute aufsummiert.)

13. Entscheide und wähle die am höchsten bewertete Alternative.

Prozeduren wie die hier dargelegten ermöglichen somit, multiattributive Alter-
nativen in transparenter Weise und im Blick auf die konkreten Ziele des
Handelnden zu bewerten; sie sind allgemein genug, um in unterschiedlichsten
Kontexten einsetzbar zu sein.

2.6 Die Bewertung multiattributiver Alternativen bei Unsicher-
heit über die Konsequenzen

In diesem Abschnitt geht es um Entscheidungen zwischen solchen Alternativen,
deren Konsequenzen in bewertungsrelevanten Attributen nicht sicher, sondern
nur mit Wahrscheinlichkeiten eintreten. Von daher sind hinsichtlich der
Konsequenzen gleichzeitig Wahrscheinlichkeits- und Nutzenüberlegungen an-
zustellen. Hier soll zunächst der Aspekt der Nutzenbewertung behandelt
werden und von bekannten oder vorliegenden Wahrscheinlichkeiten hinsicht-
lich des Auftretens der verschiedenen Konsequenzen ausgegangen werden; der
Wahrscheinlichkeitsaspekt wird in Abschnitt 2.7 betrachtet werden.

2.6.1 Ausgangspunkt

Grundlage der Bewertung multiattributiver Alternativen im Fall unsicherer
Konsequenzen ist die von v. Neumann und Morgenstern (1947) entwickelte
Nutzentheorie, die im Rahmen der multiattributiven Nutzentheorie auf hypo-
thetische Wahlsituationen hinsichtlich solcher Alternativen erweitert wurde,
die gleichzeitig zu Konsequenzen in mehreren Attributen führen. Erste Darstel-
lungen hierzu geben Fishburn (1965) und Raiffa (1969), eine ausführliche
Abhandlung liegt mit der Monographie von Keeney und Raiffa (1976) vor.

Bei der Bewertung von Alternativen im Fall sicherer Konsequenzen wurde im
Prinzip so vorgegangen, daß die Präferenzen des Entscheiders im n-dimensio-
nalen Attributenraum bestimmt und die verfügbaren Alternativen durch ihre
spezifischen Konsequenzen in den Attributen als Punkte in diesem Raum
abgebildet wurden: Aus beidem zusammen ist die zu wählende Alternative
ableitbar. Die Darstellung von ,,unsicheren“ Alternativen im mehrdimensiona-
len Attributenraum ist nicht so einfach möglich. Alternativen können nicht
mehr als ein Punkt dargestellt werden, sondern im Fall diskreter Konsequenzen
in Attributen als Menge von Punkten, im Fall stetiger Konsequenzen als
mehrdimensionale Fläche. Dabei ist den einzelnen’ Punkten eine Auftretens-
wahrscheinlichkeit (bzw. Wahrscheinlichkeitsdichte) zugeordnet. Verallgemei-
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nernd ist eine Alternative im n-dimensionalen Attributenraum dadurch spezifi-
ziert, daß jedem Punkt als einer speziellen Kombination von Konsequenzen in
Attributen die zugehörige Auftretenswahrscheinlichkeit oder Wahrscheinlich-
keitsdichte zugeordnet ist. Verschiedene Alternativen unterscheiden sich dann
durch die ihnen zugeordneten n-dimensionalen Wahrscheinlichkeitsverteilun-
gen. Für eine Alternative mit sicheren Konsequenzen gilt der Spezialfall, daß
einem Punkt die Wahrscheinlichkeit von Eins und allen anderen Punkten eine
von Null zugewiesen wird.

2.6.2 Bestimmung der effizienten Menge von Alternativen

Für die Bestimmung der effizienten Menge von multiattributiven Alternativen
bei unsicheren Konsequenzen ist das Konzept der Dominanz auf das der
stochastischen Dominanz auszuweiten. Sofern Nutzenfunktionen pro Attribut
monoton steigend sind, d.h. u’(x) > 0, dominiert eine Alternative Ai eine
andere Alternative Aj, wenn die kumulierte Wahrscheinlichkeitsverteilung von
Ai im Attributenraum nie die von Aj überschreitet, aber mindestens einmal
unterschreitet. Diese auch als ,,First Order Stochastic Dominance Rule“
bezeichnete Regel wird im Zusammenhang mit der Portfolio-Problematik-wo
es um optimale Mischungen von Strategien geht-von Levy und Hanoch (1970)
sowie Levy und Sarnat (1970) diskutiert.

Weitere Alternativen können dann als stochastisch dominiert ausgeschlossen
werden, wenn die Klasse der zulässigen Nutzenfunktionen zusätzlich be-
schränkt wird auf risikoaversive Nutzenfunktionen (zusätzlich u”(x) < 0; dies
führt zur ,,Second Order Stochastic Dominance“, siehe hierzu Hadar & Russell,
1969; 1971; Hanoch & Levy, 1969) bzw. auf abnehmend risikoaversive
Nutzenfunktionen (zusätzlich u'''(x) > 0; dies führt zur ,,Third Order Stocha-
stic Dominance“, siehe Whitmore, 1970). Eine Zusammenfassung hierzu gibt
Bawa (1975, 1976).

Die Bestimmung der effizienten Alternativenmenge ist nicht mehr-wie im Falle
sicherer Konsequenzen - offensichtlich, und nur durch restriktive Forderungen
an die Nutzenfunktionen ist die Menge der nichtdominierten Alternativen
spürbar zu reduzieren. Der Versuch, die Menge der Alternativen im ersten
Schritt auf die Menge der nicht-dominierten zu reduzieren, stellt für viele
Entscheidungssituationen ein zu aufwendiges Verfahren dar. Dies scheint auch
insofern häufig entbehrlich, als die - nachfolgend beschriebene - Alternativen-
bewertung in Form multiattributiver Nutzenmessung zu ähnlichen Schlußfol-
gerungen führt. Zwar werden dabei die Alternativen der effizienten Menge
nicht notwendigerweise alle höchste Nutzenwerte erhalten, doch erzielen
dominierte Alternativen nie Höchstbewertungen, weshalb sie ohnehin nicht
gewählt würden.
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2.6.3 Multiattributive Nutzenmessung unter Berücksichtigung
von Unsicherheit

Sofern Alternativen nur mit Wahrscheinlichkeiten zu Konsequenzen führen,
muß nach entscheidungstheoretischer Auffassung diese Unsicherheit hinsicht-
lich der Konsequenzen bei der Bewertung der Alternativen berücksichtigt
werden. Wie dies im Fall von Alternativen erfolgen kann, die nur hinsichtlich
eines Attributs variieren, wurde in 2.4.3 dargestellt. Der dort beschriebene Fall
kann auf die multiattributive Situation übertragen werden.

Wird A*:= (xl*, x2*. . . xn*) als die Alternative mit überall besten Konsequen-
zen, A*:= (xl*, x2*. . . xn*) als die mit überall schlechtesten Konsequenzen
bezeichnet, so kann jeder Alternativen Ai eine Wahrscheinlichkeit GAi zugewie-
sen werden, so daß der Entscheider zwischen der Alternativen Ai und der
folgenden Lotterie indifferent ist:

D. h.: Der Entscheider ist indifferent dazwischen, sicher die Alternative Ai mit
ihren unsicherheitsbehafteten Konsequenzen oder die Lotterie zu erhalten, bei
der A* mit einer Wahrscheinlichkeit von GAi und A, mit der Restwahrschein-
lichkeit (1-GAi) resultiert. Die Wahrscheinlichkeit GAi ist ein direktes Maß für
die Güte einer Alternativen Ai und es gilt: GA* = 0, GA* = 1 und 0 5 GAi 5 1.

Dieses Verfahren der direkten Zuweisung von Indifferenzwahrscheinlichkeiten
hat verschiedene Nachteile: (1) Es ist nur anwendbar, wenn die Menge der
Alternativen begrenzt ist, (2) es stellt keinerlei Entscheidungshilfe dar, da die
komplexen Alternativen als Ganzes betrachtet werden, (3) die Präferenzstruk-
tur des Entscheiders wird nicht offengelegt, und deshalb kann für neu hinzu-
kommende Alternativen keine Bewertung abgeleitet werden und (4) die Konsi-
stenz der Bewertungen des Entscheiders kann nicht überprüft werden.

Deshalb liegt es nahe, Bedingungen im Hinblick auf Präferenzstrukturen zu
formulieren, bei deren Gültigkeit sich der Nutzen der hier betrachteten
komplexen Alternativen aus der Bewertung einfacher Sachverhalte ergibt und
damit die Komplexität des Entscheidungsproblems vermindert wird.

2.6.4 Nutzenunabhängigkeit und das multiplikative Modell

Die Nutzenunabhängigkeit bezieht sich auf Präferenzen für Lotterien und stellt
strukturelle Anforderungen an die bedingten Präferenzen. Bedingte Präferen-
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zen für Lotterien ergeben sich dann, wenn die betrachteten Alternativen nur auf
einer Teilmenge der Attribute variieren und für die Attribute der Restmenge
(das Komplement) den gleichen festen Wert aufweisen. Eine Teilmenge von
Attributen ist dann nutzenunabhängig von ihrem Komplement, wenn die
bedingten Präferenzen für Lotterien nicht von den speziellen festen Werten der
Attribute im Komplement abhängen. Eine Menge von Attributen wird als
wechselseitig nutzenunabhängig bezeichnet, wenn die Bedingung der Nutzen-
Unabhängigkeit für jede Teilmenge gilt. Diese Bedingung ist bereits erfüllt,
wenn die Attribute X1, X2,. . . Xn wechselseitig unabhängig von ihrem Komple-
ment sind.

Gilt die wechselseitige Nutzenunabhängigkeit, resultiert der Nutzen einer
Alternative aus den eindimensionalen, pro Attribut definierten Nutzenskalen:

(5)

wobei entsprechend zu vorher gilt:

1)
2)
3)
4) w = Skalierungskonstante.

Ist ~j wj = 1, so resultiert aus Gl. (5) für den Nutzen der besten Alternative A*
mit U(A*) = 1, daß w Null ist, und es ergibt sich das additive Modell:

In 2.6.5 werden die Bedingungen untersucht, unter denen die Summe der
Gewichte Eins ergibt. Bereits hier wird deutlich, daß das additive Modell ein
Spezialfall des multiplikativen Modells ist, sofern eben xj wj = 1 gilt.

Für Zj wj + 1 ist w + 0, und Gl. (5) läßt sich wie folgt schreiben:

(6)

Wird Gl. (6) auf die Alternative A* angewendet, resultiert für die Skalierungs-
konstante w:
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(7)

Wenngleich die Formel für das multiplikative Modell kompliziert erscheint, so
stellt sie im Hirnblick auf die erforderlichen Bewertungen von Alternativen eine
erhebliche Reduzierung der Komplexität dar: Es ist pro Attribut eine (bedingte)
Nutzenfunktion zu erstellen, indem das Lotterieverfahren auf Alternativen
angewendet wird, die nur hinsichtlich eines (des jeweils betrachteten) Attributs
variieren, und pro Attribut sind die Gewichte w; zu schätzen (siehe hierzu
2.6.6). Der Skalierungsfaktor w kann dann mit einem geeigneten Approxima-
tionsverfahren aus Gl. (7) bestimmt werden, z. B. dem in Keeney, 1974, sowie
Keeney und Raiffa (1976, Appendix 6 B) angegebenen Verfahren.

Bei Gültigkeit der wechselseitigen Nutzenunabhängigkeit ist es hinreichend,
Bewertungen für die in Abbildung 14b charakterisierten Alternativen zu
erheben, um hieraus für alle Alternativen eine Nutzenbewertung abzuleiten.

Abb. 14: Graphische Veranschaulichung der notwendigen Schätzungen zur Bestimmung
des multiattributiven Nutzens.

Ist die wechselseitige Nutzenunabhängigkeit nicht erfüllt, gilt aber immerhin,
daß die einzelnen Attribute X1, X2,. . . Xn nutzenunabhängig von ihrem
Komplement sind, so resultiert für die Bewertung der Alternativen das multili-
neare Modell:
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Die verschiedenen Gewichtsfaktoren in Gl. (8) resultieren aus dem probabili-
stisch bestimmten Nutzen, der den Eckpunkten in Abbildung 14c zugewiesen
ist; siehe hierzu auch 2.6.6. Im Fall der Angemessenheit des multilinearen
Modells resultieren die Nutzen der Alternativen aus den Nutzenwerten für
solche Alternativen in Abbildung 14c, die auf die dick markierten Bereiche
fallen.

2.6.5 Additive Nutzenunabhängigkeit und das additive Modell

Die additive Nutzenunabhängigkeit ist eine schärfere Bedingung als die Nutzen-
unabhängigkeit und besagt, daß Präferenzen ausschließlich von der den
verschiedenen Konsequenzen zugeordneten Auftretenswahrscheinlichkeiten
abhängig und von den speziellen Kombinationen der Konsequenzen unabhän-
gig sind. Für zwei Attribute X und Y gilt die additive Nutzenunabhängigkeit,
wenn ein Entscheider zwischen den beiden folgenden Lotterien indifferent ist:

Beide Lotterien führen mit der gleichen Wahrscheinlichkeit zu den Konsequen-
zen x1, x2, yl, y2; sie unterscheiden sich nur in ihrer Kombination voneinander.
Die Gültigkeit dieser Bedingung wurde von v. Winterfeldt und Fischer (1975)
für den Fall extremer Konsequenzen anschaulich in Frage gestellt. Stellt man
einem Entscheider z.B. die folgenden beiden Alternativen zur Auswahl:

A1: Es wird eine Münze geworfen. Beim Eintreten des Ereignisses Zahl
erhalten Sie einen Rolls Royce und 10,- DM, beim Eintreten des
Ereignisses Wappen ein gebrauchtes Fahrrad und 100 000,- DM; oder

A2: Es wird eine Münze geworfen. Beim Eintreten des Ereignisses Zahl
erhalten Sie einen Rolls Royce und 100 000,- DM, beim Eintreten des
Ereignisses Wappen ein gebrauchtes Fahrrad und 10,- DM.

Beide Alternativen führen zu der gleichen Randverteilung der Konsequenzen:
sowohl Al als auch A2 führen mit einer Wahrscheinlichkeit von 0,5 zur
Konsequenz ,,10,- DM“ bzw. ,,100 000,- DM“ sowie ,,Rolls Royce“ bzw.
,,gebrauchtes Fahrrad“. Dessen ungeachtet würde hier wohl so gut wie jeder
Entscheider Alternative Al bevorzugen, da bei Al sicher ein hoher Gewinn
eintritt. Für realistischere Konsequenzen, die weniger extrem variieren, mag die
additive Nutzenunabhängigkeit dennoch häufig weitgehend erfüllt sein.

Gilt die wechselseitige additive Nutzenunabhängigkeit, so folgt für die Bewer-
tung der Alternativen das additive Modell:
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Bei Gültigkeit des additiven Modells sind nur die (bedingten) Nutzenfunktio-
nen entsprechend Abbildung 14 zu spezifizieren. Damit ist das additive Modell
ein Spezialfall des multiplikativen Modells, welches seinerseits einen Spezialfall
des multilinearen Modells darstellt.

Die Darstellung der drei wichtigsten Modelle für die Bewertung multiattributi-
ver Alternativen bei unsicheren Konsequenzen erfolgte bislang formal und
angelehnt an die hierzu jeweils notwendigen Bedingungen hinsichtlich der
Präferenzstruktur des Entscheiders. Weitere speziellere Modelle werden in
Keeney und Raiffa (1976, Kap. 5 und 6) behandelt.

2.6.6 Gewichtsbestimmung im Fall unsicherer Konsequenzen

Die Gewichte für die einzelnen Attribute, wj, können unabhängig von dem
speziellen Modell einheitlich definiert werden als der Nutzen der hypotheti-
schen Alternative Aj, die im Attribut Xj die beste Konsequenz und überall sonst
schlechteste Konsequenzen aufweist. Es gilt also: wj 2 U(Aj) = U(x1*, x2*, . . .
xj*, . . . xn*), und das Gewicht eines Attributs Xj ist identisch mit dem Nutzen
der hypothetischen Alternative Aj:

wobei die Wahrscheinlichkeit GAj in geeigneter Weise zu bestimmen ist, und
GA; = wj.

Die Zweckmäßigkeit dieser Gewichtsdefinition sei so veranschaulicht: Bedenkt
man, daß die Alternative U(A*) = U(xl*, x2*. . . xn*) einen Nutzen von Null
aufweist, so kann eine hypothetische Alternative (xl*, x2*. . . xj*. . . xn*) nur
durch die gute Ausprägung auf Attribut xj besser als Null bewertet werden, und
je wichtiger Attribut j ist, desto stärker muß der Nutzen dieser Alternative von
Null abweichen.

Für die Aggregation des Gesamtnutzens von Alternativen aus den Teilnutzen
auf Attributen sind im Fall der Angemessenheit des multiplikativen bzw. des
additiven Modells nur Gewichte dieser Art erforderlich, da der Skalierungsfak-
tor w aus Gl. (7) resultiert.

Gilt das multilineare Modell, sind zusätzlich Gewichte der Art wjk, wjkl usw. zu
bestimmen, wobei gilt:

bzw.

Hierzu ist es erforderlich, den Nutzen von all denjenigen Alternativen zu
bestimmen, die Kombinationen aus besten und schlechtesten Konsequenzen
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darstellen, z.B. (x1*, x2*, x3*, x4*, . . . xn*) bzw. (x1*, x2*, x3*, x4*, . . . xn*). Diese
Alternativen entsprechen den markierten Eckpunkten in Abbildung 14c.

Ist der Nutzen für alle Eckpunkte bestimmt, können alle für das multilineare
Modell erforderlichen Gewichte berechnet werden, und zusammen mit der pro
Attribut bestimmten Nutzenfunktion ergibt sich die Bewertung aller Alterna-
tiven.

2.6.7 Entscheidungshilfe bei multiattributiven Alternativen unter
Unsicherheit

Ob in einer konkreten Entscheidungssituation eines der hier beschriebenen
Modelle für die Nutzenbestimmung multiattributiver Alternativen im Fall von
Unsicherheit über die Konsequenzen anwendbar ist, hängt von der Präferenz-
struktur des Entscheiders ab. Deshalb ist folgende dreistufige Überprüfung
sinnvoll:

(1) In einem ersten Schritt ist zu prüfen, ob jedes einzelne Attribut nutzenunab-
hängig vom jeweiligen Komplement ist. Ist dies erfüllt, kann man entsprechend
Schritt (2) weiter verfahren. Ist dies nicht erfüllt, gilt keines der hier behandelten
Modelle. Da die Nutzenunabhängigkeit keine strenge bzw. nur selten erfüllte
Bedingung hinsichtlich der Präferenzstruktur darstellt, ist es aussichtsreich, mit
Hilfe einer Modifikation der Attribute dieser Bedingung zu genügen. Darüber
hinaus kann geprüft werden, ob die Nutzenunabhängigkeit und/oder die
Präferenzunabhängigkeit zumindest für eine Teilmenge der Attribute gilt und
auf dieser Basis eine dekomponierte Bewertung erstellt werden kann. Spezielle
Modelle hierzu werden in Farquhar (1981) bzw. Keeney und Raiffa (1976)
erläutert.

(2) Gilt (1), so ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, ob die wechselseitige
Nutzenunabhängigkeit gilt. Diese Bedingung ist erfüllt, sofern die Nutzenun-
abhängigkeit auch für das Komplement der einzelnen Attribute gilt. Gilt die
wechselseitige Nutzenunabhängigkeit, kann entsprechend (3) weiter verfahren
werden. Gilt sie nicht, ist zumindest das multilineare Modell angemessen, und
sofern zusätzliche Bedingungen der Nutzenunabhängigkeit und/oder Präfe-
renzunabhängigkeit für einen Teil der Attribute über die Forderungen in (1)
hinausgehend zutreffen, kann das multilineare Modell gegebenenfalls verein-
facht werden.

(3) Gelten (1) und (2), ist in einem letzten Schritt zu prüfen, ob zusätzlich
additive Nutzenunabhängigkeit gegeben ist. Hierzu muß die Summe der
Gewichte, Xi wj, Eins ergeben. Ist diese Bedingung erfüllt, gilt das additive
Modell, sonst das multiplikative Modell.

Das schrittweise überprüfen von immer restriktiveren Anforderungen an die
Präferenzstruktur führt schließlich zur Wahl eines angemessenen Aggregations-
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modells, welches dann im Sinne einer Entscheidungshilfe eingesetzt werden
kann: Es müssen - in Abhängigkeit vom Modell - z.B. nur für die in Abbildung
14 spezifizierten hypothetischen Alternativen Bewertungen erhoben werden,
aus denen Bewertungen für alle anderen denkbaren Alternativen abgeleitet
werden können.

In bezug auf das multiplikative Modell sei noch eine Bemerkung hinsichtlich der
inhaltlichen Bedeutung der Gewichte wj und des hieraus resultierenden Skalen-
faktors w angefügt. Für das multiplikative Modell ergeben sich in Abhängigkeit
von der Summe der Gewichte folgende Eigenschaften:

Z; wj < 1 genau dann, wenn w > 0 : das Modell ist konjunktiv;

Cj wj = 1 genau dann, wenn w = 0 : das Modell ist additiv;

Xi wj > 1 genau dann, wenn w < 0 : das Modell ist disjunktiv.

Hiernach kann in bezug auf das multiplikative Modell unterschieden werden,
ob es konjunktive, additive oder disjunktive Eigenschaften aufweist. Konjunk-
tive Modelle zeichnen sich dadurch aus, daß sie zu einer Bevorzugung von
Alternativen führen, die gleichzeitig auf allen Attributen einen gewissen
Standard erreichen; dies bedeutet eine Vermeidung von Alternativen mit einer
hohen Varianz hinsichtlich der Güte der Konsequenzen auf den verschiedenen
Attributen. Das Gegenstück hierzu sind disjunktive Modelle. Sie haben die
Eigenschaft, daß Alternativen insbesondere dann gut bewertet werden, wenn
sie zumindest auf einem der Attribute zu sehr guten Konsequenzen führen; hier
werden Alternativen mit einer hohen Variation hinsichtlich der Güte der
Konsequenzen in den verschiedenen Attributen bevorzugt. Somit kann aus der
Summe der Gewichte bzw. dem Skalierungsfaktor w auf die kornpensatorischen
Eigenschaften des Modells geschlossen werden. Ist w = 0, zeichnen sich die
Bewertungen für Alternativen durch konstante kornpensatorische Eigenschaf-
ten aus: Unterschiede auf der Nutzenskala eines Attributs werden-unabhängig
von der Höhe, in der sie auftreten-durch die gleichen, hierzu korrespondieren-
den Unterschiede auf anderen Attributen kompensiert. Ist w > 0 und gilt das
disjunktive Modell, sind gleiche Unterschiede auf der Nutzenskala eines
Attributs insbesondere im oberen Bereich schwer zu kompensieren, und
umgekehrt gilt für das konjunktive Modell mit w < 0, daß Unterschiede auf der
Nutzenskala insbesondere im unteren Bereich schwer zu kompensieren sind.

Die hier als Spezialfall des multiplikativen Modells definierten konjunktiven
und disjunktiven Modelle haben konjunktive bzw. disjunktive Eigenschaften in
um so stärkerer Weise, je weiter w von Null abweicht. Gegenüber anderen
Versionen konjunktiver und disjunktiver Modelle weisen sie verschiedene
Vorteile auf: Sie verfügen über tendenziell gleiche Eigenschaften wie das in 2.5.2
beschriebene konjunktive und disjunktive Entscheidungskriterium, doch wir-
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ken diese Eigenschaften hier graduell und kontinuierlich; sie bedingen insbe-
sondere keine Ausschlußentscheidung für eine der Alternativen an einer in
gewisser Weise willkürlichen Grenze. Vergleicht man sie mit dem konjunktiven
und disjunktiven Modell von Einhorn (1970, 1971), so liegen die Vorteile darin,
daß die hier betrachteten Modelle explizit auf die Präferenzen des Entscheiders
ausgerichtet sind. Für eine Diskussion verschiedener Modelle siehe auch Pras
(1978) und Pras und Summers (1978).

Eine Diskussion von Konzepten zur Unabhängigkeit von Nutzen findet man
etwa bei Farquhar (1977, 1980), Fischer (1976, 1977), Fishburn (1965),
Fishburn und Keeney (1975), v. Winterfeldt (1980a), v. Winterfeldt und Fischer
(1975); eine Darstellung konkreter Vorgehensweisen zu ihrer Überprüfung
geben Keeney (1971, 1972, 1974), Keeney und Raiffa (1976) und Keeney und
Sichermann (1976).

Die dargestellten Verfahrensweisen erwiesen sich in einer Reihe konkreter
Entscheidungssituationen als sinnvoll, d. h., sie standen mit der Präferenzstruk-
tur des Entscheiders in Einklang, so z.B. im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung eines Luftverschmutzungs-Kontrollsystems (Ellis & Keeney, 1972), der
Standortfrage eines Flugplatzes (de Neufville & Keeney, 1972), der Behandlung
von Heroin-Abhängigen (Moore, 1973), der Schwere von Traumata (Fryback
& Keeney, 1981) und dem Lachsbestand eines Flusses (Keeney, 1976).

Ähnlich der Bewertung von Alternativen im Fall sicherer Konsequenzen
können für den Fall unsicherer Konsequenzen die notwendigen Schritte zur
Entscheidungsfindung zusammengestellt werden. Dabei sind die Schritte 6-12
aus der Aufstellung in 2.5.5.3 zu modifizieren. Solange Alternativen betrachtet
werden, deren Konsequenzen nicht sicher vorhergesagt werden können, sind
Nutzenfunktionen sowie die Gewichte unter Berücksichtigung von Unsicher-
heit zu erheben und es sind je nach der Erfüllung von Forderungen hinsichtlich
der Nutzenunabhängigkeit verschiedene Modelle angemessen.

Solche Prozeduren zur Bewertung von Alternativen mit dem Ziel der Entschei-
dungsfindung scheinen insbesondere dann angemessen zu sein, wenn die
Unsicherheit hinsichtlich der pro Attribut auftretenden Konsequenz groß ist
und Nutzenfunktionen stark von der Risikoneutralität abweichen.

2.6.8 Die Abwägung zwischen risikolosen und risikobehafteten
Bewertungen multiattributiver Alternativen

Verfahren der Bewertung multiattributiver Alternativen bei Unsicherheit über
die Konsequenzen in der hier dargestellten Weise sind abhängig davon, daß der
Entscheider eine klare Vorstellung mit den verschiedenen hypothetischen
Alternativen verbindet und seine Präferenzen in Form von ,,Lotterien“ aus-
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drücken kann. Da dies nicht immer gewährleistet zu sein scheint, ist zu
überlegen, ob der Nutzen der Konsequenzen nicht auch ohne Berücksichtigung
der Risikokomponente erhoben werden kann und ob diese anschließend durch
eine Transformation der ursprünglichen Nutzenbewertung einbezogen werden
kann. In diesem Sinn sind beispielsweise die Bemühungen von v. Winterfeldt
(1979) und v. Winterfeldt, Barron und Fischer (1980) zu sehen, deren Aus-
gangspunkt die funktionalen Beziehungen zwischen den Nutzenmessungen mit
und ohne Riskobezug entsprechend den theoretischen Überlegungen von Dyer
und Sarin (1979) und empirischen Befunde von Fischer (1977) sind.

Zum momentanen Stand der Forschung in bezug auf die Nutzenmessung der
Alternativen mit und ohne Risikobezug ist anzumerken, daß deren Relation
zueinander noch nicht hinreichend geklärt scheint. Dies wird deutlich in Fällen,
wo risikobehaftete und risikolose Nutzenmessung der Alternativen ineinander
übergehen und gleiche Bewertungen zu erwarten wären, aber nicht eintreten:
Konvergiert die mit den Alternativen verbundene Unsicherheit hinsichtlich der
Konsequenzen z.B. gegen Null, so folgt daraus nicht, daß die risikobehaftete
gegen die risikolose Nutzenmessung konvergiert.

Ausgehend von dieser Diskrepanz ist zu überlegen, welches Risiko bei der
risikobehafteten Nutzenmessung eigentlich berücksichtigt wird, wenn die
Alternativen selbst keine Unsicherheit aufweisen. Überlegungen dieser Art
stellen in Frage, ob das in Zusammenhang mit Alternativen erlebte Risiko
korrespondiert mit dem Risiko, welches über das Lotterieverfahren bei der
risikobehafteten Nutzenmessung in die Bewertung der Alternativen eingeht.
Das mit verschiedenen Alternativen verbundene Risiko hängt mit der Variabili-
tät ihrer möglichen Konsequenzen zusammen, doch auf welche Maßeinheit
diese Variabilität sinnvoll zu beziehen ist, ist nicht geklärt. Das Lotterieverfah-
ren legt beispielsweise mit der schlechtesten und besten Konsequenz eine solche
Maßeinheit fest, aber es liegen kaum Befunde darüber vor, welchen Einfluß
verschiedene Maßeinheiten auf eine Bewertung der Alternativen haben (siehe
jedoch Gabrielli & v. Winterfeldt, 1978; Krysztofowicz & Duckstein, 1980). Es
erscheint naheliegend, das in eine Alternativenbewertung eingehende Risiko
pro Attribut auf den Bereich zu beschränken, in dem Konsequenzen dieser
Alternative für wahrscheinlich gehalten werden. Folgte man diesem Vorschlag,
würde eine risikobehaftete Nutzenmessung gegen eine risikolose konvergieren
für den Fall, daß die den Alternativen zugeordneten Wahrscheinlichkeitsvertei-
lungen über die möglichen Konsequenzen eines Attributs immer enger werden.

Zusammenfassend ergibt sich: Verfahren der Nutzenmessung ohne Risikobe-
zug (entsprechend 2.5) sollten eingesetzt werden, solange pro Alternative die
Unsicherheit hinsichtlich der Konsequenz in einem Attribut klein ist im
Vergleich zu der Unterschiedlichkeit der Alternativen selbst in diesem Attribut.
Verfahren der risikobehafteten Nutzenmessung (entsprechend 2.6) sollten
insbesondere dann angewendet werden, wenn 1. die Unsicherheit hinsichtlich
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der Konsequenzen einer Alternativen so groß ist, daß verschiedene Alternativen
sich in den interessierenden Attributen weit überlappen, und 2. ein wichtiges
Ziel darin liegt, die Gefahr bestimmter schlechter Konsequenzen zu vermeiden
(risikoaversive Nutzenfunktionen und/oder konjunktives Modell) bzw. die
Chancen für spezifische, besonders gute Konsequenzen zu bewahren (risiko-
freudige Nutzenfunktionen und/oder disjunktives Modell).

2.7 Wahrscheinlichkeit und probabilistische Informations-
verarbeitung

Entscheidungen erfordern vielfach Erwägungen über Ereignisse, die in der
Zukunft liegen und über die zum Zeitpunkt der Entscheidung Unsicherheit
herrscht. Daher sind Wahrscheinlichkeitsüberlegungen im Zusammenhang mit
Entscheidungen von zentraler Bedeutung. Dieser Abschnitt befaßt sich mit dem
Wahrscheinlichkeitsaspekt von Ereignissen: Der Definition und Erhebung von
Wahrscheinlichkeiten, der Bewertung von Wahrscheinlichkeitsschätzungen
sowie der Verarbeitung wahrscheinlichkeitsmäßig gegebener Informationen.

2.7.1 Definition der Konzepte Wahrscheinlichkeit und Wahr-
scheinlichkeitsverteilung

Mit dem Begriff der Wahrscheinlichkeit ist zunächst nur eine theoretische
Größe definiert, die einzelnen Ergebnissen aus einer Menge von Ereignissen
zugeordnet wird. Dabei definieren die folgenden Axiome, die auf Kolmogoroff
(1933) zurückgehen, eine Wahrscheinlichkeitsfunktion P von der Menge der
Ereignisse in die Menge der reellen Zahlen:

Nicht-Negativität: Die Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses Ei ist nicht
negativ, d.h. P(Ei) L 0.

2) Normiertheit: Die Wahrscheinlichkeit des sicheren Ereignisses ist gleich
Eins, d. h., die Wahrscheinlichkeit für das alle einzelnen Ereignisse umfas-
sende Ereignis ist: P(UiEi)  = 1.

3) Additivität: Die Wahrscheinlichkeit von zwei sich wechselseitig ausschlie-
ßenden Ereignissen ist gleich der Summe ihrer Einzelwahrscheinlichkeiten,
d. h. falls P(Ei A Ej) = 0, gilt: P(Ei U Ej) = P(Ei) + P(Ej).

Wahrscheinlichkeitsverteilungen sind für Äquivalenzklassen definiert, d. h. für
Klassen, die eine Partition (Zerlegung) des Ereignisraums darstellen. Eine
Menge von Ereignissen El, E2,. . . Ei,. . . En stellt eine solche Partition dar,
sofern die Ereignisse wechselseitig ausschließend (P(EinEj) = 0 für i+j) und
erschöpfend (P(UiEi)  = 1) sind. Werden diesen Ereignissen Wahrscheinlichkei-
ten zugeordnet, so ist
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eine Wahrscheinlichkeitsverteilung. Jede Festlegung einer Wahrscheinlichkeits-
funktion, die eine Menge von sich wechselseitig ausschließenden und erschöp-
fenden Ereignissen als Definitionsbereich hat, ist eine Wahrscheinlichkeitsver-
teilung. Aus den Axiomen folgt:

2.7.2 Wahrscheinlichkeitsinterpretation

Während die mathematische Fassung des Wahrscheinlichkeitsbegriffs unkon-
trovers ist, gilt dies nicht für die Interpretation dieses Begriffs. Will man das
mathematische Kalkül sinnvoll auf konkrete inhaltliche Sachverhalte anwen-
den, so muß man definieren, was man unter dem Konzept ,,Wahrscheinlich-
keit“ verstehen will. Dazu existieren sehr unterschiedliche Auffassungen.

(1) Die logische Interpretation von Wahrscheinlichkeit. Die logische Interpreta-
tion von Wahrscheinlichkeit begreift Wahrscheinlichkeit als eine logische
Relation zwischen Sätzen oder Aussagen. Hiernach sind ,,Wahrscheinlichkei-
ten“ Eigenschaften, die Objekten zugewiesen werden und damit die Objekte
charakterisieren. Einfachste Beispiele dieser Art sind Münzwurf, Roulette oder
Lotto. Die logische Interpretation von Wahrscheinlichkeit führt in vielen
Situationen zu vernünftigen Aussagen und Schlußfolgerungen, ist aber in bezug
auf viele andere Situationen nicht anwendbar; Wahrscheinlichkeiten für Sach-
verhalte wie ,,morgen wird es regnen“ sind erst möglich, wenn alle Einflußgrö-
ßen und deren Wirkung genau bekannt und Wahrscheinlichkeiten daraus
logisch ableitbar sind. Vertreter des logischen Standpunktes sind vor allem
Carnap (z. B. 1950), Russell (1948) und mit Einschränkungen Jeffreys (1961)
und Keynes (1962).
(2) Die frequentistische Interpretation. In der frequentistischen Sichtweise ist
eine Wahrscheinlichkeit theoretisch zwar der Grenzwert relativer Häufigkei-
ten, praktisch aber die relative Häufigkeit selbst, da sich der Grenzwert auf
unendlich viele Beobachtungen bezieht und damit nicht feststellbar ist. Diese
Interpretation stellt eine Beziehung des Konzepts Wahrscheinlichkeit zu empi-
rischen Sachverhalten her, ist praktikabel und in einer Vielzahl von Situationen
anwendbar. Grundannahme ist jedoch, daß Versuche oder Prozesse, die eine
relative Häufigkeit liefern, unabhängig voneinander und hinreichend ähnlich
zueinander beliebig häufig wiederholbar sind. Eben hierin sehen Kritiker ihre
Zweifel an dem Konzept begründet; Vertreter des frequentistischen Wahr-
scheinlichkeitsbegriffs sind z.B. v. Mises (I939), Reichenbach (1949) und ein
Großteil der mathematischen Statistiker wie z.B. Fisher (1950) oder Cramer
(1954).
(3) Die subjektivistische Interpretation. In subjektivistischer Sichtweise wird
Wahrscheinlichkeit als subjektiver Überzeugungsgrad (degree of belief) kon-
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zeptualisiert. Hierbei handelt es sich um eine kognitive Größe, welche sich auf
die Bewertung der Unsicherheit oder den Grad des Für-Wahr-Haltens von
Ereignissen oder Aussagen bezieht. In subjektivistischer Sicht ist Wahrschein-
lichkeit ein deskriptives Maß, welches die Erwartungen bzw. Überzeugungen
von Personen beschreibt. Aussagen über die formale Rationalität von Personen
können im Rahmen der Theorie der subjektiven Wahrscheinlichkeit empirisch
überprüft werden. Überlegungen dieser Art gehen auf de Finetti (1970), Scott
und Suppes (1958) und Suppes und Zinnes (1963) zurück und sind in Krantz,
Luce, Suppes und Tversky (1971) und de Zeeuw und Wagenaar (1974)
zusammenfassend dargestellt. Während manche Autoren einfach von subjekti-
ven Wahrscheinlichkeiten sprechen, unterscheiden andere, z.B. Lee (1971) und
Stegmüller (1973), zwischen subjektiven und personellen Wahrscheinlichkei-
ten. Hierbei ist die personelle Wahrscheinlichkeit die um Inkonsistenzen
bereinigte subjektive Wahrscheinlichkeit.

Zu den verschiedenen Interpretationen von Wahrscheinlichkeit sowie der
Kontroverse, die sich zwischen ihren jeweiligen Vertretern entfacht hat, siehe
Stegmüller (1973) und zusammenfassend Jungermann (1976). Wiewohl die
frequentistische Interpretation in ihrer theoretischen Begründung nicht haltbar
ist, wird sie doch in den empirischen Wissenschaften am häufigsten verwandt;
die Wahrscheinlichkeits-Aussagen werden dabei oft als ,,objektive“ Aussagen
über die Welt verstanden. Die subjektivistische Interpretation wird demgegen-
über in ihrer Fundierung theoretischen Anforderungen gerecht, doch sind hier
die Wahrscheinlichkeits-Aussagen auf die sie treffenden Subjekte zu relati-
vieren.

Insgesamt scheint es nicht zwingend, an der scharfen Trennung zwischen
,,subjektiv“ und ,,objektiv“ festzuhalten. Vielmehr kann man Wahrscheinlich-
keitsaussagen sowohl als etwas begreifen, das Informationen über Personen und
deren Sichtweise gibt, als auch Aussagen darunter verstehen, die intersubjektiv
gültige Sachverhalte der Welt benennen; hierbei mag das Verhältnis von
objektiven und subjektiven Momenten variieren.

In konkreten Entscheidungssituationen ist deshalb zu überlegen, woher Wahr-
scheinlichkeitsinformationen zu beziehen sind. Dabei können ebenso wie
Daten aus Statistiken auch Wahrscheinlichkeitsschätzungen von Experten
verwendet werden und - im Verhältnis zur Nichtberücksichtigung von Wahr-
scheinlichkeiten - die Entscheidung verbessern.

2.7.3 Die Erhebung subjektiver Wahrscheinlichkeiten und sub-
jektiver Wahrscheinlichkeitsverteilungen

Werden Wahrscheinlichkeiten für zukünftige Ereignisse benötigt und liegen
keine brauchbaren Statistiken vor, aus denen man diese im Sinne relativer
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Häufigkeiten entnehmen kann, stellt sich die Frage, inwieweit sie sich als
subjektive Wahrscheinlichkeiten erheben lassen. Die Zuordnung von subjekti-
ven Wahrscheinlichkeiten zu Ereignissen (z. B. als Vorhersage der Wahrschein-
lichkeit von Konsequenzen) ist eine psychometrisch schwierige Aufgabe.
Obwohl unsere Sprache eine Vielzahl von Wahrscheinlichkeitsbenennungen
enthält (z. B. vielleicht, höchstwahrscheinlich, kaum, ziemlich sicher etc.), fallt
eine Übersetzung dieser qualitativen und vieldeutigen Ausdrücke in Zahlen, die
als Wahrscheinlichkeiten interpretiert werden können, schwer (Lichtenstein &
Newmann, 1967; Rohrmann, 1978; Stone & Johnson, 1959). Es wurden
verschiedene Methoden entwickelt mit dem Ziel, numerische Wahrscheinlich-
keitsschätzungen für Ereignisse zu erhalten (Berhold, 1975).

Ähnlich wie bei der Nutzenschätzung kann zwischen direkten und indirekten
Methoden unterschieden werden. Bei den direkten Methoden wird unmittelbar
nach der Größe der Wahrscheinlichkeit gefragt, wobei meßtheoretische Eigen-
schaften der Wahrscheinlichkeitsskala als Verhältnisskala nicht überprüft wer-
den. Indirekte Methoden zur Erhebung von Wahrscheinlichkeiten basieren auf
Urteilen, die nicht unmittelbar Wahrscheinlichkeitsausdrücke sind, aus denen
aber Wahrscheinlichkeiten erschlossen werden können. Bei den indirekten
Methoden kann man weiter unterscheiden, ob es sich explizit um meßtheore-
tisch begründete Verfahren handelt, die zumeist von der Methode des Paarver-
gleichs ausgehen (siehe Fishburn, 1970; Krantz et al., 1971), oder ob es
Verfahren sind, die von der Angemessenheit einer bestimmten Verteilungsform
ausgehen und Wahrscheinlichkeiten bzw. Wahrscheinlichkeitsverteilungen aus
konjugierten Verteilungen ableiten. Zu den zuletzt genannten Methoden
gehören z.B. die HFS-Methode (von ,,hypothetical future sampling“) und die
EPS-Methode (von ,,equivalent prior sample“ information), beide von Winkler
(1967).

Sollen Wahrscheinlichkeiten direkt erhoben werden, bieten sich im Fall von
Ereignissen, denen ein Kontinuum zugrunde liegt, die PDF-Methode (von
,,probability density function“) oder die CDF-Methode (von ,,cumulative
distribution function“) von Winkler (1967), im Fall von diskreten oder diskreti-
sierten Ereignissen die direkten Zuweisungen von Wahrscheinlichkeiten an, wie
sie bei Lichtenstein, Fischhoff und Phillips (1977, 1982) beschrieben werden.
Diese Verfahren basieren darauf, daß einer Behauptung, z.B. ,,morgen wird es
regnen“, direkt eine Zahl als Wahrscheinlichkeitsschätzung zugewiesen wird.

Im folgenden soll ein Beispiel für die direkte Schätzung subjektiver Wahrschein-
lichkeiten und Wahrscheinlichkeitsverteilungen gegeben werden, welches die
Übergänge zwischen den verschiedenen methodischen Ansätzen zeigt. Ein
Meteorologe mag der Behauptung ,,morgen wird es regnen“ eine Zutreffens-
Wahrscheinlichkeit von p = 0.30 zuweisen, welches eine subjektive Wahr-
scheinlichkeitsschätzung für das Ereignis darstellt. Hieraus resultiert bereits für
das Komplementärereignis ,,morgen wird es nicht regnen“ die Komplementär-
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Wahrscheinlichkeit von p = 0.70: D.h., jede einzelne Wahrscheinlichkeits-
schätzung spezifiziert bereits eine Wahrscheinlichkeitsverteilung. Das mögliche
Ereignis ,,morgen wird es regnen“ kann differenzierter betrachtet werden, und
von dem Meteorologen mögen Angaben zu den folgenden Ereignissen erwartet
werden: Es wird ,,0 mm“; ,,zwischen 0 und 2 mm“; ,,zwischen 2 und 4 mm“;
,,zwischen 4 und 6 mm“ regnen. Hier ordnet er jeder Klasse eine subjektive
Wahrscheinlichkeit zu, und alle Zuordnungen gemeinsam definieren eine
Wahrscheinlichkeitsverteilung für die verschiedenen Ereignisse dieser diskreti-
sierten Variablen. Betrachtet man den Niederschlag als eine kontinuierliche
Variable, kann dieser Variablen eine Dichtefunktion zugeordnet werden, und
Wahrscheinlichkeiten ergeben sich aus der dem einzelnen Ereignis jeweils
zugeordneten Fläche der Dichtefunktion.

Verfahren der direkten Zuweisung von Wahrscheinlichkeiten zu Ereignissen
sind für die Urteiler leicht verständlich, haben sich in der Praxis bewährt, und in
der Regel ergibt sich eine hohe Konsistenz zu den Wahrscheinlichkeitszuwei-
sungen mittels indirekter, meßtheoretisch fundierter Verfahren (Wallsten,
1977). Verfahren der Erhebung subjektiver Wahrscheinlichkeiten werden in
Bunn und Thomas (1975), Hampton, Moore und Thomas (1973), Pfohl (l977)
sowie Schütt (1981) zusammenfassend dargestellt.

2.7.4 Die Bewertung subjektiver Wahrscheinlichkeitsschät-
zungen

Sofern Wahrscheinlichkeiten im Zusammenhang mit einer Entscheidungsfin-
dung eine Rolle spielen, ist die Güte einer Entscheidung unter anderem von der
Güte der zugrundeliegenden Wahrscheinlichkeitsschätzungen abhängig. Wenn
für die notwendigen Wahrscheinlichkeitsschätzungen keine brauchbaren Daten
etwa in Form von relativen Häufigkeiten vorliegen, sind sie als subjektive
Schätzungen zu erheben. Für solche subjektiven Schätzungen ist zu klären,
inwieweit sie objektive Sachverhalte beschreiben und damit geeignet sind, als
Quantifizierungen von Komponenten in ein Entscheidungsverfahren einzuge-
hen. Im Zusammenhang mit subjektiven Wahrscheinlichkeitsschätzungen sind
verschiedene wünschenswerte Eigenschaften angeführt worden, siehe z.B.
Lichtenstein, Fischhoff und Phillips (1977), Murphy und Epstein (1967),
Winkler und Murphy (1968), Winkler (1969). Faßt man diese Gesichtspunkte
zusammen, so erhofft man sich von einem guten Schätzer, (a) daß er in formaler
Hinsicht Experte ist, d.h. die Sprache der Wahrscheinlichkeit beherrscht und
konsistente Urteile abgibt (normative Güte); (b) daß er in inhaltlicher Hinsicht
Experte ist und sein Fachwissen es ihm ermöglicht, informationsreiche Urteile
abzugeben (substantielle Güte); und (c) daß er realistisch ist und seine Angaben
in Übereinstimmung zu empirischen Sachverhalten stehen und keine systemati-
schen Verzerrungen aufweisen (empirische Güte).
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(1) Normative Güte. Die Güte im normativen Sinn bezieht sich auf die
Konsistenz der vorgenommenen Schätzungen. Hierzu gehören insbesondere
die Erfüllung der das Wahrscheinlichkeitskonzept definierenden axiomatischen
Bedingungen, soweit sie innerhalb einer Erhebungsmethode überprüfbar sind,
sowie, in einem erweiterten Sinn, die Übereinstimmung der Wahrscheinlich-
keitsschätzungen, die mittels verschiedener Methoden erhoben wurden. Derar-
tige Konsistenzeigenschaften werden von Barclay und Beach (1972), Beach und
Peterson (1966), Schaefer und Borcherding (1973), Schaefer, Borcherding und
Lämmerhold (1977), Staël von Holstein (1970) und Winkler (1967) untersucht,
und Inkonsistenzen werden auf systematische, urteilsverzerrende Tendenzen
bzw. auf die zugrundeliegende Unsicherheit hinsichtlich der zu beurteilenden
Sachverhalte selbst zurückgeführt.
(2) Substantielle Güte. Die Güte im substantiellen Sinn bezieht sich auf das
inhaltliche Fachwissen eines Schätzers hinsichtlich des Sachverhalts, über den er
Wahrscheinlichkeitsschätzungen abgeben soll. Wählt man einen ,,Experten“ als
Schätzer, wird das entsprechende Fachwissen prima facie unterstellt. So wird
beispielsweise einem Meteorologen hinsichtlich der Regenvorhersage substan-
tielle Güte zugeschrieben, und wir erwarten von ihm eine möglichst präzise
Angabe etwa darüber, ob es wohl morgen regnen wird. Präzise heißt in diesem
Zusammenhang, daß er hinsichtlich der zu erwartenden Niederschlagsmenge
über Vorstellungen verfügt, die in subjektive Wahrscheinlichkeiten übersetzt zu
einer subjektiven Wahrscheinlichkeitsverteilung mit einer vergleichsweise klei-
nen Varianz führen.
(3) Empirische Güte. Gemäß diesem Kriterium sollen Wahrscheinlichkeits-
schätzungen mit empirischen Sachverhalten korrespondieren; dieser Aspekt
wird in anderem Kontext auch als ,,Realismus“, ,,Eichung“ bzw. ,,empirische
Validierung“ bezeichnet. So wird gefordert, daß die subjektiven Wahrschein-
lichkeiten, die ein Schätzer möglichen Zuständen, Behauptungen, Ereignissen
zuordnet, mit den relativen Häufigkeiten, mit denen sich diese als ,,wahr“ bzw.
zutreffend erweisen, übereinstimmen. Geht man von einer Vielzahl von
Behauptungen wie z.B. ,,morgen wird es regnen“ aus, von denen jede einzelne
sich entweder als falsch erweisen wird, und wählt man hieraus all diejenigen,
denen ein Schätzer die gleiche subjektive Wahrscheinlichkeit von z.B. p = 0.40
zugewiesen hat, so sollten sich von diesen 40 % als wahr bzw. zutreffend
erweisen. Die Beurteilung des Realismus von subjektiven Wahrscheinlichkeits-
aussagen erfordert somit, daß viele Schätzungen vorliegen und daß bekannt ist
oder wird, welche Aussagen sich bewahrheiten. Empirische Ergebnisse zum
Realismus von Wahrscheinlichkeitsschätzungen haben durchweg gezeigt, daß
Personen dazu neigen, ihr Wissen zu überschätzen und unangemessen extreme
Wahrscheinlichkeitsangaben zu machen. Die Befunde hierzu führen in bezug
auf diskrete subjektive Wahrscheinlichkeitsschätzungen Lichtenstein, Fisch-
hoff und Phillips (1977, 1981) an, in bezug auf kontinuierliche subjektive
Wahrscheinlichkeitsschätzungen Alpert und Raiffa (1969), Schaefer und Bor-
cherding (1973) und Seaver, v. Winterfeldt und Edwards (1978) an. Zusammen-
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fassungen geben Chesley (1975, 1978), Hogarth (1975), Ludke, Stauss und
Gustafson (1977), Schütt (1981), Spetzler und Staël von Holstein (1975) und
Wallsten und Budescu (1980). N immt man als Ursache für die zu extremen
Wahrscheinlichkeitsschätzungen einen falschen Skalengebrauch an, so kann
durch eine Reskalierung der Wahrscheinlichkeitsurteile dieser Fehler behoben
oder reduziert werden. Dies versuchen Ferrell und McGoey (1980) über einen
Signalerkennungs-Ansatz. Eine andere Möglichkeit, realistische Wahrschein-
lichkeitsschätzungen zu erhalten, liegt in der Anwendung eines geeigneten
Trainingsverfahrens; siehe hierzu Lichtenstein und Fischhoff (1980), Schaefer
(1976b) und Schaefer und Borcherding (1973).

Mit den sog. ,,Proper Scoring Rules“ sind Klassen von Verfahren zur globalen
Bewertung von subjektiven Wahrscheinlichkeitsschätzungen entwickelt wor-
den, in welche die drei oben genannten Kriterien gleichzeitig eingehen.
Ausgehend von subjektiven Wahrscheinlichkeitsverteilungen wird dabei einer
bestimmten Wahrscheinlichkeitsverteilung in Abhängigkeit von dem konkret
eintretenden Ereignis ein Wert (Score) zugeordnet, welcher der Güte der
Schätzung entspricht. Dabei ist gewährleistet, daß ein Schätzer seinen zu
erwartenden Score maximiert, wenn er seine ,,wahre“ Meinung wiedergibt;
andere Antwortstrategien verschlechtern den Score nur. Es wurden insbesonde-
re die logarithmische, die quadratische und die sphärische Scoring Rule sowie
der ,,Ranked Probability Score“ diskutiert und angewendet, wobei man sich
von einer Honorierung der Wahrscheinlichkeitsschätzer proportional zum
Score einer Proper Scoring Rule versprach, Schätzer zu ,,wahren“ Wahrschein-
lichkeitsschätzungen zu bewegen. Die Entwicklung dieser Konzepte geht auf
deFinetti (1962, 1965), van Naerssen (1962), Shuford, Albert und Massengill
(1966), Staël von Holstein (1977) zurück; zusammenfassende Darstellungen
geben Schaefer (1976a) sowie Staël von Holstein (1970). Konkrete Anwendun-
gen haben die hohen Erwartungen in dieses Konzept nicht bestätigt, was zum
Teil auf die geringe Differenzierungsfähigkeit der Scores im oberen Bereich
zurückzuführen ist (v. Winterfeldt & Edwards, 1982).
Bei Überlegungen zur Güte von Wahrscheinlichkeitsschätzungen ist ebenso zu
berücksichtigen, in welcher Weise sie in der Entscheidungsfindung verarbeitet
werden. Dies führt zur differentiellen Nutzung der genannten Gütekriterien: In
Abhängigkeit von der spezifischen Entscheidungssituation - d. h. den betrach-
teten Komponenten bzw. Sachverhalten, dem Kontext usw. - werden unter-
schiedliche Bewertungsaspekte für die subjektiven Wahrscheinlichkeitsschät-
zungen relevant (Borcherding, 1978; Schaefer, 1976b).

2.7.5 Probabilistische Informationsverarbeitung

2.7.5.1 Einführung

In vielen Entscheidungssituationen erweisen sich Alternativen in Abhängigkeit
vom situativen Kontext - dem speziellen Zustand - als unterschiedlich gut (vgl.
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die Entscheidungs-Matrix in 2.1.4), und eine Entscheidung für eine der
Alternativen wäre wesentlich einfacher, wenn der dann geltende Zustand der
Welt im voraus bekannt wäre. Von daher besteht in solchen Entscheidungssi-
tuationen ein wichtiges Ziel darin, Informationen zu sammeln, welche die
Unsicherheit hinsichtlich des Eintretens der verschiedenen für möglich gehalte-
nen Zustände reduzieren. Dabei sind Informationen, welche die Gültigkeit
eines bestimmten Zustandes beweisen bzw. einen Teil der Zustände sicher
ausschließen, besonders wünschenswert und leicht zu verarbeiten. Schwierig
wird es, wenn die einzelnen Informationen nur probabilistische Rückschlüsse
auf die Gültigkeit der verschiedenen Zustände gestatten und gleichzeitig viele
solcher Informationen vorliegen, die zu einer Wahrscheinlichkeitsaussage für
die einzelnen Zustände aggregiert werden müssen.

Im folgenden wird von dem allgemeinen Fall ausgegangen, daß Informationen
probabilistische Rückschlüsse auf die Wahrscheinlichkeit von Zuständen ge-
statten, und es wird ein präskriptives Modell - das Bayes-Modell - zur
Verarbeitung probabilistischer Informationen dargestellt.

2.7.5.2 Das Bayes-Theorem als Aggregationsmodell

Das Bayes-Theorem in seiner einfachsten Form folgt aus dem Multiplikations-
satz der Wahrscheinlichkeit, wonach für zwei Ereignisse A und B gilt:

sowie

Aus dem Gleichsetzen der beiden rechten Seiten folgt dann das Bayes-Theorem:

Zunächst soll die Schreibweise des Bayes-Theorems der hier zu behandelnden
Problemstellung angepaßt werden. Folgende drei Klassen von Variablen sollen
betrachtet werden:

1. Die Menge der möglichen Zustände, auch Hypothesen, H, mit den speziellen
Hypothesen Hi, i = 1,. . .,n.

2. Die Menge der relevanten Daten- oder Informationsquellen D mit den
Quellen Dj, j = 1,. . .,m.

3. Das konkret auftretende Ereignis d, einer Informationsquelle Dj.

Es resultiert das Bayes-Theorem in der folgenden Form:

(10)
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Dabei bedeutet:

P(Hi) die Apriori-Wahrscheinlichkeit der Hypothese Hi vor
Beobachtung der Quelle Dj;

P(dj) die Auftretenswahrscheinlichkeit des speziellen Ereignis-
ses dj der Quelle Dj;
die Auftretenswahrscheinlichkeit des speziellen Ereignis-
ses dj unter der Bedingung, daß H, gilt. Diese bedingte
Wahrscheinlichkeit wird als Likelihood bezeichnet;

    d ie  Pos te r io r i -Wahrsche in l i chke i t  de r  Hypothese  H i ,
nachdem das Ereignis dj aufgetreten ist.

Gleichung (10) spezifiziert, wie die Apriori-Wahrscheinlichkeit P(Hi) durch das

wird.

Werden mehrere Informationsquellen gleichzeitig beobachtet, so kann das
spezielle Ereignis-Muster der m Quellen dl, d2,. . . dm gewissermaßen als ein
Superdatum betrachtet werden, und es ergibt sich für die Posteriori-Wahr-
scheinlichkeit :

Die Posteriori-Wahrscheinlichkeit resultiert also nach einer Vielzahl von
vorliegenden Ereignissen entsprechend Gl. (11) aus der Apriori-Wahrschein-
lichkeit. Dabei sind die für eine Revision notwendigen Likelihoods der Art

sowie die Wahrscheinlichkeiten P(d1 1 d2 1. . . dm) nur
schwer zu erheben: Sie erfordern die gleichzeitige Berücksichtigung von m + 1
bzw. m Variablen, und selbst wenn eine Datenbasis vorliegen sollte, wird sie
kaum ausreichend groß sein, um diese Wahrscheinlichkeiten hieraus als relative
Häufigkeiten ableiten zu können; sofern hierfür subjektive Schätzungen zu-
grundegelegt werden sollen, dürfte die menschliche Informationsverarbei-
tungskapazität überfordert sein. Deshalb ist zu fragen, ob es Bedingungen gibt,
die zu einer Vereinfachung von Gl. (11) führen, ohne empirisch unangemessen
zu sein. Dazu wird vielfach vom Fall der bedingten Unabhängigkeit ausgegan-
gen. D. h., Wahrscheinlichkeiten für das Auftreten der verschiedenen mögli-
chen Ereignisse dj sind abhängig von den jeweils geltenden Hypothesen,
hingegen unabhängig von den speziell aufgetretenen Ereignissen anderer Daten-
quellen. Wird die bedingte Unabhängigkeit vorausgesetzt, vereinfacht sich
Gl. (11) zu:
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(12)

Fordert man weiter, daß die Hypothesen Äquivalenzklassen darstellen, d.h.,
sich wechselseitig ausschließen und erschöpfend sind, kann der Satz der totalen
Wahrscheinlichkeit angewendet werden, und die Wahrscheinlichkeit der Ereig-
niskombination im Nenner von Gl. (12) kann aus einfacheren Wahrscheinlich-
keiten berechnet werden. Es resultiert:

Entsprechend Gl. (13) sind neben den Apriori-Wahrscheinlichkeiten P(Hi) nur 
Likelihoods der Art P(djlHi) für alle i und j zu ermitteln, damit die Posteriori-
Wahrscheinlichkeit berechnet werden kann. Alle hierfür notwendigen Informa-
tionen sind in einer Likelihoodmatrix entsprechend der in Tabelle 5 dargestell-
ten spezifiziert.

Tabelle 5: Die Likelihood-Matrix

Die Posteriori-Wahrscheinlichkeiten spezifizieren die Wahrscheinlichkeit da-
für, daß bestimmte Zustände eintreten werden, wobei alle vorliegenden Infor-
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mationen berücksichtigt werden. Neben der hier dargestellten Schreibweise für
die Posteriori-Wahrscheinlichkeiten ist auch häufig die sogenannte ,,odds“-
Schreibweise anzutreffen, in welcher das Verhältnis von zwei Hypothesen
zueinander betrachtet wird; siehe Edwards, Lindman und Savage (1963) sowie
als Zusammenfassung Schaefer (1976a).

2.7.5.3 Die Bedeutung des Bayes-Theorems

Das Bayes-Theorem als normatives Modell probabilistischer Informationsver-
arbeitung spezifiziert, wie Apriori-Wahrscheinlichkeiten durch die Beobach-
tung von Daten zu Posteriori-Wahrscheinlichkeiten zu revidieren sind. Wäh-
rend die multiattributive Nutzentheorie Informationen hinsichtlich der Güte
der Alternativen zusammenfaßt, aggregiert das Bayes-Theorem Informationen
hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit von Zuständen. In vielen Entscheidungssi-
tuationen ist es geradezu notwendig, Wahrscheinlichkeiten und Nutzen ge-
meinsam zu betrachten und miteinander zu verknüpfen - siehe hierzu insbeson-
dere 2.8. Betrachtet man hier zunächst den Wahrscheinlichkeitsaspekt, so liegt
ein kritisches Problem darin, wie die Apriori-Wahrscheinlichkeiten, welche ja
alle vorausgehenden Informationen bezüglich der Wahrscheinlichkeit von
Zuständen zusammenfassen, zu ermitteln sind. Sofern sich hierfür keine
Lösung anbietet, schlug bereits Bayes (1763) vor, von einer Gleichverteilung als
Apriori-Wahrscheinlichkeitsverteilung auszugehen und bei n möglichen Zu-
ständen jedem einzelnen eine Apriori-Wahrscheinlichkeit von 1/n zuzuordnen;
wie Edwards, Lindman und Savage (1963) gezeigt haben, werden die Posteriori-
Wahrscheinlichkeiten bei hinreichend diagnostischen Daten nicht gravierend
durch verschiedene Apriori-Wahrscheinlichkeitsverteilungen beeinflußt.

In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, daß auch bei der statistischen Ent-
scheidungstheorie ein zentrales Problem darin liegt, Wahrscheinlichkeiten für
das Zutreffen verschiedener statistischer Hypothesen unter Berücksichtigung
bestimmter Stichprobenergebnisse zu ermitteln. Ein Hauptunterschied zwi-
schen der bayesianischen und der klassischen statistischen Entscheidungstheo-
rie liegt darin, daß die Bayes-Statistik 1. Apriori-Wahrscheinlichkeiten explizit
berücksichtigt und 2. Posteriori-Wahrscheinlichkeiten für alle möglichen Hy-
pothesen und nicht nur für spezifische wie die Nullhypothese oder einzelne
scharfe Alternativhypothesen ermittelt werden. Beim Vergleich der klassischen
und der Bayes-Statistik kann nach den Apriori-Wahrscheinlichkeiten gesucht
werden, unter denen beide zu vergleichbaren Ergebnissen hinsichtlich der
Schlußfolgerungen für die Hypothesen führen, siehe hierzu speziell Borcher-
ding und Schaefer (1975). Ausführlichere Darstellungen geben Kleiter (1981),
Wendt (1983) und Winkler (1972).

Rückt man die menschliche Informationsverarbeitung in den Vordergrund und
betrachtet speziell Revisionen von Wahrscheinlichkeitsschätzungen aufgrund
neuer Informationen, so ist als wesentliches - schon in 2.1.2 erörtertes -
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Forschungsergebnis festzustellen, daß Menschen unzureichende Informations-
verarbeiter insbesondere dadurch sind, daß sie Apriori-Wahrscheinlichkeiten
nur unzureichend berücksichtigen und neue Informationen in zu geringem
Maße in Revisionen von Wahrscheinlichkeitsurteilen umsetzen; letzteres wird
auch als Konservatismus-Effekt bezeichnet; siehe z.B. Peterson, Schneider und
Miller (1965); Ph ll pi i s und Edwards (1966) sowie zusammenfassend Schaefer
(1976a) und Slovic und Lichtenstein (1971). In Anbetracht derartiger Urteils-
fehler schlug Edwards (1962), siehe auch Edwards und Phillips (1964), Ed-
wards, Phillips, Hays und Goodman (1968), ein PIP-System (von ,,probabili-
stic-information-processing“) vor, welches als Mensch-Maschine-System an-
zusehen ist. Hierbei werden Personen (Experten) nach ihren subjektiven
Schätzungen für die Likelihoods befragt, welche als Eingangsgrößen dienen und
über den Algorithmus des Bayes-Theorems zur Posteriori-Wahrscheinlichkeit
aggregiert werden. Dabei hat sich die Überlegenheit eines solchen Aggrega-
tionsalgorithmus gegenüber der direkten Erhebung der Posteriori-Wahrschein-
lichkeit (auch POP genannt, von ,,posterior probability“) in einer Vielzahl von
empirischen Studien gezeigt, und neben den Untersuchungen auf der Grundla-
ge des sog. Urnenparadigmas liegen Anwendungen insbesondere im medizini-
schen, meteorologischen, militärischen und betriebswirtschaftlichen Kontext
vor. Eine allgemeine Zusammenfassung geben Beach (1975), und Beach und
Beach (1982),  dfür en medizinischen Bereich siehe Mai und Hachmann (1977)
sowie die Bibliographien von Krischer (1980) und von Wagner, Tautu und
Wolber (1978).

2.7.6 Die Anwendung des Bayes-Theorems als Entscheidungs-
hilfe

Ist eine Entscheidungssituation durch Unsicherheit hinsichtlich des zum rele-
vanten Zeitpunkt geltenden Zustandes gekennzeichnet und werden Alternati-
ven in Abhängigkeit von diesen Zuständen als unterschiedlich gut erachtet, so
ist es im Hinblick auf eine gute Entscheidung wichtig, möglichst genau im
voraus zu wissen, welcher Zustand zu erwarten ist. Entscheidungshilfe in
solchen Situationen muß sich darauf beziehen, Mittel und Wege an die Hand zu
geben, Wahrscheinlichkeitsaussagen für die verschiedenen Zustände zu ermit-
teln und anfallende bzw. verfügbare Informationen in dieses Wahrscheinlich-
keitsurteil angemessen zu aggregieren. Entscheidungssituationen dieser Art
kann man allgemein als ,,Diagnosesituationen“ kennzeichnen, in denen ein
Zustand zu diagnostizieren ist (Tack, 1976). Für eine Entscheidungshilfe
entsprechend dem PIP-System sind folgende Schritte notwendig:

1. Eingrenzung des Entscheidungsproblems.
2. Festlegung der relevanten (möglichen, künftigen) Zustände.
3. Ermittlung der Apriori-Wahrscheinlichkeiten für die Zustände.
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4.
5.

6.
7.
8.
9.

10.
11.

Suche nach aussagekräftigen Informationsquellen.
Bestimmung der Likelihoods, d.h. der Wahrscheinlichkeit von Ereignis-
sen (Daten), ausgehend von der Gültigkeit bestimmter Zustände.
Überprüfung von Unabhängigkeitsbedingungen.
Feststellung von Daten, d.h. Beobachtung der Informationsquellen.
Berechnung der Posteriori-Wahrscheinlichkeit über das Bayes-Theorem.
Entscheidung, ob weitere Informationen benötigt werden.
Bewertung der Alternativen pro Zustand.
Entscheidung als Wahl der besten Alternative.

Die Bewertung der Alternativen in Schritt 10 kann im Fall multiattributiver
Alternativen gegebenenfalls über die Bewertung der einzelnen Konsequenzen
und der Aggregation dieser zu einer Gesamtbewertung der Alternativen
erfolgen. Diese De- und Rekomponierung kann ihrerseits in den Schritten
entsprechend 2.5.5.3 erfolgen.

Abschließend seien einige charakteristische Gesichtspunkte eines solchen Vor-
gehens für den Beispiel-Fall erläutert, daß Wettersituationen als die für eine
Alternativen-Bewertung relevanten Zustände erachtet werden und in Abhän-
gigkeit vom Wetter verschiedene Alternativen zu bevorzugen wären. Von daher
ist gemäß (1) zu klären, welche Aspekte des Wetters, z.B. Temperatur,
Windstärke, Windrichtung oder Niederschlag, einen Einfluß darauf haben, als
wie gut sich Entscheidungen im nachhinein erweisen werden. Was die Festle-
gung der relevanten Zustände (2) angeht, so wird z.B. ein Bauer im Blick auf die
Rübenernte ,,Novemberfrost“ zu bedenken haben, eine Baufirma im Zusam-
menhang mit einer Außenbeschichtung ,,Regen innerhalb der nächsten 20
Stunden“, eine Raumfahrtbehörde potentielle ,,Unwetter in dem Landegebiet
eines Raumschiffes“. Die relevanten Merkmale bzw. bestimmte Kombinatio-
nen davon bestimmen also, welche Zustände zu unterscheiden sind. Als
Apriori-Wahrscheinlichkeiten gemäß (3) können die unterschiedlichsten klima-
tologischen Wahrscheinlichkeiten herangezogen werden. Weitere aussagefähi-
ge Informationsquellen (4) wären etwa die zum Zeitpunkt des Geschehens
herrschende momentane allgemeine Wetterlage, die Windverhältnisse, das
Wetter am Vortag usw. Für die möglichen Ereignisse hinsichtlich beobachtba-
rer Informationsquellen sind Likelihood-Schätzungen vorzunehmen. Es ist also
gemäß (5) zu schätzen, mit welcher Wahrscheinlichkeit bestimmte Ereignisse
auftreten, wenn man bestimmte Zustände als wahr zugrunde legt. So kann man
,,Novembernächte mit Nachtfrost“, H1, versus solche ,,ohne Nachtfrost“, H2,
als die relevanten Zustände betrachten. Ausgehend von H1 - Nachtfrost - fragt
man sodann nach der Wahrscheinlichkeit regnerischen bzw. klaren Wetters am
Vortag, der Wahrscheinlichkeit von Süd-, Nord-, West- oder Ostwind usw.
Hat man die gleichen Beurteilungen ausgehend von H2 - kein Nachtfrost -
vorgenommen, sind die Likelihoods spezifiziert. Für die konkret zu beurteilen-
de Entscheidungssituation, in der Vorhersagen für bestimmte Zustände hin-
sichtlich des Wetters gemacht werden sollen, sind gemäß (7) Informationen
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über die herrschende Windrichtung, das momentane Wetter usw. einzuholen.
Ausgehend von diesen konkreten Daten dj der Informationsquellen Dj sind die
Posteriori-Wahrscheinlichkeiten für die interessierenden Zustände gemäß (8)
über ein Modell der Bayesschen Informationsverarbeitung zu berechnen.
Aussagekräftige Informationsquellen führen zu präziseren Vorhersagen hin-
sichtlich der zu erwartenden Zustände, d.h. im Vergleich zu den Apriori-
Wahrscheinlichkeiten vor Kenntnis dieser Informationen sind die Posteriori-
Wahrscheinlichkeiten danach im Erwartungswert zentrierter; im Idealfall kann
einem Zustand fast die gesamte Wahrscheinlichkeitsmasse zugeordnet werden.
Wird die Genauigkeit der Wettervorhersage (9) als hinreichend erachtet und ist
der Nutzen der Alternativen entsprechend (10) pro Zustand spezifiziert, kann
eine Entscheidung hinsichtlich der Alternativen gemäß (11) gefällt werden. Im
Beispiel von oben wird gegebenenfalls der Bauer seine Rüben einmieten, die
Baufirma mit der Anbringung des Außenbelags noch warten, die Raumfahrtbe-
hörde über alternative Landeplätze bzw. das Aufschieben der Landung nach-
denken. Genügt die Wetterdiagnose dem in (9) geforderten Präzisionsgrad
nicht, muß zu (4) zurückgegangen werden, und es ist zu überlegen, welche
weiteren Informationen eingeholt werden können.

Es ist offensichtlich, daß die Entscheidungsanalyse in Situationen, die durch
Unsicherheit hinsichtlich relevanter situativer Zustände gekennzeichnet sind,
aufwendig ist. In Abhängigkeit davon, welcher Zustand eintreten wird, führen
Alternativen entweder zu verschiedenen Konsequenzen, oder die Relevanz der
Attribute verändert sich, so daß unterschiedliche Gesamtbewertungen der
Alternativen resultieren und verschiedene Alternativen bevorzugt werden.

In Entscheidungssituationen, in denen dem Wahrscheinlichkeitsaspekt im
Vergleich zum Nutzenaspekt die zentrale Bedeutung zukommt, sind insbeson-
dere Verfahren der probabilistischen Informationsverarbeitung als Entschei-
dungshilfen einsetzbar.

2.8 Die Selektion von Alternativen bei Unsicherheit über die
situativen Zustände

In diesem Teilkapitel soll die Entscheidungsmatrix wieder insgesamt betrachtet
werden, wie sie in 2.1.3 eingeführt und in 2.1.4 als Grundmodell einer jeden
Entscheidungssituation dargestellt wurde. Dabei sollen die Ergebnisse der
beiden konstituierenden Prozesse, nämlich ,,Ermittlung des Nutzens von
Alternativen“ und ,,Bestimmung der Wahrscheinlichkeiten von Zuständen“
miteinander verknüpft werden.
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2.8.1 Ausgangspunkt

Sowohl in Abschnitt 2.6 als auch hier geht es um die Bestimmung des Nutzens
von Alternativen unter Unsicherheit. Während in 2.6 die Unsicherheit aus-
schließlich hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit von Konsequenzen problemati-
siert wurde, interessiert hier die - zusätzlich zu betrachtende - Unsicherheit
hinsichtlich der geltenden Zustände.

Eine Unterscheidung von Zuständen ist um so sinnvoller,

- je unterschiedlicher der mit den interessierenden Alternativen verbundene
Nutzen pro Zustand ist;

- je enger der Zusammenhang von Zustand und Konsequenz ist, womit die
Unsicherheit hinsichtlich der Konsequenzen von Alternativen durch die
gleichzeitige Betrachtung von Zuständen reduziert wird und

- je eher es möglich ist, Informationen im Hinblick auf das Zutreffen von
Zuständen zu erhalten.

Eine Unterscheidung von Zuständen ist unumgänglich,

- wenn die Relevanz von Attributen von den Zuständen abhängig ist und
- wenn der Entscheider verschiedene Zustände - mag er sie auch anders

etikettieren - als seine Ausgangsbasis erlebt und diese seiner Denkweise
vertraut sind.

Sofern nun der Gesichtspunkt der ,,Zustände der Welt“ in die Entscheidungs-
analyse explizit einbezogen wird, fließen in der Entscheidungsmatrix die
Ergebnisse von zwei Prozessen der Informationsbeschaffung und -Verarbeitung
zusammen: einerseits der Prozeß der ,,Ermittlung des Nutzens von Alternati-
ven“ und andererseits der der Bestimmung der ,,Wahrscheinlichkeiten von
Zuständen“. Aus der probabilistischen Informationsaggregation resultieren die
Wahrscheinlichkeiten für die hypothetischen Zustände, P(Hi); aus der Informa-
tionsaggregation der bewertungsrelevanten Konsequenzen resultieren die be-
dingten Nutzen von Alternativen, U(Ak/Hi). Tabelle 6 stellt eine Entschei-
dungsmatrix mit 5 Alternativen und 4 Zuständen dar. Die Eintragungen in den
Zellen sind die bedingten Nutzen U(Ak/Hi); z.B. resultiert bei Wahl von Al,
sofern Zustand H2 eintrifft, ein Nutzen von 8. Ausgehend von einer solchen
Entscheidungsmatrix sollen Entscheidungskriterien, welche die Unsicherheit
hinsichtlich der geltenden Zustände berücksichtigen, dargestellt werden.
Herrscht keine Unsicherheit und wird entsprechend einem Zustand die Wahr-
scheinlichkeit von Eins und allen anderen die Wahrscheinlichkeit von Null
zugewiesen, so führt die Gültigkeit von H1 zur Wahl von Alternative A1; H2 zu
Al oder A4; H3 zu A5 und H4 zu A2; sofern man von multiattributiven
Alternativen ausgeht und entsprechend die einzelnen Komponenten betrachtet,
sind die in 2.4.2 dargestellten Kriterien anwendbar.
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Tabelle 6: Entscheidungsmatrix mit Beispielwerten U(AklHi) für 4 Alternativen

H y p o t h e s e n
Bevorzugte
Alternative
gemäß :

Laplace-Regel

Maximax-Regel

Savage-Niehans-Regel

Wald-Regel

Hilfsmatrix für die Savage-Niehans-Regel

2.8.2 Entscheidungskriterien bei Ungewißheit über die Zustände

Herrscht Ungewißheit darüber, von welchen Bedingungen hinsichtlich der
Gültigkeit von Zuständen auszugehen ist, ist die Entscheidung für eine der
Alternativen erschwert, da ja die Höhe des mit einer Alternativen verbundenen
Nutzens von dem dann jeweils geltenden Zustand abhängt. Dabei kann
hinsichtlich der Zustände unterschieden werden, ob es sich um Unsicherheit
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handelt und entsprechend die Zustände mit bekannten bzw. ermittelbaren
Wahrscheinlichkeiten auftreten werden oder ob von genereller Unwissenheit
auszugehen ist und nicht einmal Wahrscheinlichkeiten vorliegen.

Im folgenden werden einige formale Entscheidungskriteriem dargestellt, die
von Unwissenheit hinsichtlich des Auftretens der Zustände der Welt ausgehen,
also den Fall betrachten, daß keine Kenntnisse über die Auftretenswahrschein-
lichkeiten der Zustände vorliegen. Eine Übersicht hierzu gibt Milnor (1954).

(a) Das Maximax-Prinzip: Dieses Entscheidungsprinzip schreibt die Wahl der
Alternativen Ak mit der überhaupt höchsten Bewertung vor:

Dieses Entscheidungsprinzip ist extrem ,,optimistisch“ und orientiert sich
ausschließlich an dem höchstmöglichen Nutzen, der erreichbar ist.

(b) Die Wald-Regel (auch Maximin- bzw. Minimax-Regel): Für jede Alternati-
ve wird der minimale Nutzen bestimmt, und als beste Alternative gilt die, für die
dieser minimale Nutzen am höchsten - maximal - ist. Dieses Entscheidungskri-
terium maximiert den minimalen Nutzen (bzw. äquivalent hierzu ist: minimiert
den maximalen Verlust), und es ist die folgende Alternative Ak zu wählen:

Dieses Kriterium ist extrem ,,pessimistisch“ und geht pro Alternative von dem
ungünstigsten Fall aus: Es wird diejenige Alternative gewählt, für die dieser
ungünstigste Fall noch am besten ist (Wald, 1950).

(c) Die Hurwicz-Regel mit dem ,,Optimismusparameter“ h: Ausgehend von der
Überlegung, daß Entscheidungen sich in der Regel nicht so schlecht wie zu
befürchten und nicht so gut wie zu erhoffen auswirken, wird mit der Hurwicz-
Regel ein Kompromiß zwischen diesen beiden extremen Ausgängen hergestellt
und als Entscheidungsgrundlage herangezogen. Pro Alternative wird ein ge-
wichteter Mittelwert aus dem schlechtesten und dem besten Nutzen berechnet
und die Alternative bevorzugt, welche dabei den höchsten Wert erzielt. Somit
wird die Alternative k gewählt, welche den folgenden Ausdruck erfüllt:

Der Parameter h bestimmt dabei, mit welchem relativen Anteil der in Abhängig-
keit vom Zustand resultierende maximale bzw. minimale Nutzen der Alter-
native die Entscheidung beeinflussen soll.

(d) Die Savage-Niehans-Regel: Sie geht davon aus, daß der Verlust, der dadurch
eintritt, daß möglicherweise eine in der Rückschau nicht optimale Alternative
gewählt worden ist, möglichst klein zu halten ist, d.h., sie minimiert den
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Opportunitätsverlust (,,regret“ ; gemeint ist das Ausmaß der Fehlentscheidung,
wie es im nachhinein ersichtlich wird). Pro Zustand wird die beste Alternative
identifiziert, und ihr Nutzen wird von allen anderen Nutzenwerten der gleichen
Spalte subtrahiert. Es resultiert eine Matrix, in deren Zellen pro Zustand der
Verlust eingetragen ist, der bei Wahl einer Alternative im Vergleich zu der
besten resultiert. Auf diese Matrix wird das Wald-Kriterium angewendet und
diejenige Alternative gewählt, für die der maximale Verlust minimal ist; k ist so
zu wählen, daß der folgende Ausdruck gilt:

Diese Regel wurde von Niehans (1948) und von Savage (1951) entwickelt.

(e) Das Laplace-Princip (auch Prinzip der unzureichenden Gründe): Gemäß
diesem Kriterium wird die Alternative gewählt, deren durchschnittlicher
Nutzen am höchsten ist. Wenn es schon keine Gründe dafür gibt, einen Zustand
als wahrscheinlicher anzunehmen als einen anderen, dann schlägt etwa Cher-
noff (1954) vor, alle möglichen Ausgänge in gleicher Weise bei der Entschei-
dungsfindung zu berücksichtigen. Hiernach ist die folgende Alternative zu
wählen:

Bezugnehmend auf die Entscheidungsmatrix in Tabelle 6 führen diese Entschei-
dungsregeln zur Wahl unterschiedlicher Alternativen: (a) führt zur Alternativen

zu A3 und (e) zu Al. Das Entscheidungsprinzip (c) führt in
Abhängigkeit von h zu unterschiedlichen Wahlen: Für h = % resultiert As, für h
= % resultieren gleichermaßen A1 und A2. Da die Alternative A4 von A1

dominiert wird, kann A4 entsprechend von keinem Entscheidungsprinzip als
einzige Alternative präferiert werden.

Liegen nun Wahrscheinlichkeiten für die verschiedenen Zustände vor, entweder
als Apriori- oder als Posteriori-Wahrscheinlichkeiten, können die folgenden
beiden Entscheidungsregeln angewendet werden:

(f) Die Bayes-Regel: Gemäß dieser Regel wird die Alternative gewählt, die zu
dem höchsten erwarteten Nutzen führt, d.h. den folgenden Ausdruck erfüllt:

Diese Regel ist mit dem Bernoulli-Prinzip verwandt; in 2.8.3 wird hierauf noch
ausführlicher eingegangen.

(g) Die Hodges-Lehman-Regel mit dem Vertrauensparameter h (Hodges &
Lehman, 1952): Sie stellt eine Kombination zwischen der Bayes-Regel und der
Minimax-Regel dar, indem gleichzeitig versucht wird, den erwarteten Nutzen
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sowie den minimalen Nutzen zu maximieren; es wird die folgende Alternative
gewählt:

Dabei kann h als ein Maß für das Vertrauen in die Wahrscheinlichkeitsverteilung
gesehen werden.

Für die verschiedenen hier genannten Entscheidungsregeln lassen sich Gründe
anführen, aus denen heraus sie sinnvoll und nützlich sind. Formuliert man
allerdings unabhängig von den konkreten Regeln wünschenswerte Eigenschaf-
ten solcher Regeln, d.h. eine Art Kriterienliste für Entscheidungskriterien, so
werden diese Eigenschaften nicht immer erfüllt. So sollte etwa die Rangord-
nung, die ein bestimmtes Entscheidungskriterium einer Reihe von Alternativen
zuweist, nicht dadurch verändert werden, daß man weitere Alternativen
hinzufügt oder einige der vorhandenen eliminiert (diesem Gesichtspunkt
genügt z.B. die Savage-Niehans-Regel nicht). Gemäß solcher ,,Meta-Kriterien“
zeigen sich die Wald- und die Bayes-Regel den anderen überlegen. Eine
kritische Diskussion hierzu findet man bei Luce und Raiffa (1957).

Die Wirkungsweise der einzelnen Entscheidungskriterien kann räumlich darge-
stellt werden. Wählt man die verschiedenen Zustände als die verschiedenen
Achsen des Koordinatensystems, so kann eine Alternative über die pro Zustand
resultierenden Nutzenwerte als ein Punkt im Zustandsraum dargestellt werden.
Abbildung 15 gibt eine solche Darstellung für eine hypothetische Alternativen-
menge und demonstriert die Minimax-, Maximin- und Laplace-Regel.

Ausgehend von allen möglichen Wahrscheinlichkeitsverteilungen kann man die
jeweils beste Alternative entsprechend der Bayes-Regel bestimmen. Die Menge
dieser so bestimmten besten Alternativen ist die effiziente - d.h. nicht
dominierte - Menge. Die Lage dieser Alternativen ist als dicke Linie in
Abbildung 15 gekennzeichnet. Hieraus ergibt sich, daß bei bestimmten Wahr-
scheinlichkeiten für die Zustände die aus der Bayes-Regel resultierende Wahl
einer Alternativen identisch mit der Entscheidung gemäß einer anderen Regel
ist.

Sofern die Bayes-Regel bei Entscheidungen unter Unsicherheit (d. h.: Wahr-
scheinlichkeiten für die Zustände liegen vor) akzeptiert wird, kann sie auch im
Fall der Entscheidung unter Unwissenheit (d.h. wenn nicht einmal Wahr-
scheinlichkeiten vorliegen) als Entscheidungskriterium herangezogen werden.
Dabei kann aus den Daten der Ergebnismatrix jenes P(Hi) bestimmt werden, das
zur gleichen Entscheidung führt wie eine der anderen von Unwissenheit
ausgehenden Entscheidungsregeln. Für diese P(Hi) ist zu entscheiden, ob eine
solche Wahrscheinlichkeitszuweisung zu Zuständen akzeptierbar und entspre-
chend die Entscheidungsregel vertretbar erscheint. Ein solches Vorgehen würde
die Willkürlichkeit des Entscheidungskriteriums reduzieren.
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Abb. 15: Entscheidungsregeln für Alternativen, deren Nutzen in Abhängigkeit von
Zuständen stehen

Eine ausführliche Darstellung der verschiedenen Entscheidungskriterien sowie
deren graphische Veranschaulichung geben Halter und Dean (1971).

2.8.3 Sinnvolle Eigenschaften von Entscheidungskriterien

Entscheidungen beziehen sich immer auf zukünftige Sachverhalte, und erfor-
dern ein Abwägen zwischen Alternativen, über die nicht genau bekannt ist, als
wie gut sie sich in der Zukunft erweisen werden. Ist die künftige Situation
eingetreten, interpretiert man Entscheidungen im nachhinein gern als ,,richtig“
oder als ,,falsch“ - schließlich ,,weiß man es dann viel besser“. Dabei übersieht
man aber, daß nachträglich häufig nur die tatsächlich eingetretenen Konsequen-
zen berücksichtigt werden, während vor einer Entscheidung alle denkbaren
Konsequenzen einer Alternativen zu bedenken sind. Dies sind zwei unter-
schiedliche Ausgangssituationen einer Bewertung von Alternativen. Werden
verschiedene Entscheidungsstrategien miteinander verglichen, so sind naturge-
mäß diejenigen zu bevorzugen, für welche vergleichsweise kleine Diskrepanzen
dieser Vorher-Nachher-Bewertung zu erwarten sind.

Vergleicht man Vorher- und Nachher-Bewertungen von Alternativen, so
können hinsichtlich der Verteilung der hieraus resultierenden Differenzen



150 Katrin Borcherding

wünschenswerte Eigenschaften spezifiziert werden. Solche Eigenschaften sind
etwa:

1. Die Verteilung soll einen Erwartungswert von Null haben, d. h., Alternati-
ven sollen im voraus nicht systematisch über- bzw. unterbewertet werden.

2. Sie soll eine kleine Variation aufweisen, d.h., der eintretende Nutzen soll
dem vorhergesagten möglichst nahekommen.

3. Falls im Vergleich zur Vorher-Bewertung eine resultierende tiefere Nachher-
Bewertung gravierender ist als eine höhere, sind Präferenzen hinsichtlich der
Schiefe der Verteilung zu spezifizieren.

Diese Aspekte sind bei der Auswahl von Entscheidungskriterien zu berücksich-
tigen, und die Angemessenheit von Entscheidungskriterien ist in bezug hierauf
zu beurteilen.

Da die Menge denkbarer Entscheidungskriterien groß ist, versucht man,
Grundannahmen hinsichtlich der Präferenzen für Alternativen zu formulieren.
Sofern solche allgemein akzeptiert werden, kann man sich auf Entscheidungs-
kriterien beschränken, die diesen Gesichtspunkten genügen. Minimale Anfor-
derungen an Entscheidungskriterien sind, 1. daß sie logisch konsistent und
widerspruchsfrei sind, 2. daß die Präferenzen hinsichtlich der Alternativen der
Bedingung der schwachen Ordnung genügen (Konnexität und Transitivität,
siehe 2.4.2); und 3. daß dominierte Alternativen nicht präferiert werden.
Inwieweit darüber hinausgehende Anforderungen allgemein akzeptierbar sind
und infolgedessen weitere Entscheidungskriterien eliminierbar wären, darüber
herrscht in der Literatur Uneinigkeit (vgl. Schneeweiß, 1967).

Betrachtet man die verschiedenen Nutzen, zu denen eine Alternative in
Abhängigkeit von den Zuständen führen kann, unter Wahrscheinlichkeitsge-
sichtspunkten, indem man den Nutzen-Werten die Wahrscheinlichkeiten der
Zustände zuschreibt, so resultiert eine Wahrscheinlichkeitsverteilung über
Nutzen, und die klassischen Entscheidungsprinzipien können als Präferenz-
funktionen von Verteilungsparametern dieser Wahrscheinlichkeitsfunktionen
definiert werden. Sind Präferenzen ausschließlich vom ersten Moment der
Verteilung abhängig, ist der Erwartungswert als Entscheidungskriterium heran-
zuziehen, und es resultiert die Bayes-Regel. Gehen Risikoüberlegungen, d. h.
die Unterschiedlichkeit des Nutzens einer Alternative unter den verschiedenen
Zuständen, in eine Bewertung ein, ist ein Entscheidungskriterium zu definie-
ren, welches zusätzlich die Variation von Ausgängen berücksichtigt. Solche
Entscheidungskriterien sind beispielsweise mit dem Mittelwert-Varianz-An-
satz der Portfolio-Theorie definiert. Dieses Entscheidungskriterium, so zeigt
Schneeweiß (1967), ist insbesondere dann sinnvoll, wenn die Wahrscheinlich-
keiten normalverteilt sind. Sofern hiervon nicht ausgegangen werden kann,
werden die aus dem Mittelwert-Varianz-Kriterium resultierenden quadrati-
schen Nutzenfunktionen relevant (Borcherding, 1978) und können in einem
Extrembereich zur Wahl dominierter Alternativen führen (Sayeki, 1976). Eine



Entscheidungstheorie und Entscheidungshilfeverfahren 151

ausführliche Darstellung von Präferenzfunktionen für verschiedene Vertei-
lungsparameter und deren rationale Grundlage gibt Schneeweiß (1967, Kap. 2).

In letzter Zeit scheinen im Fall der Bewertung von Alternativen unter Berück-
sichtigung von Unsicherheit Verfahren bevorzugt zu werden, die vom ,,Ber-
noulli-Nutzen“ bzw. vom ,,v. Neumann-Morgenstern-Nutzen“ ausgehen, wie
er bereits in 2.4 und 2.6 bei der Einführung der Nutzenfunktionen dargestellt
wurde. Danach ist für die einzelnen Ausgänge der probabilistische Nutzen zu
bestimmen, und unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeiten der Zustän-
de kann der erwartete - risikobehaftete - Nutzen berechnet und als Entschei-
dungsgrundlage herangezogen werden. Der so bestimmte Nutzen ist im Falle
linearer Nutzenfunktionen identisch mit dem Nutzen, wie er über die Bayes-
Regel berechnet wird.

Tabelle 7: Komponenten und Ablauf des Entscheidungsprozesses.



152 Katrin Borcherding

2.8.4 Zusammenfassende Betrachtung formalisierter
Entscheidungskriterien

Die Entscheidungsanalyse kann als ein Bündel von Verfahren gesehen werden,
welche auf entscheidungstheoretischen Grundlagen basieren und für verschie-
dene Entscheidungsprobleme und Phasen von Entscheidungsprozessen forma-
lisierte Lösungsstrategien bereitstellen. Um den Zusammenhang dieser Verfah-
ren zu verdeutlichen, sind in Tab. 7 die wesentlichen Komponenten und ihre
Stellung im Ablauf der Entscheidungsfindung summarisch dargestellt. (Siehe
auch Borcherding & Schaefer, 1982.)

Tabelle 8: Gegenüberstellung von Zustandsdiagnose und Alternativen-
Evaluation in Entscheidungsprozessen.

Beurteilungsgegenstand

Modalität der
Beurteilung

Informationsbasis

mögliche Informationen

Zustände der Welt Alternativen im Hinblick

(Hypothesen) auf Ziele

H  =  { H i } A  =  { A k }

Wahrscheinlichkeit N u t z e n

hypothetische Datenquellen bewertungsrelevante

(Experimente)

D = {Di}

Aspekte Attr ibute)

x = {x l}

Ereignisse, Daten Ausprägungen von

Alternativen auf Attributen

Verknüpfung der
Informationen mit dem

Beurteilungsgegenstand

Aggregationsmodell

Likelihoods

P ( d jH i)

Bayes-Theorem

(Konsequenzen)

Bewertung der Konsequen-
zen im Hinblick auf Ziele

u(xl)

Multiattributive
Nutzentheorie

konkret anfallende
Informationen

es resultieren

Verknüpfung:

von zu klassifizierenden
Sachverhalten

d1, d2 . . .

Wahrscheinlichkeiten von
Zuständen

P(H i)

von zu bewerteten
Alternativen

x1, x2 . . .

Bewertungen der Alter-
nativen pro Zustand

Dabei betreffen die ersten beiden Blöcke (A und B) die Informationsverarbei-
tung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeits- und Nutzenaspekte; aus beidem
gemeinsam resultiert die Entscheidungsmatrix, in der beide Arten von Informa-
tionen zusammenfließen. Die Anwendung eines Entscheidungskriteriums auf
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diese Informationen führt zu der Entscheidung (Block C). Daß zwischen den
beiden Teilvorgängen ,,Zustands-Diagnose“ und ,,Alternativen-Evaluation“ in
allen wesentlichen Punkten Parallelität besteht, soll die Gegenüberstellung in
Tab. 8 verdeutlichen. Auf die generelle Entsprechung zwischen ,,probabilisti-
scher“ und ,,utilistischer“ Perspektive hat Jungermann (1977) hingewiesen; die
Korrespondenz beider Gesichtspunkte im Hinblick auf Informationsverarbei-
tungsprozesse wird in Borcherding (1981) behandelt.

In Block D von Tab. 7 geht es um die Güte resultierender Entscheidungen
allgemein und damit um eine Evaluation des Entscheidungsprozesses an sich.
Ausschlaggebend für die unmittelbare Evaluation ist die gewählte Alternative
A+ und der eintretende Zustand H+: Beide gemeinsam bestimmen die auftreten-
den Konsequenzen, und als Folge hiervon resultiert für den Entscheider der in
der entsprechenden Zelle der Entscheidungsmatrix angegebene Nutzen. Durch
den Vergleich des effektiven Nutzens U(A+/H+) mit dem Nutzen der ex post
besten Alternative maxk [U(A+/H+)] kann der oben genannte Opportunitäts-
verlust bestimmt werden.

Zusammenfassend ist festzustellen, daß folgende Faktoren die Höhe des aus
einer Entscheidung resultierenden Nutzens bestimmen:

- die mit den Alternativen pro Zustand verbundenen Nutzen,
- die Wahrscheinlichkeiten für die Zustände,
- das Entscheidungskriterium, auf Grund dessen eine Alternative gewählt

wird,
- der tatsächlich eintretende Zustand.

In bezug auf Nutzen- und Wahrscheinlichkeitsschätzungen kann man zusätz-
lich Sensibilitätsanalysen vornehmen. Dabei wird abgeschätzt, inwieweit die
Genauigkeit der verarbeiteten Schätzungen eine Auswirkung auf die resultie-
rende Entscheidung haben, und rückschließend läßt sich ermitteln, inwieweit
sich Mühen im Hinblick auf eine präzisere Erfassung bestimmter Aspekte
lohnen. Ein Entscheidungskriterium soll schließlich vor allem das Risiko des
Entscheiders - den zu erwartenden Opportunitätsverlust - möglichst gering
halten.

2.9 Die Anwendung entscheidungsanalytischer Verfahren als Ent-
scheidungshilfe

2.9.1 Ansatzpunkte für den Einsatz entscheidungsanalytischer
Verfahren

Ein Entscheider wird sich insbesondere in solchen Entscheidungssituationen
Hilfen wünschen, die er aus den unterschiedlichsten Gründen als schwierig
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erlebt und in denen er nicht unmittelbar über Lösungsstrategien verfügt. Liegt
die Schwierigkeit in der Komplexität der Entscheidungssituation, indem viele
Aspekte gleichzeitig zu berücksichtigen sind, die Konsequenzen der möglichen
Handlungsalternativen nicht genau vorhersehbar sind und keine der betrachte-
ten Alternativen den anderen eindeutig überlegen zu sein scheint, so liegen mit
den im Rahmen der Entscheidungstheorie entwickelten entscheidungsanalyti-
schen Verfahren Methoden vor, die auf solche konkreten Sachverhalte ange-
wendet werden und damit als Entscheidungshilfe fungieren können.

Die Entscheidungstheorie liefert eine übergreifende Sichtweise zur Behandlung
inhaltlicher Entscheidungsprobleme; die wichtigsten Aspekte der Analyse von
Entscheidungsfindungsprozessen sind in Abb. 16 noch einmal veranschaulicht.

Die Verwendung entscheidungsanalytischer Verfahren in konkreten Situatio-
nen erfordert die Abbildung des inhaltlichen Problems in ein geeignetes
entscheidungstheoretisches Modell; die mit dieser Übersetzung verbundenen
Probleme sind Hauptbestandteil jeder Entscheidungsanalyse und Vorausset-
zung für die Anwendung formalisierter Verfahren.

Entscheidungsanalysen können in die folgenden vier Schritte aufgegliedert
werden: Strukturierung des Entscheidungsproblems, Formulierung des ent-
scheidungstheoretischen Modells, Erhebung entscheidungsrelevanter Sachver-
halte und kritische Reflexion der numerischen Modellergebnisse. Entsprechend
hierzu können Entscheidungshilfeverfahren auf jeder einzelnen Stufe angesie-
delt, aber auch übergreifend verstanden und eingesetzt werden.

Tatsächliche Entscheidungsprobleme sind meist dadurch gekennzeichnet, daß
der Entscheider nicht so genau weiß, was er will (Ziele), was er tun kann
(Handlungsalternativen), welches die relevanten Aspekte sind (Attribute) und/
oder woher die benötigten Informationen zu beziehen sind. Aufgabenstellung
ist also eine Strukturierung (vgl. 2.3); entscheidungsanalytische Verfahren
hierzu können in entsprechenden Situationen als Entscheidungshilfe herange-
zogen werden. Weitergehende Überlegungen hierzu finden sich in Brown und
Ulvila (1977), Kelly (1978), Mac Crimmon und Taylor (1976) sowie v. Winter-
feldt (1980 b).

Die Ausarbeitung eines Modells stellt an den Entscheidungsanalytiker die
Aufgabe, gleichzeitig formalen und inhaltlichen Gesichtspunkten gerecht zu
werden, ohne Gesichtspunkte der Praktikabilität und der Einfachheit zu
vernachlässigen. Der Einsatz von Entscheidungsmodellen, welche von der
Dekomponierung des Entscheidungsproblems ausgehen, ist deswegen eine
durchgreifende Entscheidungshilfe, weil dabei die Komplexität des Entschei-
dungsproblems in überschaubare Teilbereiche aufgelöst wird, zu denen der
Entscheider eher Daten gewinnen oder Urteile abgeben kann; die Gesamtbeur-
teilung von Alternativen ist hieraus rekomponierbar.
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Abb. 16: Schema zur Struktur einer Entscheidungssituation.
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Die bei einer derartigen Entscheidungsanalyse stets gegebenen drei Ebenen -
Alternativen, Zustände, Attribute - sind in Abbildung 17 noch einmal gra-
phisch verdeutlicht. Grundsätzlich soll der daraus resultierende ,,Datenwürfel“
in einen ,,Datenstab“ reduziert werden, der je Alternative nur noch einen
Kennwert enthält. Es hängt von der jeweiligen Charakteristik des Entschei-
dungsproblems ab, ob dabei Bewertungsvorgänge in Abhängigkeit von Attri-
buten oder in Abhängigkeit von Zuständen (bildlich gesprochen: nur horizon-
tale oder vertikale ,,Scheiben“) als bestimmend für die Entscheidungsfindung
angesehen werden oder ob eine Gesamtperspektive geboten ist. Je nach
gewählter Vorgehensweise ist es weiterhin wichtig, Prozeduren zur Überprü-
fung von grundlegenden Unabhängigkeitsbedingungen zur Verfügung zu ha-
ben sowie Sensibilitätsuntersuchungen zur Robustheit einfacher Verfahren
gegenüber Verletzungen formaler Voraussetzungen anzustellen. Solche Er-
kenntnisse sind hilfreich, wenn dadurch die herangezogenen Entscheidungsmo-
delle überschaubarer werden; dies erhöht die Chance, daß der Entscheider die
modellgemäße Entscheidungshilfe und die dahinterstehende Konzeption ver-
steht und akzeptiert.

Abb. 17: Verknüpfung der Betrachtungsebene bei der Bewertung von Alternativen.

Bei der Erhebung der relevanten Sachverhalte geht es vor allem um die
Ermittlung von Wahrscheinlichkeiten und die Messung von Nutzen. Die dazu
entwickelten vielfaltigen Verfahren werden um so eher als Entscheidungshilfe
fungieren können, je ,,anwender-“ und ,,anwendungsfreundlicher“ sie-je nach
Problemstellung und Kenntnisstand der Untersuchungspersonen - sind; siehe
hierzu etwa Edwards (1977a), Edwards und Stillwell (1980) und Schütt (1981).
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Im Hinblick auf die sich ergebenden Modellergebnisse schließlich kann geprüft
werden, ob sie insgesamt mit den Globalbewertungen des Entscheiders überein-
stimmen (Fischer, 1979). Weiterhin läßt sich analysieren, welche Veränderun-
gen der Ausgangsbewertungen zu welchen Veränderungen der Entscheidung
zwischen Handlungsalternativen führen. Da man daraus ableiten kann, hin-
sichtlich welcher Aspekte eine präzisere Erfassung notwendig ist, um eine gute
Entscheidung treffen zu können, verbessert dies eine effektive Anwendung von
Entscheidungshilfeverfahren erheblich.

Die Anwendung entscheidungsanalytischer Verfahren als Entscheidungshilfe
kann - in Zeit oder Kosten gerechnet - schnell aufwendig werden. Ihr Einsatz ist
aber insbesondere dann angezeigt, wenn Entscheidungen wichtig sind, wieder-
holt getroffen werden, langfristig sind, viele betreffen und unabänderliche
Folgen haben.

dungsanalytischen Prozeduren

Einer der schwierigsten Schritte der Entscheidungsfindung ist die Strukturie-
rung eines Entscheidungsproblems. Doch während in einer Vielzahl wissen-
schaftlicher Arbeiten Probleme im Zusammenhang mit Erhebungsverfahren
sowie Modellentwicklungen und -Prüfungen behandelt werden, scheint die
Strukturierungsproblematik demgegenüber vernachlässigt worden zu sein,
z.B. weil sie als abhängig vom Einzelfall aufgefaßt wird. Dessen ungeachtet
determinieren die Feststellungen, die in der Strukturierungsphase getroffen
werden, naturgemäß alle folgenden Schritte der Entscheidungsanalyse.

Die Abbildung von Entscheidungsproblemen in entscheidungstheoretische
Sichtweisen geschieht häufig durch die Konstruktion von ,,Bäumen“, die
zugleich den Vorteil der Anschaulichkeit haben. Beispiele hierfür sind die
Zielbäume im Sinne von Keeney und Raiffa (1976), falls Nutzenüberlegungen
im Vordergrund stehen, die Ereignis- oder Fehlerbäume (Kelly & Barclay,
1973), falls es um Wahrscheinlichkeiten bzw. die Repräsentation von Wissens-
strukturen geht, und schließlich die Entscheidungsbäume (Brown, Kahr &
Peterson, 1974; Raiffa, 1968) für den Fall, daß der sukzessive Charakter mit
zeitlich-kausalen Entscheidungsabfolgen wesentlich ist und sowohl Nutzen als
auch Wahrscheinlichkeiten zu betrachten sind.

Der anfangs (in 2.3) ausführlicher behandelte Fall der Konstruktion von
Zielhierarchien und deren modellhafte Erfassung über multiattributive Nutzen-
modelle ist in der Anwendbarkeit auf inhaltliche Problematiken weit allgemei-
ner, als bei der Darstellung deutlich geworden sein mag. Diese Generalisierbar-
keit liegt in der Vielfalt dessen, was unter dem Gesichtspunkt von Attributen
erfaßt werden kann. Zumeist wird von dem Fall ausgegangen, daß Attribute
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verschiedene gleichzeitig gegebene Bewertungsaspekte von Alternativen erfas-
sen, im Fall der Bewertung von Autos z.B. die entstehenden Kosten, die zu
erwartende Lebensdauer, die Fahrleistung usw. Neben diesem ,,Normalfall“
können die Attribute aber ebenso verschiedene Zeitpunkte beinhalten; den
Zeitpunkten sind Gewichte zuzuordnen, und über Verfahren der multiattribu-
tiven Nutzentheorie können dann die Bewertungen von Alternativen über
Zeitpunkte hinweg aggregiert werden. Als Attribute können auch verschiedene
Individuen oder Interessengruppen gehandhabt werden; hierbei wird dann die
Bewertung von Alternativen über Personen aggregiert, und es läßt sich über die
Attributengewichte steuern, in welchem Grad das Gesamtergebnis - die
Gruppenentscheidung - durch die Bewertung der einzelnen Beteiligten be-
stimmt sein soll. In solchen Anwendungsfallen wird ein Außenkriterium für die
Berücksichtigung der betroffenen Interessengruppen erforderlich sein.

In diesem Zusammenhang sei auch an die erwähnte Ähnlichkeit von Prozessen
der utilistischen und der probabilistischen Informationsverarbeitung erinnert,
wenngleich die Modelle der Aggregation sich unterscheiden (vgl. Borcherding,
1981, zur Ähnlichkeit struktureller Aspekte sowie Keeney, 1983a, zur Erfas-
sung von Wahrscheinlichkeiten über Attribute).

Insgesamt ergibt sich, daß die entscheidungsanalytischen Methoden so generell
und flexibel sind, daß sie auf außerordentlich unterschiedliche Entscheidungs-
probleme anwendbar sind und damit die Grundlage für eine formalisierte
Entscheidungshilfe schaffen.

2.9.3 Plädoyer für die Nutzung formalisierter Entscheidungshilfe

Personen treffen fortwährend Entscheidungen, private oder institutionelle, sich
und/oder andere betreffend, einzeln oder in Gruppen. Dabei ist ganz durchge-
hend der Wunsch ausgeprägt, ,,gut“ , ,,rational“ und ,,richtig“ zu entscheiden,
d.h. Daten-, Kriterien- und Informations-orientiert zwischen den verschiede-
nen Alternativen abzuwägen mit dem Ziel, die für die eigene Situation beste zu
wählen. Diesem Anspruch gegenüber bleibt das tatsächliche Entscheidungsver-
halten von Personen weit zurück: Personen entscheiden auch in wichtigen
Entscheidungssituationen aus den unterschiedlichsten Gründen ,,suboptimal“
und häufig ad hoc. Entscheidungen werden in zu geringem Maße geplant und
koordiniert, die jeweiligen Umstände und Hintergründe unzureichend analy-
siert, zu wenig Informationen eingeholt und unbefriedigend aggregiert und
tatsächliche Entscheidungen nicht genügend reflektiert oder gar korrigiert.
Demgegenüber verfolgen Personen häufig einfache Entscheidungsstrategien
(Heuristiken), zeigen typische Fehler (Biases) und ,,Reagieren“ statt ,,Han-
deln“, wofür Tversky und Kahneman (1975) sowie Newell und Simon (1972)
viele Belege gesammelt und in ein psychologisches Konzept integriert haben.
Da die Diskrepanz zwischen dem Wunsch, ,,rational“ zu entscheiden, und der



Entscheidungstheorie und Entscheidungshilfeverfahren 159

Realität suboptimaler Entscheidungen durchaus erkannt wird, wurden Wege
der Abhilfe gesucht. Dazu sagt Edwards (1975, S. 292): “I would prefer to say
that men are tool-users, adept at inventing tools for whatever task may be at
hand. When the task is intellectual, men invent intellectual tools. When the
intellectual tools require supporting physical tools, they invent those, too.“
Unterliegen die Fähigkeiten von Entscheidern im Hinblick auf ,,gute“ Entschei-
dungen mehr oder weniger engen Grenzen, so können diese Mängel überwun-
den werden, indem Hilfsmittel geschaffen werden, mit denen der gewünschte
Grad an Genauigkeit und eine angemessene Verarbeitung der relevanten
Informationen erzielt werden kann. Die entscheidungsanalytischen Verfahren
liefern genau diese Hilfsmittel. Im Hinblick auf die Simulation eines komplexen
Entscheidungsfeldes bei Dörner, Kreuzig, Reither und Stäudel (1981) sei
angemerkt: So mancher ,,Bürgermeister“ von Lohhausen an der Lohe wäre gut
beraten gewesen, ,,überlegter“ zu entscheiden und Entscheidungshilfen anzu-
wenden - vielleicht wären dann Arbeitsplätze gesichert, die Umweltqualität
bewahrt und ein blühendes Gemeindeleben erhalten geblieben. Daß ebenso in
anderen Handlungsfeldern und nicht zuletzt bei vielfältigsten Problemen der
Marktpsychologie, der Betriebswirtschaft und der Organisationspsychologie
formalisierte Entscheidungshilfe geboten scheint, dürfte offensichtlich sein.

Bei der Auswahl und Anwendung entscheidungsanalytischer Verfahren kann in
der Regel ein Kompromiß zwischen formalen und inhaltlichen Ansprüchen
gefunden werden: Der Komplexitätsgrad des inhaltlichen Problems muß nicht
komplett abgebildet werden, indem von Unwesentlichem abstrahiert wird; den
axiomatischen Voraussetzungen entscheidungstheoretischer Modelle ist in der
Entscheidungsanalyse nur insoweit zu genügen, wie es die Sensitivität gegen-
über Verletzungen nahelegt; der Anwenderfreundlichkeit der Erhebungstech-
niken ist zu genügen, indem Übersichtlichkeit gewährleistet und auf vertraute
Denkmuster Rücksicht genommen wird.

Wenn hier für die Nutzung formalisierter Entscheidungshilfe plädiert wird, so
auch deswegen, weil die Anwendung entscheidungsanalytischer Verfahren ganz
wesentlich zur Transparenz der Entscheidungsfindung beiträgt. Dabei ist
nämlich erforderlich, den Kenntnisstand und die Auffassungen des Entschei-
ders hinsichtlich eines problematischen Sachverhalts aufzudecken und festzu-
halten. Dies betrifft die inhaltliche Kennzeichnung der relevanten Einflußgrö-
ßen; ihr Einfluß ist numerisch zu explizieren. Somit werden die den Entschei-
dungen zugrundeliegenden Meinungen und Werthaltungen transparent und
nachvollziehbar. Meinungsverschiedenheiten und Konflikte zwischen Perso-
nen und Gruppen von Personen in bezug auf das, was die beste Entscheidung
sei, können unter Nutzung entscheidungsanalytischer Verfahren zurückgeführt
werden auf den jeweiligen Stellenwert der einbezogenen Sachverhalte. Zugleich
können dabei die Ursachen von Entscheidungskonflikten aufgedeckt und
Einigungsmöglichkeiten operationaler diskutiert werden. Ein derart offenge-
legter und aufgegliederter Entscheidungsvorgang ermöglicht es auch eher, aus
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Fehlentscheidungen zu lernen und Entscheidungen gezielt zu revidieren. Ein
solches Vorgehen bei der Nutzung der Entscheidungstheorie als Entschei-
dungshilfe in komplexen Entscheidungssituationen erscheint besonders dann
wesentlich, wenn es sich um institutionelle Entscheidungen handelt, deren
Folgen auch für andere gravierend und langfristig wirksam sind.
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